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Verschwörungstheorien

Im Internet gibt es eine Seite mit den „21 besten Verschwörungs-
theorien“; sie sind dem Buch „Das listenreiche Buch der Wahrheit“ 
(Michael Ringel, Fischer-TB 1998, S. 55 ff.) entnommen. Hier eine 
Auswahl:

•	 Die Mondlandung wurde von der NASA nur vorgetäuscht.

•	 Papst Johannes Paul I. wurde 1978 von der vatikan-eigenen Mafia 
und den Kräften um die „Bank zum Heiligen Geist“ vergiftet.

•	� In einem Hangar auf der amerikanischen Air Force Base 
Wright-Patterson lebt ein Außerirdischer.

•	� Die Russen haben an einem geheimen Stützpunkt in Sibiri-
en Kinder in außersinnlicher Wahrnehmung ausgebildet. Die 
Kinder können allein mit ihren Gedanken Menschen an jedem 
beliebigen Ort auf der Welt töten.

Einige der „Theorien“ sind erkennbar an Filmstoffe und Hor-
ror-Romane angelehnt bzw. werden dort aufgegriffen. Eine simu-
lierte Landung auf dem Mars beispielsweise ist Thema des ameri-
kanischen Films „Unternehmen Capricorn“ (1978). Im letzten Teil 
der „Pate(n)“-Trilogie (1990) fällt der neu gewählte Papst einem von 
einer Geheimloge angezettelten Mord zum Opfer. Kinder mit tele-
pathischen Kräften treiben ihr Unwesen in dem Buch „Kuckucks
kinder“ (1957) und in den darauf basierenden Verfilmungen („Das 
Dorf der Verdammten“, 1960 und 1995)

Verschwörungstheorien sind nicht auf die internationale Politik 
beschränkt. Es gibt auch Beispiele für vermeintliche Teufeleien auf 
regionaler Ebene. Im Internet kann man über die nordrhein-west-
fälische Ministerpräsidentin Hannelore Kraft lesen, sie stehe als 
„politisch Verantwortliche für eine Polizei, eine Justiz und einen 
Staatsschutz, die man nur noch als ein hoch kriminelles Unterdrü-
ckungssystem verstehen kann, das vor keinem noch so niederträch-
tigen Mord und anderen Schwerverbrechen zurückschreckt.“ Ein 
paar Nummern kleiner war die von Studenten an einer Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung geäußerte Vermutung, die für die 
Laufbahnprüfung eingerichteten Kommissionen seien angewiesen, 
einen bestimmten Prozentsatz der Kandidaten durchfallen zu las-
sen, um die Einstellungsbehörden finanziell zu entlasten. Auch das 
Gerücht, einige Prüfer hätten Handschriftenproben angelegt, um 
das Anonymitätsprinzip auszuhebeln, fiel auf fruchtbaren Boden.

Sogar in Zeitschriften, die den Anspruch auf Wissenschaftlich-
keit erheben, wird man zuweilen fündig. In einem (im November 
2014 veröffentlichen) Aufsatz in der Zeitschrift „Kriminalistik“ 
über die Legalisierung von Cannabis vertritt der Autor, ein pen
sionierter Polizist, die These, Politiker und der „Staat“ betrieben 
aus schnöder Geldgier die schleichende Legalisierung der Droge. 
Der Verfasser weiß: „Der Staat, Investoren und Händler treten lo-
kal, national wie international mindestens (sic!) auf Kooperations-
basis mit der Organisierten Kriminalität in die Handelsstruktur 
ein. Sie sind die Profiteure der Legalisierung“.

Einige Verschwörungstheorien sind recht unterhaltsam. Vielleicht 
haben intelligente Zyniker sie erfunden, um sich einen Spaß zu 
machen. Die Anhänger der „Theorien“ nehmen sie aber ernst, 
ihre Sicht auf die Welt im Großen und Kleinen wird dadurch be-
einflusst. Wer die Regierungschefin eines Bundeslandes für eine 
Mafia-Patin hält, denkt wahrscheinlich auch, dass jede für ihn 
nachteilige Verwaltungsentscheidung auf üblen Machenschaften 
beruht. Ein Bußgeldbescheid wegen eines unangeleinten Hundes 
kann danach nur die gezielte Schikane eines Kartells von amtli-
chen Hundehassern sein. Das „Knöllchen“ für den falsch geparkten 
Mercedes wurde von einer neidischen Politesse ausgestellt, die es 
besonders auf die Besitzer teurer Autos abgesehen hat.

Der Umgang mit Verschwörungstheoretikern ist nicht leicht. Der 
Autor des Artikels über Cannabis hat vorsorglich eventuelle Kriti-
ker kurzerhand so abgefertigt: „Sozialromantiker“. 

Zumindest in leichten Fällen ist es vielleicht möglich, die Behaup-
tung einer Verschwörung mit Sachargumenten zu widerlegen. Dazu 
gehört vor allem ein offener Umgang mit den Gründen für eine 
Verwaltungsentscheidung. Das Recht auf Akteneinsicht beziehungs-
weise auf Zugang zu Informationen sollte großzügig ausgelegt wer-
den. Wer sich hier kleinlich verhält, riskiert den (manchmal sogar 
berechtigten) Vorwurf, etwas verheimlichen zu wollen. Gegen einen 
verbohrten Internetmob ist allerdings kein Kraut gewachsen. 

Übrigens habe ich diese Kolumne für ein fettes Honorar im Auftrag 
interessierter Kreise geschrieben, um die Leserschaft in Sicherheit 
zu wiegen und den klaren Blick auf die wahre Lage zu verschleiern! 

� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Abhandlungen

1. Ziel

Mit dieser Abhandlung wird der vollständige Finanzplan1 – auch 
„liebevoll“ VoFi genannt – vorgestellt, der in der Privatwirtschaft 
bereits seit Langem2 erfolgreich im Investitionscontrolling einge-
setzt wird. Um die Anwenderin und den Anwender3 der klassischen 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen4 wie Kapitalwert-, Annuitäten-, 
Horizontwert- und interne Zinsfußmethode von diesem weiterfüh-
renden Instrument für eine projektbezogene Investitions- und Fi-
nanzierungsplanung als Grundlage für politische Entscheidungen zu 
überzeugen, werden unterschiedliche Varianten mit Praxisbeispielen 
aus der öffentlichen Verwaltung dargestellt.

2. Begriff

Bei der ersten Begegnung mit dieser Methode sind vorab einige 
Aspekte zum Begriff der vollständigen Finanzplanung zu erläutern. 
So führt das Wort „vollständig“ häufig zu Missverständnissen, denn 
damit ist nicht gemeint, dass eine vollständige Erfassung sämtli-
cher monetärer und nicht monetärer Aktivitäten des Investors in 
der Zukunft stattfindet. Eine vollständige Planung im Rahmen der 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen ist unrealistisch bis unmöglich, da 
sich Planungsrechnungen gerade dadurch auszeichnen, dass sie mit 
Unsicherheiten behaftet sind. Der Begriff „vollständig“ ist hier an-
ders gemeint. Während bei den klassischen Instrumenten der Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen die Annahmen der Finanzierung implizit 
(= inbegriffen, mit einbezogen) berücksichtigt werden, ist es bei der 
Methode der vollständigen Finanzplanung so, dass sie vollständig 
beschrieben werden. Das heißt, die Finanzierungsannahmen werden 
expliziert (= erklärt, erörtert). „Expliziere die Implikationen!“ – das ist 
der Leitsatz des vollständigen Finanzplans. Demnach müsste diese 
Rechentechnik explizierte Finanzplanung (kurz: ExFi) heißen.5 Da 

* 	 Oberamtsrat Markus Küßner ist stellvertretender Referatsleiter im Ministerium 
für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein und Lehrbeauftragter für Öffentliche Betriebswirtschaftslehre an 
der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung in Altenholz und an der 
Verwaltungsakademie in Bordesholm.

1 	 Die vollständige Finanzplanung ist eine Planungstechnik, die in der Literatur 
auch als Kontoentwicklungsplanung bezeichnet wird. In der englischsprachigen 
Literatur wird VoFi mit Visualization of Financial Implications übersetzt.

2 	 Der vollständige Finanzplan ist im Grunde genommen gar nichts Neues. Bereits 
im Jahr 1962 als eine weitere Methode der Wirtschaftlichkeitsrechnungen in 
den Grundzügen von Matthias Heister in dem Buch „Rentabilitätsanalyse von 
Investitionen“ entwickelt, hat ihn Heinz Lothar Grob seit 1988 mit dem Buch 
„Wirtschaftlichkeitsrechnung mit vollständigen Finanzplänen (VoFIs) – Eine 
Fallstudiengeschichte für Anfänger“ weiterentwickelt.

3 	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden ausschließlich die 
männliche Schreibweise verwendet, mit der Frauen im selben Umfang gemeint 
sind wie Männer.

4 	 Mehr dazu in: Klümper, Bernd/Möllers, Heribert/Zimmermann, Ewald, 2014, 
Kommunale Kosten- und Wirtschaftlichkeitsrechnung, 18. Auflage, Witten.

5 	 Vgl. Grob, Heinz Lothar, 1988, Wirtschaftlichkeitsrechnungen mit vollständigen 
Finanzplänen (VoFIs) – Eine Fallstudiengeschichte für Anfänger, Münster.

sich ExFi aber nicht so gut anhört wie VoFi, bleiben Investitionsthe-
oretiker und Praktiker offenbar lieber beim Begriff des vollständigen 
Finanzplans, obwohl der Begriff der „Finanzplanorientierten Inves-
titionsrechnung“ wohl zutreffender wäre.

3. Beschreibung

Der vollständige Finanzplan ist eine Weiterentwicklung der klassi-
schen dynamischen Methoden6, da beispielsweise die Finanzierung 
der Anschaffungsauszahlung und ihre finanziellen Auswirkungen in 
einer Tabelle beschrieben werden und so eine mitlaufende Kontrolle 
des Liquiditätsstatus des Investitionsprojekts möglich ist. Kontoent-
wicklung, Zins- und Tilgungszahlungen sowie der Saldo werden ex-
plizit sichtbar, was in einer klassischen Wirtschaftlichkeitsrechnung 
(zum Beispiel Kapitalwertmethode) nicht der Fall ist. Daher ist diese 
Technik in der öffentlichen Verwaltung im laufenden Investitions-
controlling7 gerade bei projektbezogener und langfristiger Planung 
unverzichtbar, insbesondere angesichts der öffentlichen Verschuldung 
und einiger aktueller Negativbeispiele kostenträchtiger Großprojekte 
der öffentlichen Verwaltung8. Zudem hat die Sensibilität der Bürger 
und der Medien für diese Thematik deutlich zugenommen, so dass 
sich die Erwartungshaltung an die Anwender der Wirtschaftlich-
keitsrechnungen und an die Entscheidungsträger, also an die Politik, 
verändert hat.

Der vollständige Finanzplan hat seine rechtlichen Grundlagen so-
wohl in § 7 Bundeshaushaltsordnung als auch in § 7 der entsprechen-
den Landeshaushaltsordnungen der Länder und in den dazugehöri-
gen Verwaltungsvorschriften bzw. in den kameralen und doppischen 
Gemeindehaushaltsverordnungen, zum Beispiel in § 12 Gemeinde-
haushaltsverordnung-Doppik Schleswig-Holstein oder § 9 Gemein-
dehaushaltsverordnung-Kameral Schleswig-Holstein.

Die klassischen Verfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnungen unter-
stellen als eine wichtige Prämisse einen vollkommenen Kapitalmarkt, 
auf dem Geld nie knapp, Kredite jederzeit verfügbar sind und der 
Sollzins dem Habenzins entspricht, der sich zudem über die Lauf-

6 	 Man unterscheidet hauptsächlich zwei Gruppen von Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen, und zwar die dynamischen und die statischen Verfahren. Statische Ver-
fahren verzichten auf die Berücksichtigung der Unterschiede im zeitlichen Anfall 
der jeweiligen Rechengrößen, wohingegen dynamische Verfahren mit Hilfe der 
Finanzmathematik die Tatsache einbeziehen, dass es einen Unterschied macht, 
ob eine Ein- oder Auszahlung beispielsweise in einem oder in fünf Jahren anfällt.

7 	 Mehr zum Begriff Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Bak, Bernd, 2009, 
Controlling kompakt – eine Einführung in das Controlling öffentlicher Ver-
waltungen, in: Deutsche Verwaltungspraxis, Fachzeitschrift für die öffentliche 
Verwaltung (DVP), 2009, S. 29–34.

8 	 Die Elbphilharmonie in Hamburg, der Nürburgring in Rheinland-Pfalz und 
der Flughafen Berlin Brandenburg sind beispielhaft zu nennen. Kostenträchtige 
Negativbeispiele gibt es selbstverständlich auch in der Privatwirtschaft, die aller-
dings in der Öffentlichkeit nicht so intensiv diskutiert oder erst gar nicht bekannt 
werden.

Markus Küßner*

Investitionscontrolling 
– Der vollständige Finanzplan als Weiterentwicklung der klassischen 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen in der öffentlichen Verwaltung –
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zeit nie verändert.9 Diese Annahme beinhaltet eine deutliche Dis-
krepanz zur Realität. Als Folge dieser Prämisse ist es unerheblich, 
wo die Mittel der Anschaffungsauszahlung bei der Berechnung des 
Entscheidungskriteriums eines dynamischen Verfahrens (zum Bei-
spiel Kapitalwert) herkommen. Für den Anwender in der öffentli-
chen Verwaltung ist dies äußerst unbefriedigend, vor allem wenn es 
darum geht, die Investition für ein einzelnes, gut trennbares Projekt 
zu betrachten, bei dem sich folglich ein spezifischer Kredit und gege-
benenfalls Eigenkapital10 zu dieser Investition ohne Schwierigkeiten 
direkt zurechnen lassen. Es wird dann von einer projektbezogenen 
Investitions- und Finanzierungsplanung gesprochen, für die sich die 
Technik des vollständigen Finanzplans anbietet, um Investition, Fi-
nanzierung und Liquidität aufeinander abzustimmen.

In einem vollständigen Finanzplan werden die einer Investition zu-
rechenbaren Ein- und Auszahlungen einschließlich der finanziellen 
Auswirkungen in einer Tabelle dargestellt, die finanzmathematisch 
anspruchslos ist. Es wird nicht nur die Zahlungsfolge einer Investition 
berücksichtigt, die ursächlichen Zahlungen, sondern explizit auch 
Zahlungen, die auf finanzielle Dispositionen hinsichtlich der Inves-
tition zurückzuführen sind, die abgeleiteten Zahlungen.11 Abgeleitete 
oder derivative Zahlungen sind beispielsweise Zahlungen aus der Fi-
nanzmittelaufnahme und -anlage oder steuerliche Konsequenzen12.

Der vollständige Finanzplan verwendet keinen wirklichkeitsfremden 
Einheitszinssatz, sondern arbeitet mit Zinssätzen, die auf dem Kapital-
markt tatsächlich erzielt werden können bzw. bezahlt werden müssen.13

4. Konkretisierungsgrade und Entscheidungskriterium

Vollständige Finanzpläne können hinsichtlich der abgeleiteten Zah-
lungen mit unterschiedlichen Konkretisierungsgraden ausgestattet 
werden. Der Konkretisierungsgrad 2 berücksichtigt eine beliebige 
Anzahl von Finanzierungsquellen mit unterschiedlichen Tilgungsver-
läufen und Laufzeiten,14 wobei der Konkretisierungsgrad 1 lediglich 
zwischen Soll- und Habenzinssatz unterscheidet.15 Für beide Kon-
kretisierungsgrade gilt, dass die Zinssätze im Zeitablauf des Betrach-
tungszeitraums variabel sein können und dass das Eigenkapital für die 
Berechnung der Opportunität auf der Grundlage des Endwertkonzepts 
durch Aufzinsung mit dem Habenzinssatz16 auf das Ende der Lauf-
zeit der Investition berechnet werden muss. Dieser Wert wird mit dem 
Endwert der Investition aus dem vollständigen Finanzplan verglichen, 

9 	 Vgl. Hufnagel, Wolfgang/Meßmann, Andreas, 2002, Der vollständige Finanzplan 
im Kontext der Methoden der Investitionsrechnung, in: Verwaltungsrundschau, 
Zeitschrift für Verwaltung in Praxis und Wissenschaft, Heft 3/2002, S. 80–85.

10 	Eigenkapital im Sinne des vollständigen Finanzplans sind die für die Investition 
vorhandenen eigenen Finanzmittel, zum Beispiel in Form einer Rücklage.

11 	Vgl. Götze, Uwe/Bloech, Jürgen, 2002, Investitionsrechnung, 3. Auflage, Heidel-
berg, S. 119 ff.

12 	Bei der hier dargestellten Einführung in die vollständige Finanzplanung für die 
öffentliche Verwaltung wird auf die Möglichkeit der Einbeziehung der Steuer-
erstattungen und -zahlungen bewusst verzichtet.

13 	Vgl. Hufnagel, Wolfgang/Meßmann, Andreas, ebd.
14 	So können beispielsweise Kredite mit Raten-, Annuitäten- und Endtilgung be-

rücksichtigt werden.
15 	Der Konkretisierungsgrad 0, also der niedrigste Konkretisierungsgrad, der nur 

einen einheitlichen Kalkulationszinssatz (Durchschnittszinssatz) unterstellt, 
wird hier aufgrund dieser überwiegend wirklichkeitsfremden Prämisse nicht 
dargestellt, da es ja gerade der Vorteil des vollständigen Finanzplans ist, mit un-
terschiedlichen Zinssätzen zu arbeiten.

16 	Der Habenzinssatz für die Berechnung der Opportunität kann unabhängig von 
den im vollständigen Finanzplan anzusetzenden Zinssätzen gewählt werden.

da die Betrachtung von Investitionsmöglichkeit und Opportunität ge-
trennt erfolgt. Die Differenz ist der zusätzliche Endwert und damit ein 
Entscheidungskriterium zur Beurteilung der absoluten Vorteilhaftig-
keit17 von Investitionen. Es ist dann zu investieren, wenn der Endwert 
der Investition größer ist als der Endwert der Opportunität,18 also der 
zusätzliche Endwert größer als null ist.

Es gilt demnach:
	 EWOpp = EK × Aufzinsungsfaktor
	 EWOpp = EK × (1 + io)n

	 EWZ = EWInv – EWOpp
Die Investition ist absolut vorteilhaft, wenn EWZ > 0.

Abkürzungen:
EWZ 	 = 	 zusätzlicher Endwert
EWInv 	= 	� Endwert der Investition (Bestand an liquiden Mitteln am 

Ende des Betrachtungszeitraums)
EWOpp 	=	 Endwert der Opportunität
EK 	 =	 eigene Finanzmittel für die Investition (Eigenkapital)
io 	 =	 Zinssatz für die Opportunität in Dezimalform
n 	 =	 Nutzungsdauer in Jahren (Betrachtungszeitraum)

Falls keine eigenen Finanzmittel (EK) zur Verfügung stehen, entfällt 
die Berechnung des Endwerts der Opportunität (EWOpp). Die Inves-
tition ist dann absolut vorteilhaft, wenn der Endwert der Investition 
(EWInv) größer als null ist.

Im Hinblick auf die relative Vorteilhaftigkeit werden dagegen die 
Endwerte von verschiedenen Investitionen (EWInv) verglichen. Die 
Entscheidung fällt dann zugunsten des höchsten Endwerts.19

5. Arbeitsschritte

Die Arbeitsschritte bei der Aufstellung der Tabelle eines vollständi-
gen Finanzplans mit den unterschiedlichen Konkretisierungsgraden 
laufen in einem vorgegebenen Schema ab:20

1.	 Festlegung eines Betrachtungszeitraums (Planungshorizont) in 
Jahren.
2.	 Übernahme der Zahlungsfolge der Investition (ursächliche Zah-
lungen). Alle Ein- und Auszahlungen fallen nachschüssig an. Die 
getroffene Annahme verschiebt alle Zahlungen des Zeitraums Jahr 
auf den Zeitpunkt Jahresende.21

3.	 Übernahme des im Zeitpunkt null vorhandenen Eigenkapitals 
(vorhandene eigene Finanzmittel).
4.	 Übernahme des zur Finanzierung der Anschaffungsauszahlung 
aufzunehmenden Kreditbetrags.
5.	 Berechnung der Geldanlage der überschüssigen liquiden Mittel.

17 	Mit der absoluten Vorteilhaftigkeit soll die Frage beantwortet werden, ob eine 
Investition für sich genommen lohnend ist.

18 	Neben der Endwertkonzeption gibt es noch die Anfangswertkonzeption, auf die 
nicht näher eingegangen wird, da beide Konzeptionen zur gleichen Entscheidung 
bei der Beurteilung von Investitionsvorhaben führen.

19 	Es stellt sich dabei immer die Frage, inwieweit verschiedene Investitionen über-
haupt vergleichbar sind, wenn beispielsweise die Nutzungsdauer voneinander 
abweicht.

20 	Modifiziert übernommen aus: Grob, Heinz Lothar, 1999, Einführung in die In-
vestitionsrechnung, 3. Auflage, München.

21 	Vorteil der Jahresendfiktion ist, dass nicht mit unterjährigen Zinssätzen gearbei-
tet werden muss.
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6.	 Überprüfung des Finanzierungssaldos von null. Der Finanzie-
rungssaldo muss in jedem Jahr null ergeben, da Mittelherkunft und 
-verwendung ausgeglichen sein müssen (Prüfzeile).
7.	 Kreditstand und Guthabenstand berechnen.
8.	 Bestandssaldo eintragen (Guthabenstand – Kreditstand)
9.	 Berechnen der Zinsen im Jahr 1 vom Bestand der Vorperiode.
10.	 Berechnen der Tilgung im Jahr 1, gegebenenfalls Krediterwei-
terung, Geldanlage durchführen bzw. reduzieren und Habenzins be-
rechnen.

Der Prozess ist für jedes Jahr der Betrachtung durchzuführen. Als 
Ergebnis erhalten wir den Endwert der Investition (EWInv), also den 
Bestand an liquiden Mitteln am Ende des Betrachtungszeitraums. 
Für die Durchführung der Arbeitsschritte gibt es Tabellenkalkulati-
onsprogramme, die die praktische Anwendung einfach machen. Der 
Neuling dieser Rechentechnik sollte sich jedoch anfangs die Mühe 
machen, einen vollständigen Finanzplan „mit dem Taschenrechner 
in der Hand“ durchzurechnen und zu kontrollieren, ob wirklich alle 
Arbeitsschritte vollständig verstanden wurden – denn spätestens bei 
der Präsentation eines vollständigen Finanzplans kommen die ersten 
kritischen Nachfragen.

Die standardisierten Tabellen zur Erstellung der vollständigen Fi-
nanzplanung für die Konkretisierungsgrade 1 und 2 sind folgender-
maßen aufgebaut:22

Vollständiger Finanzplan (VoFi), Konkretisierungsgrad 1

A B
Zeitpunkt 

n = 0
Zeitpunkt 

n = 1
Zeitpunkt n 

= 2 …

1 Zahlungsfolge der Investition (+ oder –)

2 Eigenkapital
3 + Anfangsbestand

4 – Entnahmen

5 + Einnahme

6 Kredit
7 + Aufnahme

8 – Tilgung

9 – Sollzinsen

10 Geldanlage
11 – Anlage

12 + Auflösung 

13 + Habenzins

14 Finanzierungssaldo Prüfzeile 0 (prüfen) 0 (prüfen) 0 (prüfen)

15 + Kreditstand

16 + Guthabenstand

17
Bestandssaldo

(+ oder –) 
(Zeile 16 – 15)

Zeile 1 und 17: Vorzeichen eintragen.
Zeile 3 bis 13, 15 und 16: Keine Vorzeichen eintragen; sie ergeben 
sich aus der Spalte B.
Zeile 14: Wert aus Zeilen 1 bis 13 muss null ergeben.

22 	Modifiziert übernommen aus: Götze, Uwe/Bloech, Jürgen, ebd. und Grob, Heinz 
Lothar, ebd.

Vollständiger Finanzplan (VoFi), Konkretisierungsgrad 2

A B
Zeitpunkt 

n = 0
Zeitpunkt 

n = 1
Zeitpunkt  
n = 2 …

1 Zahlungsfolge der Investition (+ oder -)

2 Eigenkapital
3 + Anfangsbestand

4 – Entnahmen

5 + Einnahme

6 Kredit 1
7 + Aufnahme

8 – Tilgung

9 – Sollzinsen

10 Kredit 2
11 + Aufnahme

12 – Tilgung

13 – Sollzinsen

14 Geldanlage23

15 – Anlage

16 + Auflösung

17 + Habenzins

18 Finanzierungssaldo Prüfzeile 0 (prüfen) 0 (prüfen) 0 (prüfen)

19 + Kreditstand

20 + mit Kredit 1

21 + mit Kredit 2

22 + Guthabenstand

23
Bestandssaldo

(+ oder –)
(Zeile 22 – 19)

Zeile 1 und 23: Vorzeichen eintragen.
Zeile 3 bis 17, 19 bis 22: Keine Vorzeichen eintragen; sie ergeben sich 
aus der Spalte B.
Zeile 18: Wert aus Zeilen 1 bis 17 muss null ergeben.

6. Praxisbeispiele

Die beiden Konkretisierungsgrade sollen nun an drei überschaubaren 
Praxisbeispielen dargestellt werden.

Praxisbeispiel 1 für den Konkretisierungsgrad 1:
Der Eigenbetrieb Bauhof und Hafen der Ostseegemeinde Kosel, 
von dem zahlreiche handwerkliche und technische Leistungen für 
die Gemeinde und ortsansässige Vereine erbracht werden, hat die 
Möglichkeit, für die Gemeinde Güso weitere handwerkliche Leis-
tungen zu übernehmen. Dazu müssten mehrere Elektro-Kleinlaster 
beschafft werden. Die Anschaffungsauszahlung im Zeitpunkt n = 0 
(heute) beträgt 500.000 Geldeinheiten (GE) und die zusätzlichen 
Nettoeinnahmen durch die Übernahme der neuen Leistungen be-
tragen 150.000 GE pro Jahr ( Jahr 1 bis 5) für die Nutzungsdauer, 
die auf 5 Jahre24 angesetzt wird. Der Sollzins für einen Standard-

23 	Es wäre zudem möglich, verschiedene Formen der Geldanlage zu berücksichti-
gen.

24 	Es werden bei den folgenden Praxisbeispielen nur relativ geringe Laufzeiten an-
gesetzt, um die Rechentechnik des vollständigen Finanzplans prägnant darzu-
stellen.
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kredit in Höhe von 450.000 GE beträgt 3 % pro Jahr (Auszah-
lung 100 %), der Habenzins 1 % pro Jahr. Für die Anschaffung der 
neuen Elektro-Kleinlaster sind eigene Finanzmittel in Höhe von 
50.000 GE als Rücklage vorhanden, die zum Zeitpunkt des Kaufs 
der Fahrzeuge im Zeitpunkt n = 0 eingesetzt werden sollen. Am 
Ende der Nutzungsdauer ( Jahr 5) können die Fahrzeuge insgesamt 
für 20.000 GE veräußert werden. Es wird davon ausgegangen, dass 
die jährlichen Nettoeinnahmen sofort zur Tilgung des Kredits ein-
gesetzt werden.

Es stellt sich die Frage, ob die Investition in die Elektro-Kleinlaster 
für die Erbringung der weiteren Leistungen absolut gesehen lohnend 
ist. Mit Hilfe des vollständigen Finanzplans möchte die Betriebslei-
tung der Ostseegemeinde Kosel errechnen, ob die Investition vorteil-
haft ist, wobei das Entscheidungskriterium der zusätzliche Endwert 
(EWZ) ist. Zudem möchte die Gemeindevertretung einen vollstän-
digen Finanzplan präsentiert bekommen, um eine nachvollziehbare 
Übersicht über die geplante Entwicklung der jährlichen Liquidität zu 
erhalten, um dann eine Entscheidung treffen zu können.

Erklärung der Beträge im VoFi:
Prüfzeile, Jahr 0: –500.000 + 50.000 + 450.000
Zeile 17, Jahr 0: –450.000 (0 – 450.000)
Zeile 8, Jahr 1: 136.500 (150.000 – 13.500)
Zeile 9, Jahr 1: 13.500 (3 % von 450.000)
Prüfzeile, Jahr 1: 150.000 – 136.500 – 13.500
Zeile 15, Jahr 1: 313.500 (450.000 – 136.500)
Zeile 17, Jahr 1: –313.500 (0 – 313.500)
Zeile 8, Jahr 2: 140.595 (150.000 – 9.405)
Zeile 9, Jahr 2: 9.405 (3 % von 313.500)
Prüfzeile, Jahr 2: 150.000 – 140.595 – 9.405
Zeile 15, Jahr 2: 172.905 (313.500 – 140.595)
Zeile 17, Jahr 2: –172.905 (0 – 172.905)
Zeile 8, Jahr 3: 144.812,85 (150.000 – 5.187,15)
Zeile 9, Jahr 3: 5.187,15 (3 % von 172.905)
Prüfzeile, Jahr 3: 150.000 – 144.812,85 – 5.187,15
Zeile 15, Jahr 3: 28.092,15 (172.905 – 144.812,85)
Zeile 17, Jahr 3: –28.092,15 (0 – 28.092,15)
Zeile 8, Jahr 4: 28.092,15 (Resttilgung)
Zeile 9, Jahr 4: 842,76 (3 % von 28.092,15)
Zeile 11, Jahr 4: 121.065,09 (150.000 – 28.092,15 – 842,76)
Prüfzeile, Jahr 4: 150.000 – 28.092,15 – 842,76 – 121.065,09
Zeile 15, Jahr 4: 0 (28.092,15 – 28.092,15)

Zeile 16, Jahr 4: 121.065,09 (150.000 – 28.092,15 – 842,76)
Zeile 17, Jahr 4: 121.065,09 (121.065,09 – 0)
Zeile 11, Jahr 5: 171.210,65 (170.000 + 1.210,65)
Zeile 13, Jahr 5: 1.210,65 (1 % von 121.065,09)
Prüfzeile, Jahr 5: 170.000 – 171.210,65 + 1.210,65
Zeile 15, Jahr 5: 0 (Kredit im Jahr 4 getilgt)
Zeile 16, Jahr 5: 292.275,74 (171.210,65 + 121.065,09)
Zeile 17, Jahr 5: 292.275,74 (292.275,74 – 0) = EWInv = Bestand an 
liquiden Mitteln im Jahr 5

Berechnung des zusätzlichen Endwerts (EWZ):
EWOpp = EK × Aufzinsungsfaktor
EWOpp = EK × (1 + io)n

EWOpp = EK × (1 + 0,01)5

EWOpp = 50.000 * 1,051010
EWOpp = 52.550,50
EWZ = EWInv – EWOpp
EWZ = 292.275,74 – 52.550,50
EWZ = 239.725,24

Entscheidungsregel: Die Investition ist absolut vorteilhaft, wenn 
EWZ > 0. Da dies in diesem Beispiel zutreffend ist, sollte investiert 
werden.

Lösungsvorschlag:

VoFi der Investition (in Geldeinheiten)

A B Zeitpunkt  
n = 0

Zeitpunkt  
n = 1

Zeitpunkt  
n = 2 

Zeitpunkt  
n = 3

Zeitpunkt  
n = 4

Zeitpunkt  
n = 5

1 Zahlungsfolge der Investition (+ oder -) -500.000 +150.000 +150.000 +150.000 +150.000 +170.000

2 Eigenkapital
3 + Anfangsbestand 50.000

4 - Entnahmen

5 + Einnahme

6 Kredit 3 %

7 + Aufnahme 450.000

8 - Tilgung 136.500 140.595 144.812,85 28.092,15

9 - Sollzinsen 13.500 9.405 5.187,15 842,76

10 Geldanlage
11 - Anlage 121.065,09 171.210,65

12 + Auflösung

13 + Habenzins 1 % 1.210,65

14 Finanzierungssaldo Prüfzeile 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft)

15 + Kreditstand 450.000 313.500 172.905 28.092,15 0 0

16 + Guthabenstand 0 0 0 0 121.065,09 292.275,74

17 Bestandssaldo (+ oder -) -450.000 -313.500 -172.905 -28.092,15 +121.065,09 +292.275,74
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Praxisbeispiel 2 für den Konkretisierungsgrad 2:
Der oben genannte Eigenbetrieb setzt nun für die benötigten 450.000 
GE zwei Kredite ein, und zwar ein Annuitätendarlehen in Höhe von 
320.000 GE zu 1,75 % Zinsen pro Jahr bei einer Laufzeit von 4 Jahren 

und einer Auszahlung zu 100 %. Des Weiteren werden 130.000 GE 
über einen Kontokorrentkredit zu 8 % Zinsen pro Jahr finanziert. 
Ansonsten gelten die Annahmen aus dem ersten Praxisbeispiel. Der 
vollständige Finanzplan sieht nun folgendermaßen aus:

Erklärung der Beträge im VoFi:
Prüfzeile, Jahr 0: –500.000 + 50.000 + 320.000 + 130.000
Zeile 19, Jahr 0: 450.000 (320.000 + 130.000)
Zeile 23, Jahr 0: –450.000 (0 – 450.000)
Zeile 8, Jahr 1: 77.930,36 (83.530,36 – 5.600)
Zeile 9, Jahr 1: 5.600 (1,75 % von 320.000)
Zeile 12, Jahr 1: 56.069,64 (66.469,64 – 10.400)
Zeile 13, Jahr 1: 10.400 (8 % von 130.000)
Prüfzeile, Jahr 1: 150.000 – 77.930,36 – 5.600 – 56.069,64 – 10.400
Zeile 19, Jahr 1: 316.000 (242.069,64 + 73.930,36)
Zeile 20, Jahr 1: 242.069,64 (320.000 – 77.930,36)
Zeile 21, Jahr 1: 73.930,36 (130.000 – 56.069,64)
Zeile 23, Jahr 1: –316.000 (0 – 316.000)

Zeile 8, Jahr 2: 79.294,14 (83.530,36 – 4.236,22)
Zeile 9, Jahr 2: 4.236,22 (1,75 % von 242.069,64)
Zeile 12, Jahr 2: 60.555,21 (66.469,64 – 5.914,43)
Zeile 13, Jahr 2: 5.914,43 (8 % von 73.930,36)
Prüfzeile, Jahr 2: 150.000 – 79.294,14 – 4.236,22 – 60.555,21 – 5.914,43
Zeile 19, Jahr 2: 176.150,65 (162.775,50 + 13.375,15)
Zeile 20, Jahr 2: 162.775,50 (242.069,64 – 79.294,14)
Zeile 21, Jahr 2: 13.375,15 (73.930,36 – 60.555,21)
Zeile 23, Jahr 2: –176.150,65 (0 – 176.150,65)
Zeile 8, Jahr 3: 80.681,79 (83.530,36 – 2.848,57)
Zeile 9, Jahr 3: 2.848,57 (1,75 % von 162.775,50)
Zeile 12, Jahr 3: 13.375,15 (Resttilgung)
Zeile 13, Jahr 3: 1.070,01 (8 % von 13.375,15)

Lösungsvorschlag:

VoFi der Investition (in Geldeinheiten)

A B
Zeitpunkt  

n = 0
Zeitpunkt  

n = 1
Zeitpunkt  

n = 2 
Zeitpunkt  

n = 3
Zeitpunkt  

n = 4
Zeitpunkt  

n = 5

1 Zahlungsfolge der Investition (+ oder –) –500.000 +150.000 +150.000 +150.000 +150.000 +170.000

2 Eigenkapital
3 + Anfangsbestand 50.000

4 – Entnahmen

5 + Einnahme

6
Annuitätendarlehen 1,75%, siehe 

Nebenrechnung

7 + Aufnahme 320.000

8 – Tilgung 77.930,36 79.294,14 80.681,79 82.093,72

9 – Sollzinsen 5.600 4.236,22 2.848,57 1.436,64

10 Kontokorrentkredit 8 %

11 + Aufnahme 130.000

12 – Tilgung 56.069,64 60.555,21 13.375,15

13 – Sollzinsen 10.400 5.914,43 1.070,01

14 Geldanlage
15 – Anlage 52.024,48 66.989,88 171.190,14

16 + Auflösung

17 + Habenzins 1 % 520,24 1.190,14

18 Finanzierungssaldo Prüfzeile 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft)

19 + Kreditstand 450.000 316.000 176.150,65 82.093,72 0 0

20 + Annuitätendarlehen 320.000 242.069,64 162.775,5 82.093,72 0 0

21 + Kontokorrentkredit 130.000 73.930,36 13.375,15 0 0 0

22 + Guthabenstand 0 0 0 52.024,48 119.014,36 290.204,5

23 Bestandssaldo (+ oder –) –450.000 –316.000 –176.150,65 –30.069,24 +119.014,36 +290.204,5

Nebenrechnung Annuitätendarlehen, Zeile 6 bis 9:
Annuität = 320.000 × Annuitätenfaktor für 1,75 % (i = 0,0175) und 4 Jahre (n = 4)

Annuität = 320.000 × i (1 + i)n

(1 + i)n – 1  

Annuität = 320.000 × 0,2610323673
Annuität = 83.530,36 (Zins- und Tilgungsanteil für 4 Jahre, Zeile 8 und 9, Jahre 1 bis 4)
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Zeile 15, Jahr 3: 52.024,48 (66.469,64 – 13.375,15 – 1.070,01)
Prüfzeile, Jahr 3: 150.000 – 80.681,79 – 2.848,57 – 13.375,15 – 
1.070,01 – 52.024,48
Zeile 19, Jahr 3: 82.093,71 (82.093,71 + 0)
Zeile 20, Jahr 3: 82.093,71 (162.775,50 – 80.681,79)
Zeile 21, Jahr 3: 0 (13.375,15 – 13.375,15)
Zeile 22, Jahr 3: 52.024,48 (66.469,64 – 13.375,15 – 1.070,01)
Zeile 23, Jahr 3: –30.069,23 (52.024,48 – 82.093,71)
Zeile 8, Jahr 4: 82.093,72 (83.530,36 – 1.436,64)
Zeile 9, Jahr 4: 1.436,64 (1,75 % von 82.093,71)
Zeile 15, Jahr 4: 66.989,88 (66.469,64 + 520,24)
Zeile 17, Jahr 4: 520,24 (1 % von 52.024,48)
Prüfzeile, Jahr 4: 150.000 – 82.093,72 – 1.436,64 – 66.989,88 + 520,24
Zeile 19, Jahr 4: 0 (beide Darlehen getilgt)
Zeile 20, Jahr 4: 0 (82.093,72 – 82.093,72)
Zeile 21, Jahr 4: 0 (Darlehen im Jahr 3 getilgt)
Zeile 22, Jahr 4: 119.014,36 (52.024,48 + 66.989,88)
Zeile 23, Jahr 4: 119.014,36 (119.014,36 – 0)
Zeile 15, Jahr 5: 171.190,14 (170.000 + 1.190,14)
Zeile 17, Jahr 5: 1.190,14 (1 % von 119.014,36)
Prüfzeile, Jahr 5: 170.000 – 171.190,14 + 1.190,14
Zeile 19, Jahr 5: 0 (beide Darlehen getilgt)
Zeile 20, Jahr 5: 0 (Darlehen im Jahr 4 getilgt)
Zeile 21, Jahr 5: 0 (Darlehen im Jahr 3 getilgt)
Zeile 22, Jahr 5: 290.204,50 (119.014,36 + 171.190,14)
Zeile 23, Jahr 5: 290.204,50 (290.204,50 – 0) = EWInv = Bestand an 
liquiden Mitteln im Jahr 5

Berechnung des zusätzlichen Endwerts (EWZ):
EWOpp = EK * Aufzinsungsfaktor
EWOpp = EK * (1 + io)n

EWOpp = EK * (1 + 0,01)5

EWOpp = 50.000 * 1,051010
EWOpp = 52.550,50
EWZ = EWInv – EWOpp
EWZ = 290.204,50 – 52.550,50
EWZ = 237.654

Entscheidungsregel: Die Investition ist absolut vorteilhaft, wenn 
EWZ > 0. Da dies in diesem Beispiel zutreffend ist, sollte auch bei 
der Verteilung der benötigten 450.000 GE auf zwei Finanzierungen 
investiert werden.

Praxisbeispiel 3 für den Konkretisierungsgrad 2:
Es wird ein neuer Sachverhalt betrachtet. Die Investoren Dick und 
Doof möchten im Eingangsbereich einer Fachhochschule im Jahre 
2016 einen Verköstigungsautomat für Studierende, Besucher und 
Mitarbeiter aufstellen. Nachdem sich der Investor Dick ein Angebot 
für ein Gerät eingeholt hat, stellt Investor Doof die nicht ganz so doo-
fe Frage, ob sich die Investition bei einer reinen Fremdfinanzierung 
lohnt. Doof bittet Dick, die Investitions- und Finanzierungsentschei-
dung nicht mit Hilfe der klassischen Kapitalwertmethode darzustel-
len, sondern die Weiterentwicklung der dynamischen Verfahren zu 
nutzen, die vollständige Finanzplanung, um eine Aussage über die 
Vorteilhaftigkeit zu treffen. Dick trägt also träge die folgenden Daten 
zusammen und bastelt einen vollständigen Finanzplan.

Eigene finanzielle Mittel = 0 Geldeinheiten (GE), Anschaffungsaus-
zahlung im Jahr 2016 ( Jahr 0) = 6.300 GE, geplante Einzahlungen in 

den Jahren 2017, 2018 und 2019 = 3.200 GE, 3.900 GE und 3.800 
GE, geplante Auszahlungen in den Jahren 2017, 2018 und 2019 = 
1.000 GE, 1.100 GE und 1.200 GE, Kredit (Zinssatz 4 % pro Jahr) 
in Höhe von 75 % der Anschaffungsauszahlung mit einer Laufzeit 
von 3 Jahren und einer Endtilgung im Jahr 2019, Finanzierung des 
Restbetrags nur im Jahr 2017 über einen Kontokorrentkredit (Zins-
satz 12 % pro Jahr), Nutzungsdauer des Verköstigungsautomats = 3 
Jahre, also bis zum Jahr 2019, risikoloser Habenzinssatz = 1 % pro Jahr.

Lösungsvorschlag:

VoFi der Investition (in Geldeinheiten)

A B
Zeitpunkt  

2016
Zeitpunkt  

2017
Zeitpunkt  

2018 
Zeitpunkt  

2019

1
Zahlungsfolge der 

Investition (+ oder –)
–6.300 +2.200 +2.800 +2.600

2 Eigenkapital
3 + Anfangsbestand 0

4 – Entnahmen

5 + Einnahme

6
Kredit mit Endtilgung 

4 %

7 + Aufnahme 4.725

8 – Tilgung 4.725

9 – Sollzinsen 189 189 189

10
Kontokorrentkredit 

12 %

11 + Aufnahme 1.575 0

12 – Tilgung 1.575

13 – Sollzinsen 189

14 Geldanlage
15 – Anlage 247 2.613,47

16 + Auflösung 2.285,40

17 + Habenzins 1 % 2,47 28,60

18
Finanzierungssaldo 

Prüfzeile
0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft) 0 (geprüft)

19 + Kreditstand 6.300 4.725 4.725 0

20 + Kredit mit Endtilgung 4.725 4.725 4.725 0

21 + Kontokorrentkredit 1.575 0 0 0

22 + Guthabenstand 0 247 2.860,47 575,07

23
Bestandssaldo  

(+ oder –)
–6.300 –4.478 –1.864,53 +575,07

Erklärung der Beträge im VoFi:
Zeile 7, Jahr 2016: 4.725 (75 % von 6.300)
Prüfzeile, Jahr 2016: –6.300 + 4.725 + 1.575
Zeile 11, Jahr 2016: 1.575 (6.300 – 4.725)
Zeile 9, Jahr 2017: 189 (4 % von 4.725)
Zeile 12, Jahr 2017: 1.575 (Tilgung im Jahr 2017)
Zeile 13, Jahr 2017: 189 (12 % von 1.575)
Zeile 15, Jahr 2017: 247 (2.200 – 189 – 1.575 – 189)
Prüfzeile, Jahr 2017: 2.200 – 189 – 1.575 – 189 – 247
Zeile 19, Jahr 2017: 4.725 (4.725 + 0)
Zeile 20, Jahr 2017: 4.725 (Tilgung erst im Jahr 2019)
Zeile 21, Jahr 2017: 0 (Kontokorrentkredit getilgt)
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Zeile 22, Jahr 2017: 247 (2.200 – 189 – 1.575 – 189)
Zeile 23, Jahr 2017: –4.478 (247 – 4.725)
Zeile 9, Jahr 2018: 189 (4 % von 4.725)
Zeile 15, Jahr 2018: 2.613,47 (2.800 – 189 + 2,47)
Zeile 17, Jahr 2018: 2,47 (1 % von 247)
Prüfzeile, Jahr 2018: 2.800 – 189 – 2.613,47 + 2,47
Zeile 19, Jahr 2018: 4.725 (4.725 + 0)
Zeile 20, Jahr 2018: 4.725 (Tilgung erst im Jahr 2019)
Zeile 21, Jahr 2018: 0 (Kontokorrentkredit getilgt)
Zeile 22, Jahr 2018: 2.860,47 (247 + 2.613,47)
Zeile 23, Jahr 2018: –1.864,53 (2.860,47 – 4.725)
Zeile 8, Jahr 2019: 4.725 (Endtilgung)
Zeile 9, Jahr 2019: 189 (4 % von 4.725)
Zeile 16, Jahr 2019: –2.285,40 (2.600 – 4.725 – 189 + 28,60), ohne 
Vorzeichen einzutragen
Zeile 17, Jahr 2019: 28,60 (1 % von 2.860,47)
Prüfzeile, Jahr 2019 : 2.600 – 4.725 – 189 + 2.285,40 + 28,60
Zeile 20, Jahr 2019: 0 (Kredit mit Endtilgung getilgt)
Zeile 21, Jahr 2019: 0 (Kontokorrentkredit getilgt)
Zeile 22, Jahr 2019: 575,07 (2.860,47 – 2.285,40)
Zeile 23, Jahr 2019: 575,07 (575,07 – 0) = EWInv = Bestand an liqui-
den Mitteln im Jahr 2019

Entscheidungsregel: Die Investition ist absolut vorteilhaft, wenn 
EWInv > 0. Da dies in diesem Beispiel zutreffend ist, sollte investiert 
werden. Dick kann somit Doof überzeugen.

7. Ergebnis

Die wesentlichen Eigenschaften des vollständigen Finanzplans sind 
1. die Einfachheit der Rechenvorgänge, 2. die Transparenz der Ent-
scheidungssituation und 3. die Möglichkeit der Ausbaufähigkeit der 
Tabelle. Somit eignen sich vollständige Finanzpläne sehr gut für Prä-
sentationen und Planfortschrittskontrollen, da die Annahmen der 
klassischen Verfahren offengelegt werden und mithin eine hohe Ak-
zeptanz zu erwarten ist. Insbesondere die Tatsache, dass nicht mehr 
ein pauschaler Kalkulationszinssatz25 verwendet wird, sondern mit 
Zinssätzen gearbeitet werden kann, die die unterschiedliche Verzins-
ung von Guthaben und Kreditständen berücksichtigen und sogar im 
Zeitablauf variabel sein können, machen die kritischen Betrachter der 
klassischen Verfahren jetzt glücklicher.26 Die vollständige Finanzpla-
nung ist somit ein brauchbares und fortschrittliches Instrument des 
Investitionscontrollings in der öffentlichen Verwaltung.27 Vielleicht 
trägt diese Abhandlung dazu bei, dass der „VoFi-Marktanteil“ in der 
öffentlichen Verwaltung zunimmt und – allerdings wäre das schon 
sehr optimistisch – dass Negativbeispiele für öffentliche Investitionen 
abnehmen. Der Bund der Steuerzahler, der Bundesrechnungshof, die 
Landesrechnungshöfe und die Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
ämter würden sich freuen.

25 	Jeder Anwender der Wirtschaftlichkeitsrechnungen kennt die Nachfrage aus der 
Praxis: „Wie kommen Sie eigentlich auf den Zinssatz?“

26 	Voraussetzung ist, dass eine direkte Zurechnung des Eigenkapitals und der Kre-
dite zu einzelnen Investitionsprojekten möglich ist, andernfalls muss mit der 
Zurechnungshypothese gearbeitet werden.

27 	Die weiteren zahlreichen Anwendungsmöglichkeiten dieser Rechentechnik las-
sen sich nicht in einer Abhandlung darstellen. Hierzu wird auf die entsprechende 
Fachliteratur verwiesen.

8. Philosophisches zum Abschluss – die Ungewissheitsproble-
matik

Ein großes Problem in unserem menschlichen Leben ist die Unge-
wissheit, die wir empfinden, wenn wir in die Zukunft blicken. Das 
Problem der Ungewissheit begleitet uns im Arbeitsleben, in der 
Freizeit, in der Studienzeitzeit und sogar in der Partnerschaft, also 
permanent. Die Ungewissheit ist demnach normal und eine spezielle 
Form der Unkenntnis, speziell deshalb, weil sie auch nicht durch den 
Fortschritt der Wissenschaft völlig beseitigt werden kann, sondern 
allein durch den Fortschritt der Zeit.28

In der Theorie wie in der Praxis der Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
ist es nicht anders. Es gibt keine langfristigen Entscheidungen unter 
Sicherheit, denn die Zukunft ist (zum Glück) ungewiss. Keine noch 
so fortschrittlich erscheinende Form der Wirtschaftlichkeitsrech-
nung – auch nicht der vollständige Finanzplan – ist in der Lage, die 
Ungewissheit zu beseitigen. Die Konsequenzen der Entscheidun-
gen können in der Wirtschaftlichkeitsrechnung nur transparenter 
gemacht werden – und das ist schon eine ganze Menge. Wenn alle 
Schritte der vollständigen Finanzplanung im Rahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung29 gemacht worden sind, müssen die 
Verantwortlichen entscheiden. Und sie werden es auch können, weil 
alles getan wurde, was Sterbliche tun können, damit man zu einer 
Entscheidung gelangen kann.
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1. Einführende Bemerkungen

Im Landkreis Rostock, dem viertgrößten Landkreis Deutschlands, 
befinden sich die touristischen Regionen Mecklenburgische Ostsee-
küste, Mecklenburgische Schweiz und Mecklenburgische Seenplat-
te. Er umschließt die größte Stadt Mecklenburg-Vorpommerns, die 
Hansestadt Rostock, und ist damit sowohl Standort für Gewerbe als 
auch für Wohnen und Erholung.

Traditionell übernachten Gäste nicht nur in Hotels, Pensionen, Fe-
rienhäusern oder auf Campingplätzen sondern auch in Ferienwoh-
nungen, die sich in Wohngebäuden – vor allem in Einfamilienhäu-
sern – befinden. Der Vermietung von Ferienwohnungen kommt in 
Mecklenburg-Vorpommern, wie in vielen Gegenden Deutschlands, 
traditionell eine bedeutende Rolle zu. Für viele Vermieter ergab sich 
erst hieraus die Möglichkeit, Wohneigentum zu finanzieren. In der 
ehemaligen DDR war diese Form der Gästebeherbergung für viele 
Bürger die einzige Möglichkeit, Urlaub an der Ostsee zu machen. So 
hat sich über Jahrzehnte eine Gemengelage entwickelt, in der es kaum 
Beschwerden von Anwohnern bzw. Urlaubern über das Miteinander 
gegeben hat. Über viele Jahre gingen alle Beteiligten (incl. der zustän-
digen Behörden) davon aus, dass Ferienwohnungen in Wohngebieten 
bauplanungsrechtlich zulässig seien. Durch die jüngste Rechtspre-
chung der Gerichte des Landes Mecklenburg-Vorpommern, die den 
Betrieb von Ferienwohnungen in Wohngebieten als einen Verstoß 
gegen das Bauplanungsrecht gewertet haben, ist es zu einer grundle-
genden Veränderung der Situation gekommen, die auch auf andere 
Bundesländer (z.B. Schleswig-Holstein) ausstrahlen könnte.

Da in den letzten beiden Jahrzehnten Ferienwohnungen vornehmlich 
in Wohngebieten errichtet wurden, ist zu vermuten, dass durch die 
Rechtsprechung mehrere tausend Ferienwohnungen im Landkreis 
Rostock – vor allem in den großen Seebädern wie Kühlungsborn, 
Rerik und Graal-Müritz – illegal geworden sind.

2. Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Ferienwohnungen

Entscheidend für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Ferien-
wohnungen in reinen und allgemeinen Wohngebieten ist die Ausle-
gung der §§ 3 und 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

Mit Beschluss vom 28. Dezember 2007 hat das Oberverwaltungsge-
richt Mecklenburg-Vorpommern klargestellt, das im Bauplanungs-
recht begrifflich zwischen Wohngebäuden einerseits und Ferien- und 
Wochenendhäusern andererseits zu unterscheiden sei.1 Die Ferien-

wohnnutzung stelle damit gegenüber der allgemeinen Wohnnutzung 
eine eigenständig typisierte Nutzungsart dar und sei bauplanungs-
rechtlich keine Unterform der Wohnnutzung. Ausschlaggebend ist 
für das Gericht, dass zum Begriff des Wohnens eine auf Dauer an-
gelegte Häuslichkeit gehöre, die bei einer Ferienwohnungsnutzung 
nicht mehr angenommen werden könne. Vom Nutzungskonzept 
böten Ferienwohnungen den zumeist wochenweisen vorübergehen-
den Aufenthalt für ständig wechselnde Feriengäste, während reine 
Dauerwohnungen von einem über einen längeren Zeitraum gleich-
bleibenden Bewohnerkreis genutzt werden.

Diese Rechtsauffassung wurde vom Bundesverwaltungsgericht in sei-
nem Urteil vom 11. Juli 2013 bestätigt.2 Das Bundesverwaltungsgericht 
konstatiert, dass die allgemeine Wohnnutzung und die Wochenend- 
und Ferienhausnutzung durch die Baunutzungsverordnung (BauN-
VO) als städtebaulich relevante eigenständige Nutzungsarten katego-
risiert seien, die sich nicht ähneln, sondern „grundverschieden“ seien.

Im Ergebnis führt diese Rechtsprechung dazu, dass Ferienwohnun-
gen nicht mehr von dem Begriff des „Wohngebäudes“ im Sinne von 
§ 3 Abs.2 Nr.1 (Reine Wohngebiete) und § 4 Abs.2 Nr.1 (Allgemeine 
Wohngebiete) der BauNVO umfasst werden, sie mithin als „Wohnge-
bäude“ in einem reinen und allgemeinen Wohngebiet nicht zulässig sind. 

Weiterhin ist das Oberverwaltungsgericht M-V am 19. Februar 2014 
zu der Auffassung gelangt, dass Ferienwohnungen keine Beherber-
gungseinrichtungen im Sinne der Baunutzungsverordnung (§ 3 Abs.2 
Nr. 1 und § 4 Abs.3 Nr.1) sein können. Hier würden bauplanungs-
rechtlich unterschiedliche Nutzungsarten vorliegen. Ein Beherber-
gungsbetrieb sei durch die Inanspruchnahme beherbergungstypischer 
Dienstleistungen (Frühstücksbuffet, Reinigungsdienst, Wäscheser-
vice ect.) und eines Servicebereiches (Speise-und Aufenthaltsräume, 
Sozialräume für das Personal) geprägt, die bei einer auf Selbstversor-
gung ausgerichteten Ferienwohnung nicht vorliegen würden.3

Somit können Ferienwohnungen nicht unter dem Begriff des Beherber-
gungsbetriebes subsumiert werden. Die bauplanungsrechtliche Zulässig-
keit von Ferienwohnungen in einem reinen und allgemeinen Wohnge-
biet als Form des Beherbergungsbetriebes kommt daher nicht in Frage.4 

Durch ein Urteil des VG Greifswald vom 19.6.20145, wird auch eine 
Zulässigkeit der Ferienwohnung in einem allgemeinen Wohngebiet 
als ein „sonstiger nicht störender Gewerbetrieb“ im Sinne von § 4 
Abs.3 Nr.2 BauNVO verneint. Für das Gericht seien die „Beher-

Holger Franke*

Die baurechtliche Zulässigkeit von Ferienwohnungen in 
reinen und allgemeinen Wohngebieten
– Zur aktuellen Situation im Landkreis Rostock –

*	 Holger Franke ist Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, 
Polizei und Rechtspf lege des Landes Mecklenburg-Vorpommern und derzeit an 
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1 	 OVG M-V, NordOR 2008, S.169 (170), s. auch OVG M-V, NordÖR 2014, S. 323 
(324 ff.).

2 	 BVerwG, NVwZ 2014, S.72.
3 	 OVG MV, NordÖR 2014, S.323 (325 ff.).
4 	 Andere Auffassungen: Fickert/Fieseler, Kommentar zur BauNVO, 11. Aufl. 2008, 

§ 3 Rdn.19; Ernst/Zinkahn/Bielenberg, Kommentar zur BauNVO, Loseblatt 
(Stand 1.4.2014), § 4 BauNVO Rdn.114.

5 	 VG Greifswald 5 A 1406 / 12.
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bergungsfälle“ speziell in § 4 Abs.3 Nr.1 BauNVO geregelt; somit 
könnten die Ferienwohnungen nicht über den Umweg des § 4 Abs.3 
Nr. 2 BauNVO zu den „sonstigen Gewerbebetrieben“ erklärt werden. 

Die Rechtsprechung der Landesgerichte von Mecklenburg-Vor-
pommern zur Auslegung der einschlägigen Vorschriften der Bau-
nutzungsverordnung führt im Ergebnis dazu, dass Ferienwohnungen 
in reinen und allgemeinen Wohngebieten unzulässig sind.

3. Bauordnungsrechtliche Verfahren im Landkreis Rostock

Nach dem ersten Beschluss des OVG vom 28. Dezember 2007 er-
reichten die Bauverwaltung des Landkreises Rostock zunächst ver-
einzelte Hinweise von Einwohnern, die sich von der Ferienwohn-
nutzung in der Nachbarschaft gestört fühlten und letztlich aufgrund 
der Verletzung von nachbarschützenden baurechtlichen Vorschriften 
ein Einschreiten der unteren Bauaufsichtsbehörde verlangten. Dies 
betraf besonders neu ausgewiesene Baugebiete, in denen Eigentümer 
Ferienwohnungen und Ferienhäuser eingerichtet hatten. 

Als untere Bauaufsichtsbehörde ist der Landrat des Landkreises 
Rostock für die Wahrung und Durchsetzung des öffentlichen Bau-
rechts in seinem örtlichen Zuständigkeitsbereich verantwortlich. 
Daher sind bauordnungsrechtliche Verfahren eingeleitet worden, 
welche eine stetig wachsende Anzahl von weiteren Bürgerhinweisen 
(Anzeigen) nach sich zogen und bis zum heutigen Tage nach sich 
ziehen. Entsprechend ist die Zahl der ordnungsrechtlichen Verfahren 
gestiegen. Insgesamt sind 343 Verfahren (Stand: 31.12.2014) gegen 
die Eigentümer von Ferienwohnungen eingeleitet worden. Es soll 
nicht unerwähnt bleiben, dass die Vielzahl an Verfahren, die knappen 
Personalressourcen des Bauamtes erheblich belasten.

Der Landrat des Landkreises Rostock als untere Bauaufsichtsbehör-
de ist gehalten – auch unter Berücksichtigung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes – auf Anzeigen und Hinweise durch Einleitung 
entsprechender Nutzungsuntersagungsverfahren gemäß § 80 Abs.2 
Landesbauordnung M-V zu reagieren.6 Sich ergebende Nutzungsun-
tersagungsverfügungen sind zur Gewährung effektiven Rechtsschut-
zes mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 
S. 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung versehen worden. Zudem 
wurde jeweils ein Zwangsgeld angedroht. Bis zum 31.12.2014 wurden 
insgesamt 68 Untersagungsverfügungen ausgesprochen. 

Einige Eigentümer haben in den Verfahren geltend gemacht, dass 
ihre Vorhaben bereits durch das Genehmigungsfreistellungverfahren 
„genehmigt“ worden seien. Hier musste darauf hingewiesen werden, 
dass bei den genehmigungsfrei gestellten Wohngebäuden gemäß § 62 
Landesbauordnung M-V eine Präventivkontrolle durch das Bauamt 
in Form einer Baugenehmigung nicht stattfindet. Die Bauunterlagen 
werden vom Bauherrn im Rahmen des Genehmigungsfreistellungs-
verfahrens bei der zuständigen Gemeinde eingereicht und der Bauauf-
sichtsbehörde nur zur Registrierung vorgelegt. Ferner konnte auch der 
Einwand einer „Duldung“ von Seiten der Behörden nicht berücksichtigt 
werden, da hier lediglich eine unbeachtliche „passive Duldung“, nicht 

aber eine im Rahmen der Ermessensausübung zu beachtende „aktive 
Duldung“ (z.B. durch eine schriftliche Erklärung der Behörden) vorlag.7 

Die steigende Zahl von ordnungsrechtlichen Verfahren zog und zieht 
den Unmut der Vermieter aber auch der betroffenen Gemeinden nach 
sich, die wegbrechende Einnahmen und einen stetig wachsenden 
Imageschaden beklagen. Die betroffenen Seebäder (insbesondere 
Kühlungsborn, Rerik und Graal-Müritz) haben daher mit der Än-
derung ihrer Bebauungspläne begonnen, bzw. entsprechende Plan-
aufstellungsbeschlüsse gefasst. Allein die Gemeinde Kühlungsborn 
beabsichtigt, 16 Bebauungspläne zu ändern. 

Der von den betroffenen Eigentümern der Ferienwohnungen geltend 
gemachten Forderung nach einer Aussetzung der sofortigen Vollzie-
hung bzw. der Verfahren wurde bislang nicht stattgegeben, da die von 
den betroffenen Kommunen in Aussicht gestellten Änderungen der 
Bebauungspläne bislang noch keine substantielle Konkretisierung, d.h. 
eine „materielle Planreife“ im Sinne von § 33 BauGB erreicht haben.8 

4. Änderung der B-Pläne 

Das Kernproblem bei der Änderung der B-Pläne liegt darin begrün-
det, dass in einer Vielzahl von Gebieten nach § 30 Baugesetzbuch 
(BauGB) eine vollständige Durchmischung von allgemeiner Dauer-
wohnnutzung und der Ferienwohnnutzung im Laufe der vergange-
nen Jahrzehnte stattgefunden hat und praktiziert wird. 

Nach der aktuellen Rechtslage kann nicht abschließend beurteilt 
werden, ob Instrumente vorhanden sind, die es den Gemeinden er-
möglichen, im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit dieses 
Problem rechtssicher zu lösen. Derzeit überlegen einige betroffene 
Gemeinden, die Zulässigkeit von Ferienwohnungen durch Fremd-
körperfestsetzungen (sog. bestandssichernde Festsetzungen) gemäß 
§ 1 Abs.10 BauNVO zu erreichen.9 Dabei handelt es sich um ein 
planungsrechtliches Instrument, welches ermöglich soll, dass bei der 
Überplanung an sich unzulässige einzelne Nutzungen ausnahmsweise 
zulässig sein können (Ferienwohnung als Fremdkörperfestsetzung 
in einem Wohngebiet).10 Eine Voraussetzung für diese Änderung ist 
jedoch, dass bestehende bodenrechtliche Spannungen weitgehend 
beseitigt werden müssen. Daher kommen nur solche Nutzungen in 
Betracht, die von ihrer Umgebung im Wesentlichen akzeptiert wor-
den sind. 11 Eine Überplanung von Gemengelagen mit einer grö-
ßeren Durchmischung von Dauer- und Ferienwohnnutzung mittels 
qualifizierten Bebauungsplänen ist für die Kommunen somit eine 
Herausforderung, bei der „juristisches Neuland“ betreten wird. Daher 
bleibt offen, ob diese Satzungen einer gerichtlichen Überprüfung, 
insbesondere im Hinblick auf den Gebietserhaltungsanspruch der 
„Dauerwohner“ standhalten würden.

6 	 S. hierzu auch den Handleitfaden des Ministeriums für Wirtschaft, Bau und 
Tourismus des Landes M-V zur bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen 
Zulässigkeit von Ferienwohnungen vom 10.7.2014.

7 	 Zur aktiven und passiven Duldung bei einer Nutzungsuntersagung OVG MV, 
NördÖR,2013, 514 (517).

8 	 Die Zulassung eines Vorhabens setzt voraus, dass der Planungsstand einen hinrei-
chend sichereren Schluss darauf zulassen muss, dass das Vorhaben, mit den künf-
tigen Festsetzungen eines wirksamen Bebauungsplanes übereinstimmen wird, 
Battis/Krautzberger/Löhr, Kommentar zum BauGB, 11. Aufl. 2009, § 33 Rdn. 8.

9 	 Hierzu der Bürgermeister der Stadt Kühlungsborn auf einer Experten-Anhörung 
des Wirtschaftsausschusses des LT Mecklenburg-Vorpommern, LT-Drucka-
che,6/3280, S.8 ff. 

10 	Zu den Voraussetzungen Fickert/Fieseler, a.a.O., § 1 Rdn. 130 ff.
11 	Ebd., § 1 Rdn.137.
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Mittlerweile hat sich ein regelrechter „Kampf“ zwischen den Befür-
wortern („Pro Urlauber als Nachbarn“) und den Gegnern von Ferien-
wohnungen („Wohnen in Nachbarschaft“) entwickelt, die sich jeweils 
in Bürgerinitiativen zusammengeschlossen haben.12 Es ist daher zu 
befürchten, dass ein jahrelanger Rechtsstreit um die geänderten Be-
bauungspläne das kommunale Zusammenleben erheblich belasten wird.

5. Ergänzung der BauNVO

Mit dieser unbefriedigenden Gesamtsituation hat sich im vergangenen 
Jahr auch der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern beschäftigt. 
Im Rahmen einer Experten-Anhörung vor dem Wirtschaftsausschuss 
des Landtages am 19.6.2014 wurde deutlich, dass eine rechtssichere 
Lösung des Problems in erster Linie nur in einer Änderung der Bau-
nutzungsverordnung gesehen werden könne.13 Der Beschlussempfeh-
lung des Wirtschaftsausschusses ist der Landtag in seiner Sitzung am 
17.9.2014 gefolgt.14 Danach wird die Landesregierung aufgefordert, 
die Möglichkeit einer Bundesratsinitiative zur Änderung der Baunut-
zungsverordnung im Hinblick auf eine klarstellende Einordnung von 
Ferienwohnungen zwecks Schaffung größerer Rechtssicherheit bei der 
Nutzung von Ferienwohnungen unverzüglich zu prüfen. Am 31.3.2015 
hat das Landeskabinett beschlossen, einen entsprechenden Antrag in 
den Bundesrat einzubringen.15 Es bleibt jedoch abzuwarten, ob diese 
Initiative von allen Bundesländern mitgetragen wird. 

Die Lösung des Problems durch eine Änderung der BauNVO zu 
erreichen, wird auch vom Landkreis Rostock favorisiert.16 Es ist zu 
empfehlen, dass gemäß der Systematik der BauNVO in den §§ 3–6 
die jeweils abschließenden Kataloge für zulässige bzw. ausnahmsweise 
zulässige Nutzungen in den Baugebieten um die Nutzung von Feri-
enwohnungen bzw. Ferienhäusern erweitert werden. Dabei könnten 
die Interessen von „Dauerwohnern“ im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens bzw. eines von der Gemeinde im Rahmen von § 62 
LBauO M-V eingeleiteten einfachen Baugenehmigungsverfahrens 
durch das in § 15 Abs.1 BauNVO verankerte Rücksichtnahmege-
bot gewahrt werden. Alternativ bestünde die Möglichkeit, über eine 
klarstellende Ergänzung von § 11 Abs.2 (sonstige Sondergebiete) 
BauNVO ein Nebeneinander von Ferienwohnen und Dauerwohnen 
planungsrechtlich zu ermöglichen, z.B. als Sondergebiet für Frem-
denbeherbergung und Wohnen.17 Diese Variante würde jedoch eine 
aufwendige Änderung der B-Pläne mit sich bringen. 

Beide aufgezeigten Varianten würden ganz erheblich zur Rechtssi-
cherheit beitragen und einen vertretbaren Weg bieten, um die für 
den Tourismus im Land Mecklenburg-Vorpommern notwendigen 
Ferienwohnungen erhalten zu können. Es ist zu hoffen, dass im In-
teresse aller Beteiligten eine schnelle Reform der BauNVO gelingt, 
mithin der Rechtsfrieden im Landkreis Rostock wiederhergestellt 
werden kann.

1.	 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit vom 3.2.2015 (GV.NRW.S. 204), im weiteren „ÄndG“ zitiert.

Die kommunale Gemeinschaftsarbeit hat im deutschen Kommunal-
recht eine lange Tradition. Dabei kommt der Form des Zweckverban-
des eine besondere Bedeutung zu, weil hier durch die zumeist freiwillige 
Zusammenarbeit mehrerer und auch unterschiedlicher kommunaler 
Körperschaften (kreisangehörige Gemeinden, kreisfreie Städte, Kreise) 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (Nichtgebietskörperschaft) 
entsteht mit dem Zweck der Wahrnehmung einzelner Aufgaben für 
ihre Mitglieder. Auf der Grundlage des preußischen Zweckverbands-
gesetzes v. 19. Juli 1911, das erstmals den Begriff des Zweckverbandes 
einheitlich entwickelte, regelte das Zweckverbandsgesetz vom 7. Juni 
1939 die kommunale Gemeinschaftsarbeit für das ganze Reichsgebiet 
und blieb – von den nationalsozialistischen „Besonderheiten“ abgese-
hen – die gesetzliche Grundlage für die Bildung von Zweckverbänden, 
bis Nordrhein-Westfalen 1961 das „Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit“ erließ, das bis heute nach mehreren Novellierungen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV.NRW.S. 
474) gilt und nun umfangreich geändert wurde.

Den Anlass für die Änderungen sah die Landesregierung in dem 
fortdauernden Wandel der politischen, wirtschaftlichen, gesellschaft-
lichen und technischen Rahmenbedingungen, der auch die Kom-
munen in NRW vor immer neue Herausforderungen stellt und eine 
wachsende Bereitschaft erfordert, die Gestaltungspotentiale inter-
kommunaler Zusammenarbeit zu nutzen (vgl.Drucks. 16/6090 S. 1). 
Der seit mehr als fünfzig Jahren im Grundsatz bewährte Rahmen 
des GkG solle dabei auf seine Praxistauglichkeit überprüft werden; 
bestehende Unklarheiten und Hindernisse für neue und moderne 
Wege gelte es auszuräumen (Drucks. a.a.O.).
Im Einzelnen:

1.1	 Endlich bekommt das Gesetz auch eine offizielle Abkürzung, 
wie sie für die Gemeindeordnung (GO), die Kreisordnung (KrO) und 
die Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) schon lange vorhanden 
sind, nämlich „GkG NRW“ (Art. 1 Nr. 1 des o.a. ÄndG).

1.2 Mit Blick auf die Aufgaben eines Zweckverbandes verwendet das 
ÄndG nunmehr den Oberbegriff „Aufgabenwahrnehmung“ (§  1 
Abs. 1). Diese unterteilt sich in „Aufgabenerfüllung“ und in „Aufga-
bendurchführung“ (§ 4 Abs. 1; § 6 Abs. 1). Damit wird an die Termi-
nologie bei der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung angeknüpft (§ 23 
GkG). Der Begriff „Erfüllung“ meint die vollständige Übertragung 

12 	Zum Engagement der Bürgerinitiativen siehe nur die Homepage www.prouan.de.
13 	LT-Drucksache 6/3280 vom 10.9.2014, S. 11 ff.
14 	Beschlussprotokoll über die 74. Sitzung des LT Mecklenburg-Vorpommern vom 

17.9.2014, S.6.
15	 Schweriner Volkszeitung vom 1.4.2015

16 	So der Landrat des Landkreises Rostock, Sebastian Constien, auf der Exper-
ten-Anhörung des Wirtschaftsausschusses des Landtages M-V am 19.6.2014, 
LT Drucksache 6/3280, S.8.

17 	Hierzu auch OVG Lüneburg, NördÖR 2014, S. 550.
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einer Aufgabe mit allen Rechten und Pflichten von den Verbandsmit-
gliedern auf den Zweckverband (§ 6 Abs.1 S. 2 GkG), und entspricht 
der Aufgabendelegation bei der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung, 
während die „Durchführung“ die Rechte und Pflichten der Mitglieder 
als Aufgabenträger unberührt lässt und so dem Aufgabenmandat durch 
ö.-r. Vereinbarung vergleichbar ist. Letztere ermöglicht z.B. die Wahr-
nehmung von verwaltungsinternen Dienst- und Serviceleistungen oder 
ein gemeinsames Ressourcenmanagement durch den Zweckverband. 

§ 1 Abs. 1 S. 2 stellt klar, dass sich die gemeinsame Aufgabenwahr-
nehmung auf sachlich und örtlich begrenzte Teile der Aufgabe be-
schränken kann. „Damit können auch einzelne Arbeitsschritte eines 
Prozesses zur Erstellung einer kommunalen Leistung Gegenstand 
interkommunaler Zusammenarbeit … sein. Hierbei ist eine gemein-
same Aufgabenwahrnehmung einzelner Arbeitsschritte grundsätz-
lich uneingeschränkt zulässig“ (s. o.a. Drucks. S. 35). Dabei spielt 
es keine Rolle, ob es sich um freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben 
handelt oder um Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung ohne Weisung 
oder Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung.
§ 6 Abs. 1 stellt klar, dass der Zweckverband „bestimmte Aufga-
ben“ (also auch mehrere) für alle Verbandsmitglieder wahrnehmen, 
aber daneben auch Aufgaben für einzelne Mitglieder erfüllen oder 
durchführen kann. So ist es künftig möglich, dass sich in dem Falle 
einzelne Mitglieder nur an einem Teil der Aufgaben beteiligen (= ein-
geschränkte Beteiligung), vorausgesetzt, dass das mindestens zwei tun 
(s.Drucks. a.a.O., S. 36).

1.3 Das einseitige Ausscheiden aus einem Zweckverband war in der 
Vergangenheit häufig Gegenstand der Diskussion in der Literatur und 
in der Rechtsprechung (vgl. Dietlein, „Wege aus dem Zweckverband“, 
LKV 1999, S. 41 ff.; OVG NRW, Urt. v. 6.12.2011 – 15 A 1544/11). 
§ 9 Abs. 2 S. 2 GkG Nr. 3 (neu) stellt jetzt klar, dass es zum fakulta-
tiven Inhalt der Verbandssatzung gehören kann, Bestimmungen zu 
treffen über „das Recht zur einseitigen Kündigung der Verbandsmit-
gliedschaft, wenn zugleich das Verfahren zur Auseinandersetzung 
geregelt wird“. Die Zulässigkeit des einseitig erklärten Austritts aus 
dem Zweckverband hatte das OVG NRW in seiner o.a. Entscheidung 
bereits aus § 9 Abs. 2 Nr. 2 und 3 (alte Fassung) GkG gefolgert. Die 
Verbandssatzung muss dann aber auch regeln, wie ein angemessener 
Ausgleich zwischen den Interessen der verbleibenden Mitglieder und 
denen des ausscheidenden Mitgliedes gewährleistet wird.

1.4 Die Ergänzungen in § 15 Abs. 1 GkG betreffen die Übernahme 
der Bestimmungen über das gebundene Mandat aus § 113 Abs. 1 
GO in das GkG; sie stellen also lediglich klar, dass auch die Vertreter 
der Verbandsmitglieder die Interessen ihrer Kommunen zu verfolgen 
haben und an die Beschlüsse der jeweiligen kommunalen Gremien 
gebunden sind. Daneben besteht für sie die Pflicht zur frühzeitigen 
Unterrichtung ihrer entsendenden Vertretungskörperschaften über 
alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung (§ 113 Abs. 5 GO).

1.5 Der neu eingefügte § 15a GkG (eine gesetzgeberische „Meis-
terleistung“ mit 14 Absätzen) gilt für einen Zweckverband, der aus-
schließlich aus Gemeinden, die nicht zugleich einem Mitgliedskreis 
angehören, und Kreisen (Mitgliedskörperschaften) besteht. Für einen 
solchen Zweckverband kann – fakultativ – in der Verbandssatzung 
bestimmt werden, die Verteilung der Sitze in der Verbandsversamm-
lung an den von den Parteien und Wählergruppen bei den letzten 
allgemeinen Wahlen zu den Vertretungen der Mitgliedskörperschaf-

ten erzielten gültigen Stimmen auszurichten (§ 15a Abs. 1 S. 1). Und 
nur für einen solchen Zweckverband gelten die Absätze 2 bis 14 des 
§ 15a (§ 15a Abs. 1 S. 3). 
Damit wird eine Angleichung an die Regelungen in § 7b LVerbO 
und § 10 RVRG vorgenommen.

1.6 Die kommunale Praxis hat wohl ein Bedürfnis nach Entlastung 
des Verbandsvorstehers signalisiert. § 16 Abs. 3 (neu) GkG schafft 
deshalb die Möglichkeit der Einstellung einer „Geschäftsleitung“. 
Die kann aus einem oder mehreren Geschäftsleitern bestehen. Soll 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, muss
–	� die Verbandssatzung darüber Regelungen enthalten,
–	� der Verbandsvorsteher einen entsprechenden Vorschlag machen,
–	� die Verbandsversammlung einen entsprechenden Beschluss fassen.
Die Entlastung des Verbandsvorstehers besteht dann darin, dass 
–	� die Verbandsversammlung
–	� mit Zustimmung des Verbandsvorstehers
der Geschäftsleitung Aufgaben zur selbstständigen Erledigung überträgt.
Damit greift die Verbandsversammlung in die durch § 16 Abs. 2 GkG 
begründete Organstellung des Verbandsvorstehers ein (Führung der 
laufenden Geschäfte). Deshalb bindet das Gesetz einen solchen Ein-
griff auch an die Zustimmung des Verbandsvorstehers.
Die Zustimmung des Verbandsvorstehers dem Grunde nach besteht 
bereits in seinem Vorschlag an die Verbandsversammlung. Konflikte 
können entstehen, wenn die Verbandsversammlung bei der Übertra-
gung konkreter Aufgaben von dem Vorschlag des Verbandsvorstehers 
abweichen will. Eine Ausräumung fehlender Zustimmung durch ei-
nen Beschluss der Verbandsversammlung mit höherem Quorum (wie 
z.B. in § 73 Abs. 2 und 3 GO) sieht das GkG nicht vor.

1.7 § 16 Abs. 2 GkG enthält zum einen die Klarstellung, dass der 
Verbandsvorsteher auch die Unterzeichnung der Bekanntmachungs-
anordnungen der von der Verbandsversammlung beschlossenen Sat-
zungen obliegt.
Zum anderen ist die gendergerechte Anpassung der Gesetzesände-
rungen in § 16 Abs. 2 S. 2 und 3 von besonderer sprachlicher Anmut. 
Gleich dreimal braucht's dafür das Wort „beziehungsweise“. Vor lau-
ter Eifer hat sich dann noch beim dritten Mal ein Buchstabendreher 
in „beziehungswiese“ eingeschlichen.
Interessant ist auch der Begriff „Dienstvorgesetzte“ in § 16 Abs. 2 S. 3 
GkG. Der früher im Beamtenrecht verwendete Begriff „Dienstvor-
gesetzter“ (so noch z.B. § 73 Abs. 2 GO) wurde durch das Landes-
beamtengesetz NRW v. 21. April 2009 in „Dienstvorgesetzte Stelle“ 
umgewandelt (§ 2 Abs.2 LBG), warum hier nicht?

1.8 Abweichend von § 64 Abs. 1 GO hält das GkG in § 16 Abs. 3 (neu) 
an dem Erfordernis von zwei Unterschriften bei Verpflichtungserklä-
rungen des Zweckverbandes fest, nur eben mit wesentlich erhöhtem 
sprachlichen Aufwand wegen der gleichstellungsgerechten Sprache.
Eine nach wie vor bestehende Besonderheit liegt in der Möglichkeit, 
die zweite Unterschrift auch einem von der Verbandsversammlung zu 
bestimmenden Bediensteten oder gar einem Mitglied der Verbands-
versammlung zuzuweisen. Allerdings kann die Verbandssatzung be-
stimmen, dass die Unterschrift des Verbandsvorstehers genügt (§ 16 
Abs. 4 S. 2 neu). Für die laufenden Geschäfte gilt im Übrigen § 64 
Abs. 2 bis 4 GO entsprechend.

1.9 Die bisherige Regelung in § 22 GkG wurde als entbehrlich ge-
strichen, weil „der zur Bildung eines gesetzlichen Zweckverbandes 
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zuständige Gesetzgeber hierzu keiner Ermächtigung durch ein Ge-
setz bedarf“ (Drucks. a.a.O., S. 41).
Statt dessen wurde der Abschnitt V mit der neuen Überschrift „Zu-
sammenschluss und Eingliederung von Zweckverbänden“ in das 
GkG eingefügt (§§ 22 und 22a).
Damit übernimmt NRW endlich Regelungen, die in anderen Ländern 
schon länger bestehen (z.B. § 150a Kommunalverfassung Mecklen-
burg-Vorpommern).Bislang mussten die beteiligten Zweckverbände 
erst aufgelöst werden, um danach deren Mitglieder einzeln in einen 
neu zu bildenden Zweckverband eintreten zu lassen. An einem solchen 
umständlichen und aufwändigen Verfahren war der Autor bei der Bildung 
des Zweckverbandes „Studieninstitut für kommunale Verwaltung West-
falen-Lippe“ beteiligt und kann davon noch „ein Lied singen“.
Künftig können auch Zweckverbände selber einen neuen Zweckverband 
bilden, indem ihr Aufgaben- und Mitgliederbestand unmittelbar auf 
den neuen Zweckverband übergeht = Zusammenschluss (§ 22 Abs. 1 
S. 1 GkG). § 22 Abs. 2 verlangt dafür übereinstimmende Beschlüsse der 
Verbandsversammlungen und legt weitere Einzelheiten fest.
Alternative ist die Eingliederung, bei der ein Zweckverband seinen 
vollständigen Aufgaben- und Mitgliederbestand unmittelbar in einen 
anderen Zweckverband überführt (§ 22a Abs. 1 GkG). Dabei wird 
nicht der andere Zweckverband Mitglied des aufnehmenden Verban-
des, sondern nur seine Mitglieder werden „eingegliedert“.
Die neuen Möglichkeiten machen das Verfahren zwar schneller, aber 
nicht „unbürokratischer“, wie es in der o.a. Landtagsdrucksache zu 
lesen ist (S. 41). Unbürokratisch sind Verfahrensabläufe nie (s. dazu 
Eichhorn in DVP 2015, Heft 2 S. 67 „Bürokratisches System“), sie 
können allenfalls mehr oder weniger bürokratisch sein, in diesem Fal-
le also weniger bürokratisch.

1.10 Bislang konnten nur mehrere Gemeinden und Kreise ein gemein-
sames Kommunalunternehmen errichten (§ 27 Abs. 1 GkG alt). Das 
o.a. ÄndG erweitert den Kreis der Beteiligten um die Landschafts-
verbände und den Regionalverband Ruhr. „Bedarf hierfür wird in der 
Praxis z.B. bei in gemeinsamer Trägerschaft von Landschaftsverbänden 
und Kommunen geführten Museen oder auch im Rahmen der wün-
schenswerten gemeinsamen Erledigung von Aufgaben im IT-Bereich 
gesehen“ (o.a. Drucks. S. 42). Die Aufgabenwahrnehmung (Erfüllung 
und Durchführung, s.o.) muss selbstverständlich zur Verbandskompe-
tenz aller Beteiligten gehören; bei Kommunalunternehmen sind es also 
Aufgaben im Rahmen der wirtschaftlichen bzw. nichtwirtschaftlichen 
Betätigung (s. §§ 107 Abs. 1, 107a Abs. 1, 107 Abs. 2 GO).

1.11 § 33 GkG a.F. ermächtigte den Innenminister, die zur Durch-
führung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen. Einer solchen gesetzlichen Ermächtigung bedarf es zwar 
zum Erlass von Rechtsverordnungen (s. Art. 80 Abs. 1 GG; Art. 70 
LV NRW), nicht aber für den Erlass von Verwaltungsvorschriften 
(vgl. auch o.a. LT.-Drucks. S. 45). Die Vorschrift wurde deshalb zu 
Recht aufgehoben. Dementsprechend sollte bei nächster Gelegenheit 
die „Ermächtigungsnorm“ in § 133 Abs. 2 GO ebenfalls entfallen.
Der § 33 GkG neu enthält statt dessen eine Experimentierklausel, 
derzufolge das für Inneres zuständige Ministerium (das ist zur Zeit 
das Ministerium für Inneres und Kommunales) im Einzelfall zeitlich 
begrenzte Ausnahmen von den Vorschriften des GkG zulassen kann.

1.12 Das ÄndG hat sich um verschiedene Klarstellungen bemüht. 
Die aus meiner Sicht wichtigsten Klarstellungen fehlen allerdings 
weiterhin. Was bedeutet es praktisch, wenn § 8 GkG sagt, dass auf 

den Zweckverband die Vorschriften der Gemeindeordnung sinnge-
mäß Anwendung finden, soweit nicht das Gesetz oder die Verbands-
satzung besondere Vorschriften treffen. Diese Formulierung stammt 
noch aus der Zeit, in der die Gemeindeordnung von der Doppelspitze 
ehrenamtlicher Bürgermeister und hauptamtlicher Gemeindedirektor 
geprägt war. Diese Doppelspitze wurde in der GO vom hauptamtlichen 
Bürgermeister als monokratische Gemeindeleitung abgelöst. Im GkG 
besteht aber weiterhin die Doppelspitze aus dem Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung und dem Verbandsvorsteher. Wer also beruft die 
Verbandsversammlung ein, wer setzt die Tagesordnung fest, wer kann 
Beschlüssen der Verbandsversammlung widersprechen, wer muss sie 
ggf. beanstanden, wer trifft Dringlichkeitsentscheidungen usw. ? Hier-
zu finden sich zwar hilfreiche Hinweise im Kommentar Köhler, Held 
u.a. zum GkG, Erl. zu §§ 8 und 15, aber nicht zu allen aufgeworfenen 
Fragen. Der Verbandssatzung kann man auch nicht alle Lösungen 
überlassen. Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, hier Klarheit zu schaffen.

2. Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 3. Februar 2015 (GV.NRW. S. 208)

Mit Gesetz vom 21.12.2010 wurde mit dem neuen § 108a erstmals 
eine Arbeitnehmermitbestimmung eingeführt in fakultativen Auf-
sichtsräten kommunal beherrschter Gesellschaften (unmittelbar oder 
mittelbare Beteiligung mit mehr als 50 Prozent). Der von der kom-
munalen Praxis geäußerte Änderungs- und Ergänzungsbedarf führte 
nun zu dem o.a. Änderungsgesetz. 
Es enthält folgende Schwerpunkte:
–	� Anpassung der Regelungen zum Wahlverfahren
–	� Regelungen zur Vertretungsmöglichkeit der Arbeitnehmer durch ex-

terne, nicht bei der Gesellschaft beschäftigte Arbeitnehmervertreter
–	� Eröffnung der Möglichkeit, für kommunal beherrschte Gesell-

schaften anstelle der Drittelparität eine vollparitätische Besetzung 
des fakultativen Aufsichtsrats zuzulassen.

Die Bestellung der in den fakultativen Aufsichtsrat zu entsendenden 
Arbeitnehmervertreter bedarf eines mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder des Rates (also mit Bürgermeister) gefassten Be-
schlusses (§ 108a Abs. 3 S. 2 GO neu). Die Bestellung erfolgt aus einer 
von den Beschäftigten des Unternehmens gewählten Vorschlagsliste. 
Neu ist u.a.,
–	� dass ab einer Zahl von mindestens drei mit Arbeitnehmervertre-

tern zu besetzenden Aufsichtsratsmandaten vorgesehen werden 
kann, dass auch solche Personen von den Beschäftigten wählbar 
sind, die nicht dem Unternehmen angehören (§108a Abs. 2),

–	� dass die Wahl der Vorschlagsliste nicht mehr im Rahmen einer 
Betriebsversammlung geschieht, sondern künftig als Urwahl der 
Beschäftigten vorgesehen ist (§ 108a Abs. 5),

Das Verfahren für die Wahl einer Vorschlagsliste der Beschäftigten für die 
Bestellung von Arbeitnehmervertretern regelt die „Wahlverordnung für 
Arbeitnehmervertreterrinnen und Arbeitnehmervertreter in fakultativen 
Aufsichtsräten – AvArWahlVO v. 17.2.2015 (GV.NRW. 11/2015, S. 223)
–	� dass der Bürgermeister verpflichtet ist, das Ergebnis der vom Rat 

aus der Vorschlagsliste bestellten Arbeitnehmervertreter dem zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen Organ des Unternehmens mit-
zuteilen und gleichzeitig die bestellten Arbeitnehmervertreter zu 
informieren (§ 108a Abs. 7).

Eine vollparitätische Arbeitnehmermitbestimmung lässt § 108b GO 
zu. Diese Möglichkeit ist allerdings bis zum 31. Oktober 2020 be-
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fristet. Will eine Gemeinde davon Gebrauch machen, muss sie die 
Ausnahme beantragen, und zwar
–	� schriftlich
–	� bei der zuständigen Aufsichtsbehörde
–	� unter Beifügung des entsprechenden Ratsbeschlusses und des vor-

gesehenen Gesellschaftsvertrages (§ 108b Abs. 2).
Die Aufsichtsbehörde hat die Ausnahme dann zuzulassen (§ 108b 
Abs. 3 S. 1). Die Zulassungsentscheidung ist somit ein gebundener Ver-
waltungsakt, der allerdings vor seinem Wirksamwerden der Genehmi-
gung des für Inneres zuständigen Ministeriums bedarf (§ 108b Abs. 3). 
Die Genehmigung wird gegenüber der Aufsichtsbehörde erteilt und 
ist deshalb wegen fehlender Außenwirkung selbst kein Verwaltungsakt. 
„Mit dem Genehmigungsvorbehalt soll neben der Überprüfung der 
Zulassungsentscheidung der zuständigen Aufsichtsbehörde sicherge-
stellt werden, dass bei dem für Inneres zuständigen Ministeriums eine 
aktuelle landesweite Übersicht über sämtliche insoweit erteilten Aus-
nahmen geführt werden kann“ (Drucks. 16/6091 S. 15).
Genehmigungsvorbehalte im Kommunalrecht sind häufig Ausdruck 
mangelnden Vertrauens. Hier scheint das Land seinen eigenen Auf-
sichtsbehörden die Fähigkeit abzusprechen, selbst abschließend be-
urteilen zu können, ob die gesetzlichen Voraussetzungen bei den An-
trägen der Gemeinden erfüllt sind. Die Führung einer landesweiten 
Übersicht beim Innenministerium hätte sich auch durch die Normie-
rung einer Berichtspflicht der Aufsichtsbehörden erreichen lassen.

3. Gesetz zur Förderung und Entwicklung der Kultur, der Kunst 
und der kulturellen Bildung in Nordrhein-Westfalen (Kulturförd-
ergesetz NRW) vom 18. Dezember 2014 (GV.NRW. S. 917), im wei-
teren Verlauf KFG abgekürzt

1.Der Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucks. 16/6637) hebt 
zu Recht auf Art. 18 Abs. 1 der Landesverfassung ab, der die Pflege 
und Förderung von Kunst und Kultur zur gemeinsamen Aufgabe von 
Land und Gemeinden macht. § 8 Abs. 1 GO legt den Gemeinden 
die Schaffung u.a. der für die kulturelle Betreuung ihrer Einwohner 
erforderlichen öffentlichen Einrichtungen (innerhalb der Grenzen ih-
rer Leistungsfähigkeit) ans Herz. Das Kulturfördergesetz „regelt das 
gesamte Spektrum der Kulturförderung, soweit es nicht anderweitig 
durch Spezialgesetze (z.B. Archivgesetz, Denkmalschutzgesetz, Weiter-
bildungsgesetz, Kunsthochschulgesetz usw.) geregelt ist. Es richtet sich 
in erster Linie an die Kulturförderung des Landes, enthält aber auch all-
gemeine Bestimmungen über Ziele, Schwerpunkte und Grundsätze der 
Kulturförderung, welche die Gemeinden nicht verpflichten, von ihnen 
aber als Orientierungshilfe genutzt werden können (Drucks. a.a.O, S. 
2). Bei der Schilderung der Auswirkungen auf die kommunale Selbst-
verwaltung (Drucks. a.a.O., S. 3) heißt es: „Kulturförderung gehört zum 
Kernbereich der kommunalen Selbstverwaltung … Die kulturpolitische 
Gestaltungs- und Entscheidungsfreiheit der Gemeinden und Gemein-
deverbände wird nicht eingeschränkt“ (vgl. auch § 2 Abs. 3 KFG).
Eine gesetzliche Definition der Begriffe „Kultur“ und „Kunst“ findet 
sich im KFG nicht. „Kultur“ ist der Oberbegriff, der die Kunst – hier zu 
verstehen wiederum als Oberbegriff für alle Künste –, die kulturelle Bil-
dung und die darüber hinaus im Gesetz dargestellten sonstigen Bereiche 
der Kultur (z.B. das kulturelle Erbe, die Soziokultur, die Breitenkultur 
etc.) umfasst“ (Drucks. a.a.O. S. 19). Die verschiedenen Handlungsfelder 
der Kulturförderung sind Gegenstand des Teils 3 des KFG, §§ 6 bis 17.
Die Kulturförderung des Landes erfolgt auf der Grundlage eines für 
die Dauer von fünf Jahren geltenden Kulturförderplans (§ 22 KFG). 
Der Kulturförderplan konkretisiert für die Förderperiode die Zie-

le der Kulturförderung, berücksichtigt auch wesentliche kulturelle 
Entwicklungen in den Gemeinden und Gemeindeverbänden (§ 22 
Abs. 2 und 3). Bei der Aufstellung des Kulturförderplans sind die 
kommunalen Spitzenverbände sowie Organisationen und Verbände 
aus Kultur, Kunst und kultureller Bildung anzuhören (§ 23 Abs. 2). 
Ein Kulturförderbericht des Ministeriums (Ministerium für Fami-
lie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport) stellt jährlich die wesentli-
chen Fördermaßnahmen der Kulturförderung des Landes in ihrer 
Gesamtheit und ihren Zusammenhängen dar (§ 24). Dazu kommt 
noch ein Landeskulturbericht, der einmal in jeder Legislaturperiode 
zur Umsetzung des zu Beginn der Legislaturperiode aufgestellten 
Kulturförderplans, zur Angebots- und Nachfrageentwicklung und zur 
Lage der Kultur in NRW insgesamt berichtet und Stellung nimmt 
(§ 25). Dazu ist eine umfangreiche Datenerhebung vorgesehen, an der 
die Gemeinden und Gemeindeverbände unterstützend mitwirken.
Kulturförderplan, Kulturförderbericht, Landeskulturbericht. Nun ist 
auch die Kultur Gegenstand der Bürokratisierung geworden. Was 
durch Bürokratieabbaugesetze an Bürokratie verloren geht, wird 
durch Bürokratieaufbaugesetze mehr als wett gemacht. 
Das Förderverfahren richtet sich nach allgemeinen Förderrichtlinien 
(§ 28), die umgehend vom Ministerium erlassen wurden (Allgemeine 
Richtlinie zur Förderung von Projekten und Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Kultur, der Kunst und der kulturellen Bildung, RdErl. 
d. Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport vom 
30.12.,2014, MBl. NRW. S. 859, in Kraft getreten am 1.1.2015.
Förderungen sind möglich durch Verwaltungsakt (Zuwendungsbe-
scheid), öffentlich-rechtlichen Vertrag im Sinne des § 54 VwVfG 
(Zuwendungsvertrag) und fachbezogene Pauschalen (§ 29 KFG).
Die Gemeinden und Gemeindeverbände leisten in NRW ca. 80 Pro-
zent der Kulturausgaben (Drucks. a.a.O. S. 22). Da kann man nur froh 
sein, dass das Land nicht der Versuchung erlegen ist, Kulturförderung 
den pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben zuzuordnen, was vielfach 
vertreten wird (Drucks. a.a.O., S. 23).

4. Gesetz zur Entwicklung und Stärkung einer demographiefes-
ten, teilhabeorientierten Infrastruktur und zur Weiterentwicklung 
und Sicherung der Qualität von Wohn- und Betreuungsangebo-
ten für ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen und ihre 
Angehörigen (GEPA NRW) vom 2. Oktober 2014 (GV.NRW. S. 625)

Unter diesem monströsen Titel finden sich im GEPA als Rahmen-
gesetz zwei Gesetze:

1.	 Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Landespflegerechtes 
und Sicherung einer unterstützenden Infrastruktur für ältere 
Menschen, pflegebedürftige Menschen und deren Angehörige 
(Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen – APG NRW)

2. 	Das Wohn- und Teilhabegesetz (WTG)

Zu 3.1 APG NRW

Kommunalrechtlich interessant sind
–	�� die Feststellung, dass Träger der Angebote nach diesem Gesetz 

insbesondere die Kommunen, die Landschaftsverbände … sein 
können (§ 3 Abs. 1). Hier wird der nicht juristische Begriff „Kom-
munen“ in einem Landesgesetz hoffähig gemacht. Er bezieht sich 
demnach nur auf Gemeinden und Kreise, während der jur. Begriff 
„kommunale Körperschaften“ darüber hinaus auch die Land-
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schaftsverbände, die kommunalen Zweckverbände, den Regional-
verband Ruhr, den Landesverband Lippe und andere einbezieht.

–	� § 4 verpflichtet die Kreise und kreisfreien Städte, die den örtli-
chen Bedarfen entsprechende pflegerische Angebotsstruktur nach 
Maßgabe dieses Gesetzes sicherzustellen und hierbei die kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden einzubeziehen. Bei Letzte-
ren hätte es genügt, kreisangehörige Gemeinden zu sagen, denn 
darunter fallen auch die kreisangehörigen Städte (eine ähnliche 
sprachliche Doppelung findet sich in § 5 Abs. 2 GO).

–	� § 7 listet umfangreich auf, was die Planung der Kreise und kreis-
freien Städte alles umfasst;

§ 8 verpflichtet sie, örtliche Konferenzen einzurichten („Kommunale 
Konferenz Alter und Pflege). Diese Konferenzen tagen in der Regel 
zweimal jährlich. Zu ihren zahlreichen Mitgliedern gehören nach 
§ 8 Abs. 3 Nr. 8 auch Vertreter der „kommunalen Seniorenvertre-
tung“. Das führt aber nicht etwas zur Verpflichtung, solche zu bilden, 
sondern setzt deren freiwillige Bildung voraus (z.B. Seniorenbeirat).
–	� Für das Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz gelten die Vor-

schriften des Sozialgesetzbuches entsprechend (§ 21)
–	� Nach § 23 Abs. 1 ist das bisherige Landespflegegesetz mit dem 

Inkrafttreten des APG NRW außer Kraft getreten.

Zu 3.2 WTG
Ziel des Gesetzes ist die Sicherstellung einer leistungsfähigen und 
nachhaltigen Unterstützungsstruktur für ältere Menschen und pfle-
gebedürftige Menschen sowie deren Angehörige durch die Förderung 
der Entstehung, Entwicklung und Qualität von Dienstleistungen, 
Beratungsangeboten, Pflegeeinrichtungen und alternativen Wohn-
formen (§ 1 WTG).
Nach § 16 können die Kreise und kreisfreien Städte ehrenamtlich 
engagierte Personen zu Ombudspersonen bestellen. Die vermitteln 
auf Anfrage bei Streitigkeiten zwischen Leistungsanbietern und Nut-
zern bzw. Angehörigen über alle Fragen im Zusammenhang mit der 
Nutzung der Angebote nach diesem Gesetz.
Sachlich zuständig für die Durchführung dieses Gesetzes und die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten sind die Kreise und kreisfreien 
Städte als Beratungs- und Prüfbehörden. Sie nehmen diese Aufgabe 
als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr (§ 43 Abs. 1).
Das Wohn- und Teilhabegesetz vom 18.11.2008 ist durch das neue 
WTG abgelöst worden.

4. Gesetzentwurf der Landesregierung: Gesetz zur Stärkung des 
Regionalverbandes Ruhr (Drucks. 16/6866)

Der Regionalverband Ruhr beruht auf dem Gesetz über den Regio-
nalverband Ruhr (KVRG) vom 3.2.2004 und steht in der Nachfolge 

des Kommunalverbandes Ruhrgebiet (1979–2004), der wiederum 
den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (seit 1920) zum Vorläufer 
hatte (s. Sundermann, Kommunalverfassung in Nordrhein-Westfalen, 
7. Auflage, S. 301).
Im bevölkerungsreichen Ruhrgebiet (5,3 Millionen Menschen auf 
4.500 qkm) mit seinen großen, vielfach aneinandergrenzenden kreisfrei-
en Städten (11 von 23 in NRW) hat es seit über 90 Jahren das Bedürfnis 
nach grenzüberschreitender Planung und Aufgabenerfüllung gegeben, 
für die ein Gemeindeverband regionalen Zuschnitts neben den Land-
schaftsverbänden die richtige Lösung bildete (Sundermann, a.a.O.). 
§ 2 des Gesetzentwurfs verdeutlicht, dass der Verband eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung 
ist und dem Gemeinwohl der Metropole Ruhr dient. „Es handelt 
sich beim Regionalverband Ruhr um einen Gemeindeverband in der 
Form eines spezialgesetzlichen Zweckverbandes. Mit der Bezeich-
nung als Gemeindeverband ist keine Präjudizierung in der Hinsicht 
erfolgt, dass es sich beim RVR um einen Gemeindeverband im enge-
ren Sinne von Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG und Artikel 78 Abs. 2 LVerf 
NRW handelt“ (o.a. Drucks. S. 40).
Mit dem Gesetzentwurf sollten die „Gemeinsamkeiten und die Ko-
operationen zwischen den Städten und Kreisen im Ruhrgebiet …
noch weiter verbessert werden, um den noch andauernden Struktur-
wandel dieser Metropolregion weiter zu fördern“ (o.a. Drucks. S. 1).
Beabsichtigt war u.a.
–	� die Erweiterung des Katalogs der freiwilligen Aufgaben mit regi-

onaler Bedeutung
–	� die Erweiterung der Möglichkeit zur Durchführung kommunaler 

Tätigkeiten für einzelne Mitgliedskörperschaften ohne Zustän-
digkeitsverlagerung

–	� die Einrichtung eines Kommunalrats, bestehend aus den Haupt-
verwaltungsbeamten der Mitgliedskörperschaften als ergänzendes 
Gremium mit beratender Funktion (kein weiteres Organ!)

–	� Änderung des Rechtsstatus‘ der Verbandsspitze, die künftig wieder 
aus kommunalen Wahlbeamten bestehen sollte

–	� Einführung der Direktwahl der Mitglieder der Verbandsversamm-
lung ab 2020 in Form einer Listenwahl.

Der Gesetzentwurf, der nach der 1. Lesung im Landtag dem Kom-
munalausschuss zur Beratung überwiesen worden war, stieß allerdings 
auf erheblichen Widerstand in anderen Regionen des Landes (so z.B. 
in Ostwestfalen-Lippe). Insbesondere verfassungsrechtliche Beden-
ken in Bezug auf eine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
und mögliche Eingriffe in die kommunale Planungshoheit veranlass-
ten die Landesregierung, den Gesetzentwurf „auf Eis zu legen“ (Neue 
Westfälische, Ausgabe v. 16. Januar 2015). In veränderter Form wird 
der Gesetzentwurf sicher erneut vorgelegt werden und dann an dieser 
Stelle detailliert zu behandeln sein.

„Praxismesse Zukunftsnetzwerk“ am 03.06.2015 am Fachbereich Verwaltungswissenschaften der Hochschule Harz auf dem Campus Halberstadt
Unter dem Motto „Fachkräfte gewinnen, Wissen teilen, Zukunft 
gestalten“ veranstaltet der Fachbereich Verwaltungswissen-
schaften der Hochschule Harz auf dem Campus in Halberstadt 
am Mittwoch, 03.06.2015 von 9.30 bis 16.00 Uhr seine erste 
„Praxismesse Zukunftsnetzwerk“, die speziell auf die Belange 
und Wünsche der Verwaltungen und Studierenden eingeht.
Verwaltungen stehen zunehmend vor dem Problem, dass sie 
sich einerseits nach jahrelangen Konsolidierungsaktivitäten wie-
der für neue Mitarbeiter attraktiv machen müssen. Andererseits 
gibt es neben der schwierigen Personalsituation große Proble-
me, den zahlreichen neuen und komplexen Anforderungen bei 
schwindenden Ressourcen gerecht zu werden.
Vor diesem Hintergrund veranstaltet der Fachbereich Verwal-
tungswissenschaften die „Praxismesse – Zukunftsnetzwerk“, um 
die Kooperationen und den Wissenstransfer zwischen Hochschu-

le und Verwaltungen mehr denn je zu stärken. In einem ersten 
Block werden sich öffentliche Verwaltungen mit den jeweiligen 
Bedarfen an Mitarbeitern, Praktikanten, aber auch Problemen 
und Aufgaben den Dozenten, Partnern, Studierenden und Ab-
solventen vorstellen. In diesem Sinne entspricht der Fachbereich 
Verwaltungswissenschaften dem Wunsch einer wachsenden 
Zahl von Verwaltungen sich an einem Tag der Hochschule und 
ihren Mitgliedern präsentieren zu können.

In einem zweiten Block am Nachmittag wechselt die Perspek-
tive und der Fachbereich Verwaltungswissenschaften stellt sich 
mit seinen unterschiedlichsten inhaltlichen Schwerpunkten, 
Projekten, Praxisseminaren und Möglichkeiten den Vertretern 
aus der Praxis vor, um weitere Kooperationen anbahnen oder 
vermitteln zu können. 

Das daraus resultierende erweiterte Netzwerk soll die Hochschule 
Harz insbesondere den Fachbereich Verwaltungswissenschaften und 
die Verwaltungen enger miteinander verbinden, um gemeinsam Lö-
sungen für aktuelle und künftige Probleme zu erarbeiten. 
In diesem Sinne freut sich der Fachbereich über die breite regionale 
und überregionale Unterstützung des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes, des Deutschen Landkreistages, des Ministeriums 
für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt sowie des Städ-
te- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt und des Landkreistages 
Sachsen-Anhalt.

Weitere Informationen und Anmeldeunterlagen für die kostenfreie 
Veranstaltung erhalten Sie beim Dekanat des Fachbereichs:
Prof. Dr. Jürgen Stember (dekan.vw@hs-harz.de) oder
Frau Raabe (hraabe@hs-harz.de) 
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Der Berichtszeitraum1 umfasst die Monate der Veröffentlichungen im Bun-
desgesetzblatt September 2014 bis März 2015. Die gesetzgeberische Tätigkeit 
hat sich nunmehr in allen Bereichen intensiviert. Zunächst sind die Änderung 
im Staatsangehörigkeitsrecht sowie die Grundgesetzänderung zur Zusam-
menarbeit von Bund und Ländern in Fragen der Forschung und Hochschulen 
besonders erwähnenswert. Insbesondere infolge des sehr starken Zustroms 
von Asylbewerbern hat der Bundesgesetzgeber zudem mehrere Gesetze zum 
Gesamtkomplex Asyl und Flüchtlinge verabschiedet und schließt damit an die 
gesetzliche Verankerung von drei Balkanstaaten als sichere Herkunftsstaaten 
an, die im letzten Bericht aus Berlin dargestellt wurde.2

Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes

Die Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG), die am 20. 
Dezember 2014 in Kraft getreten ist, ist für in Deutschland gebo-
rene Kinder ausländischer Eltern bedeutsam (BGBl. I 2014, 1714). 
Denn bisher erwarben solche Kinder mit der Geburt die deutsche 
und die ausländische Staatsangehörigkeit ihrer Eltern und mussten 
sich dann bis zum 23. Geburtstag zwischen der deutschen und der 
ausländischen Staatsangehörigkeit entscheiden (sog. Optionspflicht). 
Nunmehr ist nicht mehr optionspflichtig, wer als Kind ausländischer 
Eltern in Deutschland geboren und aufgewachsen ist; er kann beide 
Staatsangehörigkeiten behalten. Damit wird also keine generelle dop-
pelte Staatsangehörigkeit im deutschen Rechte eingeführt, sondern 
es gibt lediglich eine weitere Ausnahme zum Grundsatz, dass Mehr-
staatigkeit zu vermeiden ist. Nach dem neuen § 29 Abs. 1 a StAG 
ist in Deutschland aufgewachsen, wer sich 8 Jahre gewöhnlich in der 
Bundesrepublik aufgehalten hat, 6 Jahre hier die Schule besucht hat 
oder in Deutschland einen Schul- oder Berufsausbildungsabschluss 
erworben hat. Zur Verwaltungsvereinfachung melden die Meldebe-
hörden monatlich den Staatsangehörigkeitsbehörden die Daten der-
jenigen Personen, die im darauf folgenden Monat das 21. Lebensjahr 
vollenden. Die Behörde prüft dann von Amts wegen, ob der Betref-
fende 8 Jahre in Deutschland gelebt hat. Eine Übergangsregelung 
für Personen, die sich noch im (alten) Optionsverfahren befinden, 
ist bewusst nicht getroffen worden, für sie gilt das aus ihrer Sicht 
vorteilhaftere neue Verfahren. Für Personen, die sich bereits für die 
deutsche oder ausländische Staatsangehörigkeit entschieden haben, 
gibt es keine Sonderregelung; ihre Entscheidung gilt.3

Baurechtliche Erleichterung zur Unterbringung von Flüchtlingen

Diese Änderung im Baugesetzbuch erleichtert die Unterbringung 
von Asylbewerbern (BGBl. I 2014, 1748), indem Kommunen von be-
stimmten bauplanungsrechtlichen Vorgaben durch den neuen § 246 
Absätze 8 bis 10 BauGB befreit werden. Seit dem Inkrafttreten am 
21. November 2014 können Flüchtlingsunterkünfte auch dann im 
Innenbereich zugelassen werden, wenn sie sich nicht in die nähere 

* 	 Ministerialrat Dr. Wolfgang Mosbacher, Berlin
1 	 Die Bundesgesetzblätter Nr. 47 bis 64 aus dem Jahr 2014 sowie Nr. 1 bis Nr. 9 aus 

dem Jahr 2015.
2	 DVP 2014, S. 456 (457).
3 	 Einzelheiten zur neuen Optionspf licht bei Mosbacher, NVwZ 2015, 268.

Umgebung einfügen. Tangiert sind etwa auch Büro- oder Geschäfts-
gebäude, die zu Unterkünften umgewidmet werden können. Zudem 
soll die Unterbringung von Flüchtlingen auch auf solchen Flächen 
möglich sein, die unmittelbar an einen bebauten Ortsteil anschließen. 
Schließlich sollen Asylbewerberunterkünfte unter gewissen Voraus-
setzungen auch in Gewerbegebieten errichtet werden können. Diese 
Erleichterungen sind bis zum 31. Dezember 2019 befristet. 

Änderung des EU-Freizügigkeitsgesetzes

Dieses Gesetz enthält Maßnahmen, die sogenannte Armutszuwan-
derer aus anderen EU-Staaten betreffen (BGBl. I 2014, 1922). Vor 
allem aus Rumänien und Bulgarien ist seit einigen Jahren ein Zuzug 
von Personen zu verzeichnen, die letztlich von Sozialleistungen in 
Deutschland leben, die Anzahl der Hartz-IV-Bezieher ist von Ende 
2013 bis Ende 2014 um 83,6 % gestiegen.4 Sozialrechtlich ist die 
politisch brisante Frage noch nicht ganz geklärt, ob Rumänen oder 
Bulgaren, ohne jemals in Deutschland gearbeitet zu haben, hier So-
zialleistungen wie etwa Hartz IV beziehen können. 
Das vorliegende Gesetz soll den Missbrauch der EU-Freizügigkeit 
bekämpfen. Dazu wird die Möglichkeit eingeführt, befristete Wie-
dereinreisesperren zu verhängen, falls z. B. Rechtsmissbrauch oder 
Betrug vorliegt. Zur Vermeidung von Doppelzahlungen wird eine 
gesetzliche Regelung in das Einkommensteuergesetz eingeführt, 
welche den Kindergeldbezug von der eindeutigen Identifikation von 
Antragstellern und ihren zum Kindergeldbezug berechtigenden Kin-
dern durch Angabe von Identifikationsnummern abhängig macht.
Denn nach geltendem Recht kann in Deutschland etwa von Rumä-
nen, Polen oder Bulgaren, aber auch von allen anderen EU-Bürgern 
Kindergeld selbst für die Kinder bezogen werden, die sich in den jewei-
ligen Heimatländern aufhalten. Zudem wird das Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz geändert, damit die Zusammenarbeit zwischen den 
Behörden (u. a. Finanzkontrolle Schwarzarbeit) intensiviert wird und 
Scheinselbständigkeit und Schwarzarbeit besser bekämpft werden. 

Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

Eine Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) war 
wegen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 2012 
notwendig geworden. Die Gesetzesänderung setzt im Wesentli-
chen die Vorgaben des Gerichts um, kleinere Änderungen stehen 
nicht im Zusammenhang mit diesem Urteil (BGBl. I 2014, 2187). 
Das AsylbLG ist ein Sonderleistungsgesetz, damit Asylbewerber 
v. a. nicht den (höheren und umfassenderen) Sozialleistungen nach 
dem SGB unterfallen. Dahinter steht der Gedanke, dass man kei-
ne Wirtschaftsflüchtlinge nach Deutschland anziehen will, die gar 
nicht politisch verfolgt sind. Das Bundesverfassungsgericht hat dieses 
Sonderleistungsrecht für Ausländer, die sich nur vorübergehend im 
Bundesgebiet aufhalten und deshalb eine besondere Bedarfssituation 
haben, expressis verbis als verfassungsgemäß anerkannt. Zudem ist 
das SGB II auf die längerfristige Integration in den Arbeitsmarkt 

4 	 FAZ v. 8.4.2015, S. 16
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ausgerichtet, während die dem AsylbLG unterfallenden Personen 
entweder potenziell ausreisepflichtig werden können (Asylsuchende) 
oder bereits vollziehbar ausreisepflichtig sind (Geduldete). 
Die Gesetzesänderung enthält nunmehr eine differenziertere Staf-
felung der Sätze für Geldleistungen nach Alter und Familienstand 
durch Einführung von 6 statt bisher 3 bzw. 2 Regelbedarfsstufen. Die 
Wartefrist für Leistungen analog SGB XII wird von derzeit 48 auf 
künftig 15 Monate verkürzt; das ist eine ganz gravierende Änderung, 
weil damit die Leistungen nach 15 Monaten höher ausfallen. Der An-
knüpfungspunkt für die Berechnung dieser Wartezeit ist künftig die 
ununterbrochene Aufenthaltsdauer in Deutschland und nicht mehr 
die Bezugsdauer von AsylbLG-Leistungen. 
Der personelle Anwendungsbereich des AsylbLG wird beschränkt, 
da vollziehbar ausreisepflichtige Personen, deren Ausreise gem. § 25 
Abs. 5 AufenthG aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen unmög-
lich ist und deren Abschiebung bereits seit mindestens 18 Monaten 
ausgesetzt ist, herausgenommen werden. Damit wird der Tatsache 
Rechnung getragen, dass diese Personen sich faktisch bereits län-
gerfristig in Deutschland aufhalten. Zudem entfällt die bisher be-
stehende „Kollektivhaftung“ von Familienmitgliedern im Rahmen 
der Sanktionsmöglichkeiten nach § 1a AsylbLG, da die bislang ak-
zessorische Anspruchseinschränkung aufgrund des Verhaltens eines 
anderen Familienangehörigen nicht dem vom BVerfG hervorgehobe-
nen Grundsatz der individuellen Anspruchsberechtigung entspricht. 
Unabhängig vom Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird nunmehr 
im Gesetz klargestellt, dass die Träger des Asylbewerberleistungsgeset-
zes im sozialgerichtlichen Verfahren notwendig beizuladen sind. 
Zudem wird ein kleiner Freibetrag beim anzurechnenden Vermögen 
eingeführt, der dem Asylbewerber das Ansparen für notwendige Ein-
käufe wie z.B. Winterkleidung ermöglicht. Ob das Gesetz zu einem 
Anstieg der Anzahl erfolgloser Asylanträge führen wird, wird man 
mit Gewissheit erst später beurteilen können.

Änderung des Artikel 91b Grundgesetz

Die erste Änderung des Grundgesetzes in der laufenden Legislaturpe-
riode betrifft den Hochschul- und Wissenschaftsbereich; die Änderung 
des Art. 91b GG ist am 1. Januar 2015 in Kraft getreten (BGBl. I 2014, 
2438). Schon systematisch ist die Stellung von Art. 91b GG besonders, 
da er im Abschnitt VIIIa „Gemeinschaftsaufgaben, Verwaltungszusam-
menarbeit“ steht; es geht also um die Kooperationsmöglichkeiten von 
Bund und Ländern in Bereichen, die von gesamtstaatlichem Interesse 
sind. An der Verteilung der Gesetzgebungskompetenz (Art. 70 ff GG) 
oder der Verwaltungskompetenz (Art. 83ff GG) ändert Art. 91b GG 
nichts im Hochschulbereich: Die Länder sind zuständig,5 während im 
Wissenschaftsbereich die Länder hauptsächlich, der Bund nur verein-
zelt Kompetenzen hat.6 Im Kern geht es bei Art. 91b GG um Mischfi-
nanzierung und Verwaltungszusammenarbeit, er ist somit ein Muster-
beispiel für den kooperativen Föderalismus. Es handelt sich also um eine 
Ausnahme zu dem Grundsatz, dass Bund und Länder ihre jeweiligen 
Aufgaben getrennt und in eigener Verantwortung wahrnehmen. 
Um diese Grundgesetzänderung zu verstehen, muss man zur Föderalis-
musreform I von 2006 zurückschauen. Damals hatten Bundestag und 
Bundesrat den bisherigen, aus zwei Sätzen bestehenden Art. 91b GG 
geändert, indem etwa die zuvor bestehende Regelung zur Bildungspla-
nung komplett entfiel und die Forschungsförderung detaillierter gere-

5	 Vgl. den Gesetzentwurf zu dieser GG-Änderung, BT-Drs. 18/2710, S. 6.
6	 Seckelmann, NVwZ 2015, 248 (249).

gelt wurde.7 Zudem war der Hochschulbau aus dem zugegeben kurzen 
Katalog der Gemeinschaftsausgaben des Art. 91a Abs. 1 GG gestrichen 
worden.8 Die Änderungen von 2006 waren also auf mehr Eigenständig-
keit der Länder und Entflechtung angelegt, sie ermöglichten aber auch 
eine Zusammenarbeit etwa im Bereich der Lehre wie etwa in Gestalt 
des Qualitätspakts Lehre.9 Häufig ist davon die Rede gewesen, der 2006 
in Kraft getretenen Art. 91b GG hätte ein „Kooperationsverbot“ veran-
kert;10 dieser Begriff ist aber irreführend, weil ja Art. 91b GG schon dem 
Wortlaut nach Vereinbarungen ermöglicht und nicht verbietet. 
Eine wichtige Folge der GG-Änderung von 2006 war, dass der Bund 
nur außeruniversitäre Forschungseinrichtungen verlässlich und dau-
erhaft bezuschussen konnte. Eine dauerhafte Finanzierung von Uni-
versitäten war dem Bund versagt, er konnte Hochschulen lediglich 
projektbezogen fördern. Aufgrund der offensichtlichen Haushalts-
probleme einiger Länder einerseits, der Bedeutung von Forschung, 
Wissenschaft und Hochschulen für die Innovationskraft Deutsch-
lands andererseits, kam man überein, Art. 91b GG nunmehr erneut zu 
ändern, um die Kooperationsmöglichkeiten von Bund und Ländern 
im Wissenschaftsbereich zu erweitern. 
Mit dem nunmehr geänderten Art. 91b GG ist auch eine langfristige 
Förderung von Hochschulen, einzelnen Instituten oder Institutsver-
bünden möglich, das bedeutet konkret, dass Hochschulen künftig 
nicht mehr nur durch befristete Programme des Bundes sondern in-
stitutionell gefördert werden können.
Grundvoraussetzung ist – wie bisher –, dass es bei der Förderung um 
Fälle überregionaler Bedeutung geht. Das bedeutet, dass es nicht haupt-
sächlich um einzelne Institutionen geht, auch wenn dies ebenfalls mög-
lich ist. Derzeit bilden etwa der Hochschulpakt 2020, mit dem Mittel 
für die zusätzlichen Studienanfänger aller staatlichen Hochschulen 
zur Verfügung gestellt werden, sowie der Qualitätspakt Lehre, der 186 
Hochschulen fördert, Beispiele für diese überregionale Bedeutung.11

Mit dem neuen Art. 91b GG ist nun auch eine Förderung von Koope-
rationen zwischen (länderfinanzierten) Hochschulen und (nach Art. 
91b GG a.F. mischfinanzierten) außeruniversitären Forschungsein-
richtungen möglich. Eine Weiterführung der Exzellenzinitiative wird 
durch diese Grundgesetzänderung sehr viel einfacher und effektiver. 
Politisch diskutiert, aber letztlich verworfen wurde die Einbeziehung 
der (frühkindlichen) Bildung und der Schulen in den Art. 91b GG.12

Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung von bestimmten 
Ausländern

Als im Herbst 2014 im Asylrecht politisch der Kompromiss zum Ge-
setz zu den drei sicheren Herkunftsstaaten Serbien, Mazedonien und 
Bosnien-Herzegowina erzielt wurde,13 einigten sich der Bund und die 
Länder darauf, die Rechtsstellung von asylsuchenden und geduldeten 
Ausländern im Bundesgebiet zu verbessern. Daher beschlossen Bun-
destag und Bundesrat Erleichterungen bei der Bewegungsfreiheit von 
Asylbewerbern und Änderungen beim Leistungsbezug nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (BGBl. I 2014, 2439).

7	 Henneke, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, 2014, Art. 91b Rnr. 2.
8 	 Die Finanzierung des allgemeinen Hochschulbaus richtet sich bis 2019 nach 

Art. 143c GG.
9	 Vgl. BT-Plenarprotokoll 18/66, S. 6223.
10	 Vgl. etwa den Titel bei Speiser, DÖV 2014, 555: Das „Kooperationsverbot“.
11	 BT-Drs. 18/2710, S. 7.
12	 BT-Plenarprotokoll, 18/66, S. 6224.
13 	Die Änderung des Asylverfahrensgesetzes zur Einbeziehung der sicheren Her-

kunftsstaaten ist im Bundesrat zustimmungspflichtig gewesen, deshalb brauchte 
man das Einverständnis eines grün mitregierten Landes. 
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Bisher durften Asylbewerber grundsätzlich nicht den Landkreis 
verlassen, dem sie zur Durchführung des Asylverfahrens zugewie-
sen worden waren (sog. Residenzpflicht). Diese Residenzpflicht wird 
durch die Gesetzesänderung gelockert. Damit aber nicht auf einmal z. 
B. eine Bewegung von Asylbewerbern in die Großstädte einsetzt und 
diese damit weiter belastet werden, werden Sozialleistungen lediglich 
an dem in einer Wohnsitzauflage festgelegten Wohnort erbracht.
Zudem hat diese Gesetzesänderung das im Asylbewerberleistungs-
gesetz festgelegte Sachleistungsprinzip modifiziert. Bisher galt der 
Grundsatz, den Asylbewerbern Sach- und keine Geldleistungen zu 
gewähren, um Deutschland nicht noch attraktiver für Ausländer zu 
machen, die nicht politisch verfolgt sind, aber aufgrund der hohen sozi-
alstaatlichen Standards in Deutschland leben wollen. Nunmehr wurde 
der Vorrang der Sachleistungsgewährung nach der Erstaufnahme bei 
einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen nach 
§ 44 AsylVfG abgeschafft. Nunmehr erhalten die Träger der Leis-
tungen die Möglichkeit, den notwendigen Bedarf der Asylbewerber 
künftig in größerem Umfang durch Geldleistungen abzudecken. Eine 
Untersuchung des Anteils der Geldleistungen an allen auch in Form 
von Sachleistungen und Wertgutscheinen möglichen Unterstützungs-

leistungen für den Lebensunterhalt (d. h. ohne Taschengeld) hat für das 
Jahr 2013 ergeben, dass bundesweit durchschnittlich 49 % der Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts aus Geldleistungen bestanden 
(2012: 45 %). Bei den Ländern und Kommunen führt die Abschaffung 
des Vorrangs der Sachleistungen zu einer Verwaltungsvereinfachung.

Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Mit dieser Änderung des BaföG (BGBl. I 2014, 2475) übernimmt der 
Bund den bisherigen Länderanteil an der Finanzierung. Damit will 
er den Ländern zusätzlichen finanziellen Spielraum für die Bildungs
finanzierung insbesondere für die Hochschulen eröffnen. Seit dem 
1. Januar 2015 finanziert der Bund also allein diese Geldleistung. Dies 
führt für den Bund im Jahr 2015 zu Mehrausgaben von 770 Millionen 
Euro, der Betrag wächst bis 2018 auf 1,15 Mrd. Euro auf. Ab dem 
Herbst 2016 werden die finanziellen Förderleistungen durch eine An-
hebung der Bedarfssätze und der Einkommensfreibeträge verbessert. 
Darüber hinaus enthält das Gesetz Maßnahmen, mit denen Bürokratie 
abgebaut und das Antragsverfahren vereinfacht wird. Zudem soll die 
internationale Mobilität der Studenten verbessert werden.

Wolfgang Mosbacher� Der Bericht aus Berlin – aktuelle Gesetzgebung des Bundes

A. Vorbemerkung

Die Klausuraufgabe wurde geringfügig abgewandelt an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen im Studien-
jahr 2013/2014 als Modulabschlussklausur im Modul 5.1 – Spezielle 
Grundlagen des Verwaltungshandelns I (Teilmodule: Polizei- und 
Ordnungsrecht, Verwaltungsvollstreckung, verwaltungsgerichtlicher 
Rechtsschutz, Ordnungswidrigkeitenrecht) gestellt. Der Sachver-
halt ist einem Fall nachgebildet, den das VG Minden mit Urteil vom 
18. März 2013 (Az. 8 K 2268/12) entschieden hat. Eine der Schwie-
rigkeiten der Aufgabenstellung lag darin, nicht bekannte Rechtsnor-
men (vor allem § 47 LFoG NW) praxisgerecht auszulegen. Zudem 
sollten die Studierenden zeigen, dass sie in der Lage sind, Einwände 
des potenziellen Maßnahmenadressaten in einer Ordnungsverfügung 
an den jeweils einschlägigen Stellen umfassend zu erörtern und die 
behördliche Auffassung nachvollziehbar zu begründen. Im Übrigen 
war die Aufgabe von mittlerem Schwierigkeitsgrad. Auf eine Sachver-
haltsdarstellung konnte als Prüfungsleistung verzichtet werden, weil 
sich der Sachverhalt unmittelbar aus der Aufgabenstellung ergibt.

B. Sachverhalt

Herr Hephäst Zündler ist Alleininhaber und verantwortlicher Py-
rotechniker einer Firma, die gewerblich im Auftrag von Kunden 
Feuerwerke plant, aufbaut und durchführt. Er besitzt eine ihm per-
sönlich erteilte Erlaubnis gemäß § 7 SprengG, die u. a. allgemein 
den Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen und das gewerbliche 
Abbrennen von als explosionsgefährlich klassifizierten Feuerwerks-
körpern gestattet. Im Dezember 2013 erhielt Zündler den Auftrag, 
anlässlich einer privaten Hochzeitsfeier am 5. Juli 2014 in unmittelba-
rer Nähe der Waldgaststätte „Zum Hirschen“, die im Gemeindegebiet 
der kreisangehörigen nordrhein-westfälischen Gemeinde Feuerfeld1 
gelegen ist, ein Feuerwerk zu veranstalten. Für die Vorbereitung und 
Durchführung des Feuerwerks vereinbarte er mit dem Auftraggeber 
eine Vergütung von 1.200,– Euro. 

Am 10. Januar 2014 erstattete Zündler ordnungsgemäß und unter 
Benennung der Kategorien der abzubrennenden Feuerwerkskörper 
bei der Ordnungsbehörde die nach § 23 Abs. 3 der 1. SprengVO 
erforderliche Anzeige. In einem der Anzeige beigefügten Übersichts-
plan waren zwei vorgesehene Abbrennplätze markiert, die sich inmit-
ten von in ein Waldgebiet eingebetteten Getreidefeldern befinden. 
Der nächstgelegene Waldrand ist jeweils 50 Meter von den beiden 
vorgesehenen Abbrennplätzen entfernt.

1	 Es handelt sich um eine fiktive kommunale Gebietskörperschaft.
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*	 Dr. Dr. Markus Thiel ist Professor für Öffentliches Recht, insbesondere Recht 
der Gefahrenabwehr, an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nord-
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Sachbearbeiter Sven Gründlich, der in der Ordnungsbehörde der 
Gemeinde Feuerfeld zuständig ist, holte daraufhin entsprechend 
den Verfahrensvorschriften verschiedene Stellungnahmen von Trä-
gern öffentlicher Interessen, u. a. des Landesbetriebs Wald und Holz 
Nordrhein-Westfalen ein. Dieser teilte dem Gründlich mit, dass im 
vorliegenden Fall wegen der erheblichen Brandgefahr eine Befreiung 
von dem in § 47 Abs. 1 LFoG NW normierten Verbot des Anzün-
dens oder Unterhaltens eines Feuers oder der Benutzung eines Grill-
gerätes sowie des Lagerns von leichtentzündlichen Stoffen innerhalb 
eines Abstandes von 100 Metern zum Waldrand nicht erteilt werden 
könne. Die ebenfalls befragte örtliche Feuerwehr gab an, Anfang 
Juli 2014 seien die Getreidefelder voraussichtlich nahezu erntereif 
und daher besonders brandgefährdet. Auch unter Anwesenheit einer 
Brandsicherheitswache sei das Risiko eines Brandes mit Übergriff auf 
die nahe gelegenen Waldränder nicht kalkulierbar. Ein regelmäßiges 
Befeuchten der Felder mit Wasser während der Veranstaltung besei-
tige die Brandgefahr für den Wald ebenfalls nicht.

Gründlich kontaktierte den Zündler mit Schreiben vom 30. Januar 
2014, kündigte schriftlich an, dass er das Abbrennen des Feuerwerks 
am 5. Juli 2014 u. a. wegen eines zu erwartenden Verstoßes gegen 
§ 47 LFoG NW zu untersagen beabsichtige, und gab dem Zündler 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Zündler brachte in seiner an Gründlich gerichteten schriftlichen 
Antwort vom 2. Februar 2014 Folgendes vor: 

§ 47 Abs. 1 LFoG NW sei für seine Person wegen § 47 Abs. 2 Nr. 1 
LFoG NW nicht anwendbar. Danach gelte das in Absatz 1 geregelte 
Verbot explizit nicht für Personen, die im Wald oder den angren-
zenden Grundstücken beschäftigt werden. Da mit dem Begriff der 
„Beschäftigung“ die Ausübung einer jeglichen beruflichen Tätigkeit 
gemeint sein müsse, zähle er zu diesem vom Geltungsbereich des § 47 
Abs. 1 LFoG NW ausgenommenen Personenkreis. Zudem gelte zu 
seinen Gunsten der § 47 Abs. 2 Nr. 2 LFoG NW, da er Inhaber einer 
allgemeinen Erlaubnis nach § 7 SprengG sei.

Selbst wenn § 47 Abs. 1 LFoG NW auf ihn Anwendung finde, lägen 
dessen Voraussetzungen nicht vor. Er wolle die Feuerwerkskörper ja 
nicht im Sinne von § 47 Abs. 1 LFoG NW lagern, sondern abbren-
nen. Die Verwendung pyrotechnischer Gegenstände sei auch kein 
Anzünden oder Unterhalten eines Feuers und könne nicht mit der 
Benutzung eines Grillgerätes gleichgesetzt werden. Selbst wenn die 
Getreidefelder Anfang Juli bereits nahezu erntereif seien, bestehe 
keine erhöhte Brandgefahr, weil Pyrotechnik keine „detonative An-
zündung“ besitze und die Feuerwerkskörper nur am Himmel „glüh-
ten“. Sie seien damit keine leichtentzündlichen Stoffe im Sinne des 
§ 47 Abs. 1 LFoG NW, sondern explosionsgefährliche Stoffe. Es 
sei daher nicht nötig, das Abbrennen des Feuerwerks insgesamt zu 
untersagen; vielmehr könne die Brandgefahr durch Anordnungen 
wie z. B. das Befeuchten der Flächen in der Umgebung der geplanten 
Abbrennstellen und Maßnahmen wie etwa den Einsatz von Brand-
sicherheitswachen der Feuerwehr auch auf weniger einschneidende 
Weise eingedämmt werden. Er wolle die Veranstaltung auf jeden Fall 
durchführen und würde gegen eine eventuell erlassene Untersagungs-
verfügung gerichtlich vorgehen.

Gründlich berät sich daraufhin mit seiner Vorgesetzten. Er ist der 
Auffassung, dass die Einwände des Zündler im Ergebnis nicht 

überzeugen. Die Feuerwerkskörper müssten schließlich bereits in 
Bodennähe mit Feuer entzündet werden, und wenn schon das La-
gern leichtentzündlicher Stoffe von § 47 Abs. 1 und § 70 Abs. 2 
Nr. 2 LFoG NW untersagt und mit einem Bußgeld sanktioniert 
werde, müsse dies dem Zweck der Vorschrift entsprechend erst 
recht für das Abbrennen von Feuerwerkskörpern gelten. Ein Be-
feuchten der Getreidefelder könne schließlich die Entstehung 
eines Brandes durch eine Entzündung der Bäume in der Nähe 
der Abbrennstellen nicht verhindern. Die Ausnahme nach § 47 
Abs. 2 Nr. 1 LFoG NW gelte für Zündler zudem nicht, weil die 
Norm nicht jede in irgendeiner Weise im Wald bzw. angrenzenden 
Gebieten einer auch nur vorübergehenden Beschäftigung nach-
gehende Person erfassen könne. Als Ergebnis des Gesprächs mit 
seiner Vorgesetzten ergibt sich, dass Gründlich die beabsichtigte 
Untersagungsverfügung fertigen soll.

Aufgaben:

1. 	Entwerfen Sie unter dem Datum des heutigen Tages die von Sven 
Gründlich erstellte und an Hephäst Zündler gerichtete Ordnungs-
verfügung. Sie muss vollständig und praxisgerecht sein. Eine Sach-
verhaltsdarstellung ist nicht in die Ordnungsverfügung aufzunehmen.

2. 	Sofern rechtlich lösungsrelevante Aspekte in der Ordnungsverfü-
gung nicht angesprochen werden, sind sie in einem dieser voranzu-
stellenden gutachterlichen Vermerk darzulegen.

Bearbeitungshinweise: 

1. 	� Unter „Pyrotechnik“ im Sinne dieser Aufgabenstellung versteht 
man eine Technik im Zusammenhang mit meist explosiv ab-
laufenden Verbrennungsvorgängen.

2. 	� Ermächtigungsgrundlagen aus dem SprengG und den zugehö-
rigen Verordnungen sind nicht zu prüfen.

3. 	� Die zur Entgegennahme der Anzeige nach §  23 Abs.  3 1. 
SprengVO zuständige Behörde ist die örtliche Ordnungsbehör-
de. Forstbehörde im Sinne von § 47 Abs. 1 Satz 2 LFoG NW ist 
hier der Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen.

4.	� Von der Zuständigkeit der örtlichen Ordnungsbehörde für die 
zu fertigende Ordnungsverfügung ist auszugehen.

5. 	� Der Dienstsitz des Bürgermeisters der Gemeinde Feuerfeld be-
findet sich in der Hauptstraße 1, 33333 Feuerfeld. Sven Gründ-
lich ist in Zimmer 112 unter der Rufnummer 0123 – 4567 – 89 
zu erreichen und arbeitet im Fachbereich Ordnung.

6. 	� Für den Vorgang hat Gründlich das Aktenzeichen Spr100/2013 
angelegt.

7. 	� Zuständiges Verwaltungsgericht ist das VG Minden, Postan-
schrift: Postfach 32 40, 32389 Minden, Hausanschrift: Königs-
wall 8, 32423 Minden.

8. 	� Hephäst Zündler ist wohnhaft in der Wallgasse 24, 33333 Feu-
erfeld.

9. 	� In der Ordnungsverfügung dürfen auch bei erstmaliger Nen-
nung die gängigen Abkürzungen für Gesetze und andere Re-
gelwerke verwendet werden.

10. �Die Frage, ob der Eigentümer der Getreidefelder der Einrich-
tung der vorgesehenen Abbrennplätze zugestimmt hat, ist für 
die Fallbearbeitung zu vernachlässigen. Eine eventuell mögliche 
Einordnung des Eigentümers als ordnungsrechtlich Verant-
wortlicher ist nicht zu prüfen.
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Anlagen:

§ 7 SprengG 
„(1) Wer gewerbsmäßig, selbständig im Rahmen einer wirtschaft-
lichen Unternehmung oder eines land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebes oder bei der Beschäftigung von Arbeitnehmern
	 1. mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will oder
	 2. den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen betreiben will
bedarf der Erlaubnis. (…)“

§ 23 1. SprengV
„(…) (3) Der Erlaubnis- oder Befähigungsscheininhaber hat das 
beabsichtigte Feuerwerk zum Abbrennen von pyrotechnischen 
Gegenständen der Kategorie 2 in der Zeit vom 2. Januar bis zum 
30. Dezember, der Kategorien 3, 4, P1, P2, T1 oder T2 ganzjährig der 
zuständigen Behörde zwei Wochen, ein Feuerwerk in unmittelbarer 
Nähe von Eisenbahnanlagen, Flughäfen oder Bundeswasserstraßen, 
die Seeschifffahrtsstraßen sind, vier Wochen vorher schriftlich oder 
elektronisch anzuzeigen. (…)“

§ 47 LFoG NW
„(1) Im Wald oder in einem Abstand von weniger als einhundert Me-
ter vom Waldrand ist außerhalb einer von der Forstbehörde errichte-
ten oder genehmigten und entsprechend gekennzeichneten Anlage 
das Anzünden oder Unterhalten eines Feuers oder die Benutzung 
eines Grillgerätes sowie das Lagern von leichtentzündlichen Stoffen 
nicht zulässig. Die Forstbehörde kann auf Antrag eine Befreiung von 
dem Verbot erteilen.
(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für
	� 1. den Waldbesitzer und die Personen, die im Wald oder auf den 

angrenzenden Grundstücken beschäftigt werden,
	� 2. Personen, die aufgrund sonstiger Vorschriften zulässige oder be-

hördlich angeordnete oder genehmigte Maßnahmen durchführen 
und

	� 3. die zur Jagdausübung Berechtigten sowie die Imker während 
der Ausübung ihrer Tätigkeit. (…)“

§ 52 LFoG NW
„(1) Der Forstschutz im Sinne dieses Gesetzes umfasst die Aufgabe, 
Gefahren, die dem Wald und den seinen Funktionen dienenden 
Einrichtungen drohen, abzuwehren und Störungen der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung im Wald zu beseitigen sowie rechtswid-
rige Handlungen zu verfolgen, die einen Bußgeldtatbestand nach 
§ 70 oder einen sonstigen auf den Schutz des Waldes oder seiner 
Einrichtungen gerichteten Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirk-
lichen.
(2) Die ordnungsrechtlichen Zuständigkeiten nach anderen Gesetzen 
bleiben unberührt.“

§ 70 LFoG NW
„(…) (2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	 1. (aufgehoben)
	� 2. entgegen § 47 Abs. 1 im Wald oder in einem Abstand von 

weniger als einhundert Meter vom Waldrand außerhalb ei-
ner von der Forstbehörde errichteten oder genehmigten und 
entsprechend gekennzeichneten Anlage Feuer anzündet oder 
unterhält, ein Grillgerät benutzt oder leichtentzündliche Stof-
fe lagert, sofern nicht eine Befreiung von dem Verbot erteilt 
wurde, (…)“

C. Lösungsvorschlag

I. Vermerk2

1. 	�Wegen der Zwangsgeldandrohung war die Ordnungsverfügung, 
mit der sie entsprechend der „Soll“-Vorschrift des § 63 Abs. 2 S. 
2 VwVG NW3 verbunden wird, nach § 63 Abs. 6 Sätze 1 und 2 
VwVG NW zuzustellen. Es bietet sich als „Standard“ die Zustel-
lung mit Postzustellungsurkunde an (§ 3 LZG NW).4

2. 	�Die Erforderlichkeit der Rechtsbehelfsbelehrung ergibt sich aus § 20 
Abs. 2 S. 2 OBG NW. Ihr Inhalt folgt aus §§ 74 Abs. 1, 2, 81 Abs. 1 
VwGO (Anfechtungsklage), § 80 Abs. 4 S. 1 VwGO (Aussetzungs-
antrag bei der Behörde), § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO (Wiederherstel-
lungs- und Anordnungsantrag beim Verwaltungsgericht).

II. Ordnungsverfügung5

Gemeinde Feuerfeld
– Der Bürgermeister –� Feuerfeld, den …6

Fachbereich Ordnung
Hauptstr. 1
33333 Feuerfeld � Sachbearbeiter: Herr Gründlich

Zimmer 112
Tel.: 0123 – 4567 – 89

Az.: Spr100/2013
Mit Postzustellungsurkunde7

Herrn
Hephäst Zündler
Wallgasse 24
33333 Feuerfeld

Untersagung des Abbrennens von Feuerwerkskörpern bei der Veran-
staltung am 5. Juli 20148

2 	 Die Frage, welche Gesichtspunkte in einem solchen Vermerk anzusprechen sind, stellt 
viele Studierende vor eine Herausforderung. Sachgerecht erscheint es, jedenfalls die 
Notwendigkeit und die Art der Zustellung zu begründen, da die Ordnungsverfügung 
im Adressfeld hierzu nur das Resultat ausweist. Ob und in welcher Form eine Rechts-
behelfsbelehrung erforderlich ist, sollte ebenfalls angegeben werden. Gegebenenfalls 
kann ferner z. B. vermerkt werden, weshalb eine bestimmte spezialgesetzliche Ermäch-
tigungsgrundlage (oder auch eine „Standardermächtigung“) nicht in Betracht kommt.

3	 Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ziffer 2 des Tenors haben 
Rechtsmittel des Adressaten nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO keine aufschie-
bende Wirkung, weshalb ein Fall des § 63 Abs. 2 S. 2 VwVG NW eintritt.

4 	 Gelegentlich wird das Empfangsbekenntnis als „kostengünstigere“ Zustel-
lungsvariante bevorzugt. Dies wird jedenfalls dann zutreffend sein, wenn eine 
ladungsfähige Anschrift fehlt oder aber wenn am Zielort mit der Anwesenheit 
eines Empfangsbevollmächtigten zu rechnen ist. Hat ein Bevollmächtigter eine 
schriftliche Vollmacht vorgelegt (etwa: Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte), 
ist die Ordnungsverfügung ihm gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 LZG NW zuzustellen. 
Die Zustellung erfolgt dann im Regelfall per Empfangsbekenntnis (aus dem häu-
fig in diesem Kontext genannten § 5 Abs. 4 S. 1 LZG NW ergibt sich freilich 
keineswegs, dass bei Rechtsanwälten zwingend das Empfangsbekenntnis als Zu-
stellungsart zu wählen wäre; vielmehr erlaubt die Vorschrift andere Formen des 
Empfangsbekenntnisses als die in den Absätzen 1 ff. genannten).

5	 Aus dem umfangreichen Schrifttum zur Bescheidtechnik eignet sich auch für Studie-
rende verwaltungsinterner Fachhochschulen besonders der (eigentlich an Rechtsrefe-
rendarinnen und -referendare gerichtete) Beitrag von J. Doumet, JA 2009, 892 ff.

6 	 Laut Aufgabenstellung ist die Ordnungsverfügung auf den „heutigen Tag“ zu datieren.
7 	 S. Ziffer 1 des Vermerks sowie Fn. 4.
8	 Für die Abfassung von „Betreff “ und „Bezug“ gibt es keine normativen Vorga-

ben. Sachgerecht erscheint im „Betreff “ (der auch so bezeichnet werden kann, 
aber nicht muss) eine kurze Beschreibung des problematischen Verhaltens des 
Adressaten, im „Bezug“ eine Angabe des letzten „Kontakts“ (Anhörungstermin, 
Einlassung des Adressaten, letztes Schreiben etc.).
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Ihre Anzeige vom 10. Januar 2014
Ihr Schreiben vom 2. Februar 2014

Sehr geehrter Herr Zündler,

ich erlasse gegen Sie folgende

Ordnungsverfügung:9

1. Ich untersage Ihnen das Abbrennen jeglicher Art von Feuerwerks-
körpern in einem Abstand von weniger als 100 m vom Waldrand10 
anlässlich der am 5. Juli 2014 geplanten Veranstaltung.

2. Die sofortige Vollziehung der Verfügung in Nr. 111 ordne ich an.

3. Für den Fall, dass Sie der Verfügung in Nr. 1 zuwiderhandeln,12 
drohe ich Ihnen ein Zwangsgeld in Höhe von 5.000,– Euro an.

Begründung:13 

Zu Nr. 1 dieser Verfügung:
Die Verfügung stütze ich auf § 14 Abs. 1 OBG NW.14 

Gemäß §§ 5 Abs. 1 S. 1, 3 Abs. 1, 1 Abs. 1 OBG NW bin ich als 
örtliche Ordnungsbehörde zur Abwehr von Gefahren für die öffent-

9	 Ordnungsbehördliche Verfügungen sollen nach Ziffer 20.11 VV OBG NW zur 
Vermeidung von Zweifeln ausdrücklich als „Ordnungsverfügung“ bezeichnet 
werden. – Im Rahmen von Ordnungsverfügungen sind vielfältige Formulie-
rungsvarianten denkbar; die nachfolgenden Ausführungen sind daher lediglich 
ein Lösungsvorschlag.

10	 Eine Untersagung des Abbrennens von Feuerwerkskörpern „an den von Ihnen an-
gezeigten Abbrennplätzen“ wäre wahrscheinlich nicht zweckmäßig, weil Zünd-
ler eventuell auf die Idee käme, das Feuerwerk an anderen Stellen, aber weiterhin 
unter Verstoß gegen § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW abzubrennen.

11	 Unpräzise wäre eine Formulierung wie: „Die sofortige Vollziehung dieser Ord-
nungsverfügung ordne ich an“. Rechtsbehelfe gegen Ziffer 3 der Ordnungsver-
fügung – die Androhung des Zwangsgeldes – haben wegen § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 
VwGO i.V.m. § 112 S. 1 JustG NW schon aufgrund gesetzlicher Anordnung 
keine aufschiebende Wirkung; es handelt sich um eine Maßnahme der Vollzugs-
behörde (§ 56 Abs. 1 VwVG NW) in der Verwaltungsvollstreckung.

12	 Die bei Unterlassungsanordnungen gängige Formulierung „für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung“ (Festsetzung für jeden Fall des Verstoßes nach § 57 Abs. 3 
S. 2 VwVG NW statthaft) ist hier nicht sachgerecht, da nur die eine geplante 
Veranstaltung am 5. Juli 2014 in Rede steht. Gleiches gilt für die Angabe, dass 
das Zwangsgeld wiederholt festgesetzt werden könne (was sich aus § 57 Abs. 3 
S. 1, vor allem aber aus § 60 Abs. 1 S. 3 VwVG NW ergibt).

13	 Die Begründung ist in eine Darlegung der tatsächlichen Gründe (Sachverhalt) 
und der rechtlichen Gründe (aus Nachvollziehbarkeitsgründen: unterteilt nach 
den einzelnen Ziffern der Verfügung) zu untergliedern. Die Sachverhaltsdarstel-
lung hat jedoch nach der Aufgabenstellung zu entfallen.

14	 Sprengstoffrechtliche Ermächtigungsnormen waren laut Bearbeitervermerk nicht 
zu prüfen; das LFoG NW enthält keine einschlägigen Befugnisbestimmungen. § 47 
Abs. 1 Satz 2 LFoG NW regelt lediglich die Befugnis der Forstbehörde, eine Befrei-
ung von dem in § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW enthaltenen Verbot zu erteilen. Vgl. auch 
Ziffer 14.1 VV OBG NW zur Heranziehung des § 14 Abs. 1 OBG NW als Ermäch-
tigungsgrundlage für „selbstständige Ordnungsverfügungen“. – Die Reihenfolge 
der rechtlichen Begründung folgt dem gängigen „Schema“ einer Rechtmäßigkeits-
prüfung: Ermächtigungsgrundlage, formelle Rechtmäßigkeit (mit Zuständigkeit, 
Verfahren und – nicht gesondert anzusprechen – Form), materielle Rechtmäßigkeit 
(tatbestandliche Voraussetzungen der Ermächtigungsnorm, Vereinbarkeit mit sonsti-
gem höherrangigem Recht, zulässiger Adressat, Ermessen/Verhältnismäßigkeit). Die 
Reihenfolge der Normen im OBG NW würde zwar eine Erörterung der Störereigen-
schaft (§§ 17 ff. OBG NW) erst nach Ermessen und Verhältnismäßigkeit nahelegen; 
Überlegungen zum Adressatenauswahlermessen können aber (wenn sie – anders als 
im vorliegenden Fall – erforderlich sind) sachgerecht erst nach Feststellung der Stö-
rereigenschaft des konkret gewählten Adressaten angestellt werden.

liche Sicherheit und Ordnung sachlich zuständig.15 Meine örtliche 
Zuständigkeit ergibt sich aus § 4 Abs. 1 OBG NW.

Mit meinem Schreiben vom 30. Januar 2014 habe ich Ihnen Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben. Die gemäß § 28 Abs. 1 VwVfG 
NW vor Erlass eines belastenden Verwaltungsaktes erforderliche An-
hörung ist damit erfolgt.16

Die Voraussetzungen des § 14 Abs. 1 OBG NW liegen vor. Nach 
dieser Vorschrift kann ich die erforderlichen Maßnahmen treffen, 
um eine im einzelnen Fall bestehende Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung abzuwehren.

Die öffentliche Sicherheit schützt die Unversehrtheit der objektiven 
Rechtsordnung, Individualrechtsgüter sowie den Bestand und die Funk-
tionsfähigkeit des Staates und anderer Träger hoheitlicher Gewalt, ihrer 
Einrichtungen und Veranstaltungen.17 Das von Ihnen geplante und an-
gezeigte Abbrennen von Feuerwerkskörpern in der Nähe der Waldgast-
stätte „Zum Hirschen“ im Rahmen der Veranstaltung am 5. Juli 2014 
und an den benannten Abbrennplätzen würde gegen § 47 Abs. 1 Satz 1 
LFoG NW und damit gegen die objektive Rechtsordnung verstoßen.18 

Die Vorschrift untersagt in Satz 1 im Wald oder in einem Abstand 
von weniger als einhundert Meter vom Waldrand das Anzünden oder 
Unterhalten eines Feuers oder die Benutzung eines Grillgerätes sowie 
das Lagern von leichtentzündlichen Stoffen, sofern diese Tätigkeiten 
außerhalb einer von der Forstbehörde errichteten oder genehmigten 
und entsprechend gekennzeichneten Anlage erfolgt.

Entgegen Ihrem Vorbringen ist § 47 Abs. 1 LFoG NW auf Sie an-
wendbar;19 die in dessen Absatz 2 geregelten Ausnahmetatbestände 

15	 S. Ziff. 4 der Bearbeitungshinweise. – Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich hier 
weder aus sprengstoffrechtlichen noch aus forstrechtlichen Spezialbestimmungen. 
Der „Forstschutz“ i.S.v. § 52 Abs. 1 LFoG NW, für den nach § 53 Abs. 1 LFoG 
NW die Forstbehörde (§ 55 LFoG NW) und die Forstschutzbeauftragten zuständig 
sind, erstreckt sich nur auf waldspezifische Gefahren (OVG NW, Urt. v. 27.2.1996, 
Az. 5 A 2856/92, NWVBl. 1996, 391). Die Zuständigkeit richtet sich daher hier 
nach den allgemeinen Bestimmungen des OBG NW. § 1 Abs. 1 OBG NW weist 
die Aufgabe der Gefahrenabwehr den Ordnungsbehörden zu (das Vorliegen einer 
Gefahrenlage ist hier nicht zu prüfen bzw. zu begründen), § 5 Abs. 1 S. 1 OBG NW 
erklärt die örtlichen Ordnungsbehörden für zuständig (man mag dies „instanzielle 
Zuständigkeit“ nennen). § 3 Abs. 1 OBG NW erklärt schließlich, dass die Aufgaben 
der örtlichen Ordnungsbehörden u. a. von den Gemeinden wahrgenommen werden 
(„Verbandskompetenz“). Zu beachten ist, dass die Gemeinden nicht die örtlichen 
Ordnungsbehörden sind – kommunale Gebietskörperschaften sind keine Behörden, 
sondern haben solche. Die „Organkompetenz“ kommt dann innerhalb der Gemein-
de der allgemeinen Behörde, also der „Bürgermeisterin“ bzw. dem „Bürgermeister“ 
(als Behörde, nicht als natürliche Person) zu.

16	 Wäre eine Sachverhaltsdarstellung zu fertigen, wäre in ihrem Rahmen darauf zu 
achten, dass nicht von einer „Anhörung“ die Rede ist, sondern nur auf die Tatsa-
che des Schreibens vom 30. Januar 2014 hingewiesen wird. Dass es sich dabei um 
eine Anhörung gehandelt hat, ist eine rechtliche Würdigung und gehört damit 
in die rechtliche Begründung zu Nr. 1 der Ordnungsverfügung.

17	 Die Bearbeiter könnten auf die Idee kommen, den drohenden Waldbrand als Gefahr 
für den Bestand einer Einrichtung des Staates (staatlicher Wald als der Erholung 
dienende Einrichtung) zu qualifizieren; mit entsprechender Begründung dürfte man 
dies für vertretbar halten können, auch wenn die Aufgabenstellung zu den Eigen-
tumsverhältnissen hinsichtlich des betroffenen Waldstücks keine Angaben macht.

18	 Selbst wenn Bearbeiter die Anwendbarkeit des § 47 Abs. 1 LFoG NW bzw. das 
Vorliegen seiner Voraussetzungen ablehnen, sollten sie aufgrund der anderen gefähr-
deten Rechtsgüter (s. u.) eine Gefahrenlage bejahen. Ausführliche Darlegungen und 
Begründungen zu § 47 LFoG NW müssen dann jedenfalls im Vermerk erfolgen.

19	 Es wäre vertretbar, wenn Studierende zunächst die tatbestandlichen Vorausset-
zungen des § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW ansprächen und die Ausnahmebestim-
mungen in Absatz 2 erst anschließend prüften.
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entfalten für Sie keine Wirkung. Zwar gilt nach Nr. 1 der § 47 Abs. 1 
Satz 1 LFoG NW nicht für den Waldbesitzer und die Personen, die 
im Wald oder auf den angrenzenden Grundstücken beschäftigt wer-
den. Diese Norm erfasst jedoch nicht jede Person, die in einem wie 
auch immer gearteten Beschäftigungsverhältnis steht, das mehr oder 
weniger zufällig im Wald oder auf den angrenzenden Grundstücken 
ausgeübt wird. Vielmehr kann die Ausnahmebestimmung nur für sol-
che Personen gelten, die ihrer beruflichen Tätigkeit grundsätzlich im 
Wald oder auf den angrenzenden Grundstücken, namentlich auf Fel-
dern, nachgehen, also insbesondere für Forstarbeiter und Landwirte. 
Ansonsten wäre der Anwendungsbereich der Ausnahmenorm viel zu 
weit gefasst. Angesichts des Schutzzwecks des § 47 Abs. 1 LFoG NW, 
den Umgang mit Feuer in Waldrandnähe aufgrund der Brandgefah-
ren möglichst zu unterbinden, ist § 47 Abs. 2 Nr. 1 LFoG NW eng 
auszulegen. Es handelt sich um eine standortbezogene Ausnahmebe-
stimmung, die nur für solche Tätigkeiten gilt, die dauerhaft und ziel-
gerichtet im Wald bzw. dessen Nähe durchgeführt werden müssen. Sie 
beabsichtigen lediglich das einmalige Abbrennen eines Feuerwerks, 
das allein aufgrund der Veranstaltung in der Waldgaststätte zufällig ei-
nen Bezug zum Wald bzw. den angrenzenden Grundstücken aufweist.

Auch greift die Ausnahmebestimmung in § 47 Abs. 2 Nr. 2 LFoG 
NW für Sie nicht.20 Nach dieser Vorschrift gilt das Verbot in § 47 
Abs. 1 Satz 1 LFoG NW nicht für Personen, die aufgrund sonstiger 
Vorschriften zulässige oder behördlich angeordnete oder genehmigte 
Maßnahmen durchführen. Sie sind zwar Inhaber einer allgemeinen 
sprengstoffrechtlichen Erlaubnis im Sinne des § 7 SprengG, in Nr. 2 
sind aber gerade nicht solche Maßnahmen gemeint, die unabhängig 
vom Standort generell zulässig, behördlich angeordnet oder genehmigt 
sind. Entsprechend dem Schutzzweck des § 47 Abs. 1 LFoG NW ist 
auch diese Ausnahmebestimmung eng auszulegen. Es kann nicht jede 
Anordnung oder Genehmigung des Umgangs mit leichtentzündlichen 
bzw. explosionsgefährlichen Gegenständen genügen, sofern bei solchen 
Maßnahmen die spezifischen Gefahren von möglicherweise entste-
henden Waldbränden nicht berücksichtigt werden. Vielmehr muss, 
damit die Ausnahmenorm des § 47 Abs. 2 Nr. 2 LFoG NW eingreift 
ist, eine spezifische, nicht dem Forstrecht entstammende standort-, 
also waldbezogene Gestattung oder Anordnung vorliegen, die von dem 
Verbot in § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW dispensiert. 

Es liegen auch die Voraussetzungen des § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG 
NW vor. Das Abbrennen von Feuerwerkskörpern ist zwar nicht als 
Benutzung eines Grillgerätes zu qualifizieren. Es ist jedoch dem An-
zünden oder Unterhalten eines Feuers gleichzusetzen. Dass die For-
mulierung „oder“ verwendet wird, zeigt, dass die Vorschrift nicht nur 
länger brennende Feuer umfasst. Schon das Anzünden eines Feuers, 
also das Entzünden einer Flamme, ist untersagt. 

Auch der Sinn und Zweck der Verbotsnorm spricht dafür, das An-
zünden von Feuerwerkskörpern für untersagt zu halten. Es geht um 
die Verhinderung von Waldbränden, die durch jede Art der Verwen-
dung von Feuer entstehen können. Daher verbietet die Vorschrift 
jeglichen Umgang mit Feuer innerhalb eines Schutzabstands von 
100 Metern zum Waldrand. Dass die Brandgefahr hier schon durch 
das Abbrennen der Feuerwerkskörper deutlich erhöht ist, beruht auch 
auf dem Umstand, dass die Abbrennstellen von zum Zeitpunkt des 

20	 Auch dieser Aspekt war aufgrund des Vorbringens des Zündlers eingehend zu 
diskutieren.

geplanten Feuerwerks voraussichtlich nahezu erntereifen Getreide-
feldern umgeben sind, die ebenfalls in Brand geraten können. Soweit 
Sie einwenden, die Feuerwerkskörper würden erst in einer gewissen 
Höhe „zünden“, ändert dies nichts an der Bewertung, da schon bei 
der Anzündung am Boden mit Feuer hantiert wird und die Feuer-
werkskörper im angezündeten Zustand zunächst eine gewisse Höhe 
zurücklegen müssen. Die Vielzahl der zu zündenden Feuerwerkskör-
per erhöht schließlich das Risiko, dass zunächst die Getreidefelder 
und dann zum Wald gehörende Pflanzen Feuer fangen, zumal auch 
die Gefahr von „Querschlägern“, also nicht senkrecht startenden Feu-
erwerkskörpern nicht auszuschließen ist.

Zudem ist gemäß § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW das Lagern leichtent-
zündlicher Stoffe nicht zulässig. Da die Feuerwerkskörper vor Ihrer 
Verwendung jedenfalls kurzzeitig gelagert werden müssen, greift auch 
diese Variante. Selbst wenn man davon ausgeht, dass Feuerwerks-
körper nicht als „leichtentzündliche Stoffe“ zu qualifizieren sind, 
gelten sie jedenfalls als „explosionsgefährliche Stoffe“, die aufgrund 
ihrer plötzlichen Entzündung die Brandgefahr erhöhen und damit 
ein noch weit größeres Risiko in sich bergen. Das Lagerungsverbot 
muss für Feuerwerkskörper daher erst recht gelten.

Neben dem Verstoß gegen § 47 Abs. 1 Satz 1 LFoG NW würden Sie 
mit dem von Ihnen geplanten Abbrennen von Feuerwerkskörpern zu-
dem den Ordnungswidrigkeitentatbestand gemäß § 70 Abs. 2 Nr. 2 
LFoG NW erfüllen, der an ein Verletzung des Verbotstatbestands in 
§ 47 Abs. 1 LFoG NW anknüpft.

Unabhängig von den Verstößen gegen die genannten Bestimmungen 
des LFoG NW könnte durch das Abbrennen von Feuerwerkskörpern 
tatsächlich ein Brand entstehen. Damit droht auch eine Verwirkli-
chung des objektiven Straftatbestands der fahrlässigen Brandstiftung 
(§§ 306 Abs. 1 Nr. 5, 306d Abs. 1 StGB).21 Außerdem würden durch 
einen Brand hochrangige Individualrechtsgüter gefährdet, nament-
lich Leben, Gesundheit und körperliche Unversehrtheit der Wald-
nutzer, namentlich der Besucher der Veranstaltung in der Waldgast-
stätte einschließlich Ihrer Person.

Für die genannten Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit besteht 
auch eine konkrete Gefahr. Unter einer Gefahr versteht man eine 
Sachlage, in der bei ungehindertem Fortgang der Ereignisse mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit mit einem Schaden an den von der 
Ermächtigungsnorm geschützten Rechtsgütern zu rechnen ist. Eine 
Gefahr besteht auch, wenn gegen Rechtsvorschriften, die Gefahren-
tatbestände regeln, verstoßen wird oder wenn der Tatbestand einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit verwirklicht wird. Das geplante 
Abbrennen verstieße unmittelbar gegen §§ 47 Abs. 1, 70 Abs. 2 
Nr. 2 LFoG NW und verwirklichte den Tatbestand der fahrlässi-
gen Brandstiftung gemäß §§ 306 Abs. 1 Nr. 5, 306d Abs. 1 StGB. 
Schon insoweit liegt eine Gefahr im Sinne des § 14 Abs. 1 OBG NW 
vor. Darüber hinaus besteht durch das Abbrennen die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit der Entstehung eines Waldbrandes. Zwar führt 
ein solches Abbrennen nicht zwangsläufig in jedem Fall zu einem 
Brand; die Brandgefahr ist jedoch – wie bereits dargelegt – auch durch 

21	 Die Normen des StGB müssen von den Studierenden nicht genau benannt (und 
auch nicht eingehend geprüft) werden. Da zur Begründung einer Gefahrenlage 
nach h. M. lediglich der objektive Tatbestand erfüllt sein muss, stellt sich ohnehin 
die Frage, ob die Unterscheidung zwischen fahrlässiger und vorsätzlicher Brand-
stiftung hier überhaupt von Relevanz ist.
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das Anzünden der Feuerwerkskörper erhöht. Angesichts der hoch-
rangigen Rechtsgüter, die bei einem Waldbrand gefährdet werden, 
sind zudem keine allzu hohen Anforderungen an die Wahrschein-
lichkeit zu stellen.

Da Sie durch das geplante Abbrennen der Feuerwerkskörper in einem 
Abstand von weniger als 100 Metern vom Waldrand selbst unmittelbar 
gegen die gesetzlichen Verbots- und Ordnungswidrigkeitennormen 
verstoßen würden und durch den drohenden Brand die genannten 
Rechtsgüter gefährden, sind Sie als unmittelbarer Verursacher der Ge-
fahr zulässiger Adressat dieser Ordnungsverfügung (§ 17 Abs. 1 OBG 
NW). Darüber hinaus sind Sie Eigentümer und Inhaber der tatsäch-
lichen Gewalt über die verwendeten Feuerwerkskörper und der zum 
Anzünden verwendeten Gegenstände und damit zusätzlich Zustands-
verantwortlicher (§ 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 OBG NW).

Hinsichtlich der Entscheidung, welche Maßnahme zur Abwehr der 
bestehenden Gefahr getroffen wird, kommt mir gemäß §§ 16 OBG 
NW, 40 VwVfG NW Ermessen zu. Auf die Untersagung war nicht 
schon deshalb zu verzichten, weil für Ihr Vorhaben durch die Forstbe-
hörde eine Genehmigung gemäß § 47 Abs. 1 S. 2 LFoG NW erteilt 
werden könnte. Der zuständige Landesbetrieb Wald und Holz Nord-
rhein-Westfalen hat in einer Stellungnahme eine Genehmigungsfä-
higkeit des Abbrennens von Feuerwerkskörpern abgelehnt.

Insbesondere ist eine Untersagung des Abbrennens des Feuerwerks 
verhältnismäßig im Sinne von § 15 OBG NW.22 Sie ist geeignet, 
den Verstoß gegen § 47 Abs. 1 LFoG NW und die Gefährdung von 
Rechtsgütern durch die bestehende Brandgefahr zu verhindern. An-
dere mögliche und geeignete Maßnahmen, die Sie weniger intensiv 
beeinträchtigen würden, sind nicht ersichtlich (§ 15 Abs. 1 OBG NW). 
Da das geplante Abbrennen bereits gegen § 47 Abs. 1 LFoG NW 
verstößt, kommen andere Maßnahmen als eine Untersagung im Er-
gebnis nicht in Betracht. In Ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 2. 
Februar 2014 haben Sie vorgebracht, es sei nicht nötig, das Abbrennen 
des Feuerwerks insgesamt zu untersagen. Vielmehr würde Ihrer An-
sicht nach eine Anordnung genügen, die Flächen in der Umgebung 
der geplanten Abbrennstellen zu befeuchten. Diese von Ihnen vorge-
schlagenen Alternativen sind indes nicht ausreichend, die Gefahrenlage 
zu beseitigen. Nach Einschätzung der Feuerwehr genügen weder ein 
regelmäßiges Befeuchten der Felder noch das Aufstellen einer Brand-
sicherheitswache, um die neben dem Verstoß gegen § 47 Abs. 1 LFoG 
NW bestehende erhebliche Brandgefahr wirksam zu beseitigen. Das 
Befeuchten der Felder könnte insbesondere allenfalls deren Inbrand-
setzung verhindern, nicht aber die des nur 50 Meter entfernten Waldes.

Schließlich führt die Untersagung des Abbrennens von Feuerwerks-
körpern bei Ihnen nicht zu einem Nachteil, der zu den geschütz-
ten Rechtsgütern außer Verhältnis stünde (§ 15 Abs. 2 OBG NW). 
Zwar können Sie den erteilten Auftrag nicht wahrnehmen; Ihr daraus 
resultierender Vermögensnachteil muss jedoch hinter den hochran-
gigen zu schützenden Rechtsgütern, die durch die Brandgefahr ge-
fährdet werden, zurücktreten. Existenzgefährdende Nachteile hin-
sichtlich Ihrer gewerblichen Tätigkeit sind nicht dargelegt und auch 
nicht ersichtlich. 

22	 Das pf lichtgemäße Ermessen erfordert insbesondere auch eine sorgfältige Ab-
wägung nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit des Mittels, Ziffer 16 S. 4 
VV OBG NW.

Zu Nr. 2 dieser Verfügung:
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80 Abs. 2 S. 1 
Nr. 4 VwGO. Danach entfällt die aufschiebende Wirkung einer Anfech-
tungsklage gegen diese Ordnungsverfügung, wenn ich deren sofortige 
Vollziehung im besonderen öffentlichen Interesse besonders anordne.

Dieses besondere öffentliche Interesse liegt hier vor. Denn eine An-
fechtungsklage gegen Nr. 1 dieser Ordnungsverfügung hätte nach § 80 
Abs. 1 S. 1 VwGO aufschiebende Wirkung, so dass ich die Unter-
lassungsanordnung bis zu einer gerichtlichen Bestätigung nicht voll-
strecken könnte. Da die geplante Veranstaltung zu einem Zeitpunkt 
stattfinden wird, zu dem das Verwaltungsgericht über einen von Ihnen 
angekündigten Rechtsbehelf voraussichtlich noch nicht entschieden 
haben wird, ist eine Anordnung der sofortigen Vollziehung erforder-
lich. Denn es ist angesichts der hochrangigen gefährdeten Rechtsgüter 
nicht hinzunehmen, dass Sie die Veranstaltung zunächst durchführen.

Daher habe ich mich nach pflichtgemäßer Ermessensausübung dazu 
entschlossen, diese Ordnungsverfügung für sofort vollziehbar zu erklären.

Zu Nr. 3 dieser Verfügung:
Die Androhung des Zwangsgeldes beruht auf §§ 55 Abs. 1, 57, 60, 
63 VwVG NW.

Die Voraussetzungen für die Vollstreckung nach § 55 Abs. 1 VwVG 
NW liegen vor. Danach kann ein Verwaltungsakt, der auf Unterlas-
sung gerichtet ist, u. a. dann mit Zwangsmitteln durchgesetzt wer-
den, wenn ein Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat. Diese 
Ordnungsverfügung ist auf die Unterlassung des von Ihnen geplanten 
Abbrennens von Feuerwerkskörpern anlässlich der Veranstaltung am 
5. Juli 2014 gerichtet. Infolge meiner Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung hat eine Anfechtungsklage gegen diese Ordnungsverfügung 
auch keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO).

Ich habe das Zwangsgeld als anzudrohendes Zwangsmittel ausge-
wählt, weil das gegenüber diesem eventuell mildere Mittel der Er-
satzvornahme hier ausscheidet, da diese ein vertretbares Handeln 
voraussetzt (§ 59 Abs. 1 VwVG NW) und von Ihnen ein Unterlassen 
gefordert ist.

Die Höhe des Zwangsgeldes ist nach § 60 Abs. 1 VwVG NW zulässig. 
Das Zwangsgeld kann auf mindestens 10 und höchstens 100.000 Euro 
festgesetzt werden. Berücksichtigt man entsprechend § 60 Abs. 1 
Satz 2 VwVG NW Ihr wirtschaftliches Interesse an der verbots-
widrigen Durchführung der Veranstaltung und Ihre Einlassung, die 
Veranstaltung auf jeden Fall durchführen zu wollen, erscheint ein 
Zwangsgeld in Höhe von 5.000,– Euro als insgesamt angemessen.23

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen Nr. 1 und 3 dieses Bescheides können Sie innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Minden 
(Postanschrift: Postfach 32 40, 32389 Minden, Hausanschrift: Kö-
nigswall 8, 32423 Minden) erheben.

23	 Hier sind selbstverständlich auch andere Beträge unproblematisch vertretbar, 
soweit sie sich oberhalb des für Zündler vorgesehenen Honorars von 1.200,– Euro 
bewegen und nicht unangemessen (§ 58 Abs. 1 und 2 VwVG NW) hoch angelegt 
sind.
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Die Klage ist schriftlich zu erheben oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären; sie kann auch nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nord-
rhein-Westfalen vom 7. November 2012 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW, S. 548) auf elektronischem Wege eingereicht werden.24

Gegen Nr. 2 und 3 dieses Bescheides können Sie schriftlich oder 
zur Niederschrift bei jeder Dienststelle des Bürgermeisters der Stadt 
Feuerfeld beantragen, die Vollziehung auszusetzen.

Gegen Nr. 2 und 3 dieses Bescheides können Sie schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 

24	 Einer Belehrung über die Form (Satz 2) bedarf es gemäß § 58 VwGO zwar nicht, 
sie ist aber üblich. Wird auch darüber belehrt, empfiehlt sich ein Hinweis auf die 
elektronische Kommunikation. Es ist aber str., ob die Rechtsbehelfsbelehrung bei 
Fehlen eines solchen Hinweises fehlerhaft ist (s. einerseits z. B. BFH, Beschl. v. 
12.12.2012 – I B 127/12, DB 2013, S. 270, andererseits OVG RP, Urt. v. 8.3.2012 
– 1 A 11258/11.OVG).

Verwaltungsgericht Minden (Postanschrift: Postfach 32 40, 32389 
Minden, Hausanschrift: Königswall 8, 32423 Minden) beantragen, 
die aufschiebende Wirkung der Klage wiederherzustellen (Nr. 2) bzw. 
anzuordnen (Nr. 3).25 Die Anträge können auch nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-West-
falen vom 7. November 2012 (Gesetz- und Verordnungsblatt NRW, 
S. 548) auf elektronischem Wege eingereicht werden.26

Mit freundlichen Grüßen,

i. A. gez. Gründlich

25	 Wegen § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 112 S. 1 JustG NW haben Rechts-
behelfe gegen Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung – u. a. die Zwangs-
geldandrohung – keine aufschiebende Wirkung; daher müsste die aufschiebende 
Wirkung der Klage gegen Punkt 3 vom Verwaltungsgericht nach § 80 Abs. 5 S. 1 
VwGO erstmalig angeordnet werden.

26	 Gemäß der genannten Verordnung können beim Verwaltungsgericht Minden 
Anträge in allen Verfahren auch elektronisch eingereicht werden; auch hinsicht-
lich des einstweiligen Rechtsschutzes kann daher auf diese Möglichkeit hinge-
wiesen werden.

Sachverhalt:

Die Verbandsgemeinde Hellenbach (17.350 Einwohner) möchte das 
Ausscheiden des Ersten Beigeordneten, der mit Wirkung vom 15.08.2014 
sein Amt aus gesundheitlichen Gründen zur Verfügung gestellt hat, zum 
Anlass nehmen, die Verwaltungsspitze neu zu organisieren.

In diesem Zusammenhang haben im Rahmen der Verbandsgemein-
deratssitzung am 28.10.2014 insgesamt 17 Ratsmitglieder einer 
Hauptsatzungsänderung zugestimmt, die die Einrichtung eines Ge-
schäftsbereichs zum Inhalt hat. Hierbei geht der Verbandsgemein-
derat davon aus, dass die Leitung dieses Geschäftsbereichs dem neu 
zu wählenden Ersten Beigeordneten übertragen wird. 

Bürgermeister Bernd Ballmann (B) sieht in der Hauptsatzungsände-
rung einen Affront gegen seine Person. Bereits in der o.a. Sitzung des 
Verbandsgemeinderates bringt er nachdrücklich seinen Unmut mit 
den Worten zum Ausdruck „Ihr könnt beschließen was Ihr wollt, voll-
ziehen werde ich aber nichts“. Die Hauptsatzungsänderung ist nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung am 07.11.2014 in Kraft getreten.

Die Neuwahl des Ersten Beigeordneten wird im Rahmen der öffentli-
chen Sitzung des Verbandsgemeinderates am 21.11.2014 unter TOP 1 
durchgeführt. Für die A-Fraktion schlägt deren Fraktionsvorsitzender 
Manfred Müller (M) den am 17.01.1992 geborenen Frank Faller (F) 
vor, der vielen aufgrund seines ehrenamtlichen Engagements in der 
örtlichen Winzergenossenschaft bekannt ist, jedoch dem Verbands-

gemeinderat noch nie angehörte. Da Herbert Hall (H), der ebenfalls 
der A-Fraktion angehört, mit dem Wahlvorschlag seines Fraktions-
vorsitzenden nicht einverstanden ist, schlägt er seinerseits Frau Bettina 
Boller zur Wahl vor. Bürgermeister Ballmann wies diesen Wahlvor-
schlag jedoch mit der Begründung zurück, da die A-Fraktion von ihrem 
Vorschlagsrecht bereits Gebrauch gemacht habe und für einen hiervon 
abweichenden Wahlvorschlag kein Raum sei. In der anschließend ord-
nungsgemäß durchgeführten Wahl erhält Frank Faller die notwendige 
Mehrheit und wird noch in der laufenden Sitzung ernannt, vereidigt 
und in sein neues Amt eingeführt. In diesem Zusammenhang bringt 
Bürgermeister Ballmann nochmals zum Ausdruck, dass er es katego-
risch ablehnt, Geschäftsbereiche zu bilden und den neuen Ersten Bei-
geordneten mit der Leitung eines solchen zu beauftragen.

Im weiteren Verlauf der o.a. Sitzung beschäftigt sich der Verbands-
gemeinderat mit der beabsichtigten Errichtung einer Photovoltaik-
anlage auf dem Dach des Rathausgebäudes. Bürgermeister Ballmann 
betont in seinen Ausführungen, dass dieses Projekt aus seiner Sicht 
ökologisch notwendig und ökonomisch sinnvoll sei. Anschließend 
meldet sich Frank Faller zu Wort und sagt, dass er die Auffassung 
des Bürgermeisters zu diesem Beratungsgegenstand nicht teilt. Frank 
Faller zweifelt den wirtschaftlichen Betrieb solcher Anlagen an und 
hält darüber hinaus das Dach des Rathausgebäudes für völlig unge-
eignet, dort eine Photovoltaikanlage zu errichten. 

Im Verlauf der kontroversen Diskussion beschloss der Verbandsgemein-
derat mit neun Ja-Stimmen gegen acht Nein-Stimmen bei 15 Enthal-
tungen zu diesem Beratungsgegenstand in der nächsten Verbandsge-
meinderatssitzung den erfahrenen Ingenieur Peter Paulus anzuhören 
und anschließend abschließend über das Projekt zu entscheiden. 

Ralf Schmorleiz*

Neuwahl eines Beigeordneten in der Verbandsgemeinde 
Hellenbach
– Fallbearbeitung im Fach Kommunalrecht –

*	 Ralf Schmorleiz ist hauptamtlicher Dozent für Kommunalrecht und Öffentliches 
Dienstrecht an der Hochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz
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Aufgaben:

1.	� Wurde die Änderung der Hauptsatzung mit der notwendigen 
Mehrheit beschlossen?

2.	� Ist Bürgermeister Ballmann verpflichtet, Geschäftsbereiche ein-
zurichten und zu übertragen?

	 Bearbeiterhinweis:
	� Gehen Sie unabhängig von Ihrem Ergebnis zur Aufgabe Nr. 1 da-

von aus, dass die Änderung der Hauptsatzung rechtmäßig erfolgte.
3.	� Wäre eine Wahlbeschwerde gegen die Wahl des Ersten Beigeord-

neten begründet?
4.	� Beurteilen Sie die Rechtslage hinsichtlich der Behandlung des 

Tagesordnungspunktes „Errichtung einer Photovoltaikanlage“

Lösungshinweise: 

Da im Sachverhalt eine Verbandsgemeinde angesprochen ist, gelten 
vorrangig die Vorschriften der §§ 64 bis 73 GemO1. Soweit diese 
Bestimmungen keine speziellen Regelungen treffen, gelten für Ver-
bandsgemeinden gemäß § 64 Abs. 2 GemO die Bestimmungen der 
Gemeindeordnung über verbandsfreie Gemeinden entsprechend.

Zu Aufgabe 1:

Nach § 40 Abs.1 S. 1 i.V.m. § 25 Abs. 2 GemO bedarf die Beschluss-
fassung über die Änderung der Hauptsatzung der Mehrheit der ge-
setzlichen Zahl der Ratsmitglieder. Die gesetzliche Zahl der Ratsmit-
glieder bestimmt sich nach den §§ 29 und 36 GemO.

Nach § 29 Abs. 1 S. 1 GemO besteht der Verbandsgemeinderat aus 
den gewählten Ratsmitgliedern und dem Vorsitzenden. Die Zahl der 
gewählten Ratsmitglieder bestimmt sich nach § 29 Abs. 2 GemO und 
beträgt bei 17.350 Einwohnern 32. 

Zu dieser Zahl ist der Vorsitzende hinzuzurechnen, soweit er kein 
gewähltes Ratsmitglied ist (§ 36 Abs. 3 S. 1 GemO). Vorsitzender 
des Verbandsgemeinderates ist nach § 36 Abs. 1 S. 1 GemO der 
Bürgermeister, der in der in Rede stehenden Sitzung des Verbands-
gemeinderates am 28.10.2014 auch den Vorsitz tatsächlich ausübte. 

Der Bürgermeister kann nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 KWG kein gewähltes 
Ratsmitglied sein, da er gemäß § 51 Abs. 2 S. 1 GemO hauptamtlich 
und nach § 54 Abs. 1 GemO Beamter der Verbandsgemeinde ist. An-
haltspunkte, wonach das Stimmrecht des Vorsitzenden gemäß § 36 
Abs. 3 S. 2 GemO ruhen könnte, sind im Sachverhalt nicht ersichtlich.

Die gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder beträgt somit 33.

Da laut Sachverhalt 17 Ratsmitglieder der Hauptsatzungsänderung 
zugestimmt haben, wurde die erforderliche Mehrheit erreicht.

Zu Aufgabe 2:

Gemäß § 50 Abs. 4 S. 1 GemO ist die Zahl der zu bildenden Ge-
schäftsbereiche in der Hauptsatzung der Verbandsgemeinde zu regeln. 

1	 Der Lösung liegt die rheinland-pfälzische Gemeindeordnung (GemO) vom 
31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2013 
(GVBl. S. 379) zugrunde.

Von dieser Ermächtigung hat der Verbandsgemeinderat Gebrauch 
gemacht und durch eine Änderung der Hauptsatzung die Zahl der 
zu bildenden und zu übertragenden Geschäftsbereiche auf eins fest-
gesetzt. Die diesbezügliche Änderungssatzung ist am 07.11.2014 in 
Kraft getreten und stellt somit eine Rechtsnorm (Gesetz im materi-
ellen Sinne) dar. Nach dem Grundsatz des Vorranges des Gesetzes, 
welcher sich aus Art. 20 Abs. 3 GG ableitet, ist der Bürgermeister 
auch an das vom Verbandsgemeinderat erlassene Ortsrecht (Satzun-
gen) gebunden.

Nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 GemO ist der Bürgermeister verpflichtet, Be-
schlüsse des Verbandsgemeinderates auszuführen. Die Bildung und 
Übertragung der Geschäftsbereiche stellt insoweit den Vollzug der 
vom Verbandsgemeinderat beschlossenen Hauptsatzungsänderung 
dar. Gesichtspunkte, die eine Aussetzung der Ausführung dieses Be-
schlusses nach § 42 GemO rechtfertigen könnten, sind im Sachver-
halt nicht ersichtlich.

Bürgermeister Ballmann ist daher verpflichtet, die in der Hauptsatzung 
festgesetzten Geschäftsbereiche einzurichten und zu übertragen.

Zu Aufgabe 3:

Gemäß § 43 GemO ist eine Wahlbeschwerde begründet, wenn bei 
der Wahl des Ersten Beigeordneten der Verbandsgemeinde Hellen-
bach gegen geltendes Recht verstoßen wurde (1), dieser Rechtsver-
stoß einen verfahrensrechtlichen Grund darstellt (2), der die Wahl 
ungültig macht (3).

(1)		 Der Sachverhalt gibt Anlass, folgende Aspekte auf mögliche 
Rechtsverstöße hin zu überprüfen:

a) 	Zeitpunkt der Wahl
b) 	Ausübung des Wahlvorschlagsrechts 
c) 	�Alter des vorgeschlagenen und gewählten Kandidaten Frank Faller

zu a)
Nach 53a Abs. 2, 2. Alt. GemO soll die Wahl eines ehrenamtlichen 
Beigeordneten spätestens acht Wochen nach dem Freiwerden der 
Stelle erfolgen. Unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl der Ver-
bandsgemeinde Hellenbach ist der Erste Beigeordnete dieser Ver-
bandsgemeine ehrenamtlich tätig. Laut Sachverhalt ist der Amtsvor-
gänger mit Wirkung vom 15.08.2014 aus seinem Amt ausgeschieden. 
Es sind keine Gründe ersichtlich, die es rechtfertigen würden, den o.a. 
Acht-Wochen-Zeitraum zu verlängern. 

Bei der Wahl am 21.11.2014 wurde folglich gegen § 53a Abs. 2, 2. 
Alt. GemO verstoßen. 

zu b)
Nach § 53a Abs. 1 i.V.m. § 40 Abs. 2 GemO können nur solche Per-
sonen gewählt w erden, die dem Verbandsgemeinderat vor der Wahl 
vorgeschlagen wurden. Das Wahlvorschlagsrecht stellt ein Mitglied-
schaftsrecht dar, über welches jedes Ratsmitglied frei verfügen kann 
(§ 30 Abs. 4 GemO). 

Ein spezielles Vorschlagsrecht – wie zum Beispiel in § 45 Abs. 1 
S. 1 GemO – ist hinsichtlich der Wahl eines Beigeordneten nicht 
ersichtlich. Insbesondere ist ein spezielles Wahlvorschlagsrecht einer 
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Fraktion, welches das individuelle Wahlvorschlagsrecht eines einzel-
nen Ratsmitgliedes verdrängt, in der Gemeindeordnung nicht vor-
gesehen. Bürgermeister Ballmann war folglich verpflichtet, den auf 
Frau Bettina Boller lautenden Wahlvorschlag zur Wahl zuzulassen. 

Die Zurückweisung des Wahlvorschlages stellt somit ein Rechtsver-
stoß dar.

zu c)
Gemäß § 53a Abs. 1 S. 2 i.V.m. § 53 Abs. 3 GemO ist derjenige 
zum Beigeordneten wählbar, der am Tag der Wahl das 23. Lebensjahr 
vollendet hat. Frank Faller ist am 17.01.1992 geboren und vollendet 
folglich gemäß § 187 Abs. 2, § 188 Abs. 2 2. Alt. BGB am 16.01.2015 
sein 23. Lebensjahr. 

Am Wahltag (21.11.2014) hatte Frank Faller das 23. Lebensjahr noch 
nicht vollendet, was ebenfalls ein Rechtsverstoß darstellt.

(2)		 Fraglich ist, ob die unter Ziffer 1 dargestellten Rechtsverstöße 
verfahrensrechtliche Gründe im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 2 GemO 
darstellen. Hierzu gehören Verstöße gegen die allgemeinen Wahl-
voraussetzungen und die Regelungen über das Wahlverfahren. Ein 
Verstoß gegen eine persönliche Wahlvoraussetzung stellt hingegen 
keinen verfahrensrechtlichen Grund dar.

Der Zeitpunkt einer Wahl und die damit verbundene Frage, bis wann 
die Wahl des Beigeordneten nach Freiwerden der Stelle erfolgen soll, 
stellt eine allgemeine Wahlvoraussetzung dar, da sie letztlich weder 
dem Wahlverfahren noch den persönlichen Wahlvoraussetzungen 
zugeordnet werden kann.

Der unter 1a dargestellte Rechtsverstoß stellt folglich einen verfah-
rensrechtlichen Grund im Sinne des § 43 Abs. 1 S. 2 GemO dar.

Das Wahlverfahren beginnt mit dem Wahlvorschlag und endet mit der 
Feststellung des Wahlergebnisses. Der unter 1b dargestellte Rechtsver-
stoß hinsichtlich der Nichtberücksichtigung des Wahlvorschlags auf 
Frau Bettina Boller lautend, stellt folglich ebenfalls einen verfahrens-
rechtlichen Grund im Sinne des § 43 Abs. 1 S. 2 GemO dar.

Das Mindestalter i.S.d. § 53a Abs. 1 S. 2 GemO i.V.m. § 53 Abs. 3 
GemO stellt eine in der Person des Vorgeschlagenen liegende Vor-
aussetzung und somit eine persönliche Wählbarkeitsvoraussetzung 
dar. Der unter 1c dargestellte Rechtsverstoß stellt folglich keinen ver-
fahrensrechtlichen Grund im Sinne des § 43 Abs. 1 S. 2 GemO dar.

(3)		 Fraglich ist ferner, ob die unter Ziffer 1a und 1b dargestellten 
Rechtsverstöße zur Ungültigkeit der Wahl führten. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Verletzung einer wesentlichen Verfahrensvorschrift 
gegeben ist. Hingegen führt die Verletzung bloßer Ordnungsvor-
schriften nicht zur Ungültigkeit der Wahl.

zu Ziffer 1a (Zeitpunkt der Wahl)

Der Verstoß gegen § 53a Abs. 2 GemO zieht keine Rechtsfolgen nach 
sich. Es handelt sich bei dieser Vorschrift um eine bloße Ordnungs-
vorschrift; sie enthält keine Ausschlussfrist. Dem Verbandsgemein-
derat ist lediglich eine Frist vorgegeben, ohne dass die Wahl selbst 
davon berührt wäre. Hinzu kommt, dass bei Unwirksamkeit der Wahl 

diese wiederholt werden müsste; diese Wiederholungswahl wäre aber 
wegen des noch größeren Zeitabstandes dann ebenfalls unwirksam, 
so dass letztlich überhaupt kein Nachfolger gewählt werden könnte.

Der Verstoß gegen § 53a Abs. 2 GemO macht die Wahl somit nicht 
ungültig.

zu Ziffer 1b (Zurückweisung Wahlvorschlag)

Der unter Ziffer 1b dargestellte Rechtsverstoß ist geeignet, sich un-
mittelbar auf das Ergebnis der Wahlentscheidung auszuwirken. Bei 
Berücksichtigung des Wahlvorschlages wäre eine Wahlentscheidung 
zugunsten von Frau Bettina Boller und somit eine andere Wahlent-
scheidung möglich gewesen. 

Der Rechtsverstoß stellt folglich eine Verletzung einer wesentlichen 
Verfahrensvorschrift dar und führt somit zur Ungültigkeit der Wahl.

Eine Wahlbeschwerde wäre somit begründet.

Zu Aufgabe 4:

Beigeordneter Frank Faller ist nicht gewähltes Ratsmitglied. Nach 
§ 50 Abs. 5 S. 1 GemO ist er jedoch berechtigt, an den Sitzungen 
des Verbandsgemeinderates mit beratender Stimme teilzunehmen. 
Er ist folglich nach § 37 Abs. 3 GemO ermächtigt, dass Wort zu 
ergreifen. Frank Faller hat durch seinen Redebeitrag, in dem er sei-
ne (vom Bürgermeister deutlich abweichende) Auffassung vortrug, 
sein Beratungsrecht ausgeübt. Nach dem Grundsatz der Einheit der 
Verwaltung (vgl. § 50 Abs. 6 und 7 GemO) dürfen Beigeordnete, 
sofern sie nicht gleichzeitig gewählte Ratsmitglieder sind, ihr Bera-
tungsrecht jedoch nur mit dem Ziel ausüben, die vom Bürgermeister 
vorgegebene „Verwaltungsmeinung“ zu unterstützen.

Der Bürgermeister bereitet gemäß § 47 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 GemO 
die Beschlüsse des Verbandsgemeinderates vor. An diese Vorgabe ist 
Beigeordneter Faller, der als Vertreter des Bürgermeisters Teil der 
Verwaltung ist, gebunden. 

Auch aus dem Umkehrschluss aus § 50 Abs. 5 S. 2 GemO folgt, dass 
F nur unter den dort genannten Voraussetzungen, nämlich dass es 
sich um eine Angelegenheit aus dem ihm übertragenen Geschäfts-
bereich handelt und die Beratung in einer Ausschusssitzung erfolgt, 
berechtigt ist, seine abweichende Auffassung darzulegen. Beide Vor-
aussetzungen liegen aber laut Sachverhalt nicht vor.

Frank Faller war somit nicht befugt, in seinem Redebeitrag von der 
vom Bürgermeister vorgegebenen Verwaltungsmeinung abzuweichen.

Die Beschlussfassung des Verbandsgemeinderates zur weiteren Be-
handlung des TOP „Errichtung einer Photovoltaikanlage“ beinhaltet 
sowohl die Anhörung eines Sachverständigen i.S.d. § 35 Abs. 2 S. 
1, 1. Alt. GemO als auch eine Vertagung (sonstige Änderung der 
Tagesordnung) i.S.d. § 34 Abs. 7 S. 2 GemO. Hierfür ist jeweils ein 
Beschluss des Verbandsgemeinderates mit der Mehrheit der anwe-
senden Ratsmitglieder erforderlich (§ 40 Abs. 1 GemO). Diese wurde 
erreicht, da 15 Enthaltungen nach § 40 Abs. 4 GemO unberück-
sichtigt bleiben und somit neun Ja-Stimmen acht Nein-Stimmen 
gegenüber stehen. 
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Die Hausarbeit greift einen Teilbereich der derzeit politisch wie gesell-
schaftlich geführten Debatte um die Energiewende in Deutschland auf und 
beinhaltet Probleme rund um die Genehmigung einer Windkraftanlage. 
Trotz des zunächst für eine Hausarbeit ungewöhnlich erscheinenden Sach-
verhalts, beschäftigt sich die Lösung überwiegend mit Fragen des allgemei-
nen Verwaltungsprozessrechts sowie solchen des Baurechts.

Sachverhalt

A ist von Beruf Projektierer von Windenergieanlagen. Zusammen 
mit seiner Frau und seinen zwei Töchtern wohnt er in einem frei-
stehenden Einfamilienhaus auf der Nordseeinsel Borkum, die zum 
Landkreis Leer/Ostfriesland gehört.

Zur Eigenversorgung seines Einfamilienhauses plant er die Errich-
tung eines Windrads. Die Nabenhöhe der Windkraftanlage soll 
20 Meter betragen.

In unmittelbarer Nähe befindet sich das Anwesen des Nachbarn N. 
Die Entfernung zwischen den beiden Wohnhäusern beträgt rund 
150 Meter. Ein Bebauungsplan besteht für das Gebiet nicht. Der 
Ortskern der Gemeinde, der Stadt Borkum, die ungefähr 5.000 Ein-
wohner zählt, liegt etwa 1 km entfernt. In der Nachbarschaft zum 
Grundstück des A befindet sich weiterhin ein größerer Beherber-
gungsbetrieb mit 30 Betten, durch den ein erheblicher An- und Ab-
reiseverkehr entsteht.

A wandte sich zunächst an das Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie (BSH) und stellte einen Genehmigungsantrag für die 
Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlage. Das BSH lehnte 
den Antrag ab und verwies zur Begründung auf die fehlende Zustän-
digkeit der Behörde.

Im Übrigen meint der befasste Mitarbeiter der Behörde auf telefoni-
sche Nachfrage, das Projekt sei aufgrund Verstoßes gegen besondere 
Artenschutzvorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 
ohnehin nicht genehmigungsfähig. Denn in etwa 900 m Entfernung 
zum geplanten Standort brüte ein Schreiadlerpaar. Das Adlerpaar 
könnte durch die Rotoren erschlagen und damit getötet werden, womit 
eine Genehmigung rechtlich nicht „zulässig“ sei. Dass der Schreiad-
ler durch Windkraftanlagen gefährdet sei, ergebe sich aus zahlreichen 
„Expertisen“. Konkret verweist der Mitarbeiter auf die sog. Dürr-Liste.

Die Argumentation überzeugt A nicht. Es könne ja wohl kaum sein, 
dass die Errichtung einer Windenergieanlage irgendwelche arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände erfülle. Ohnehin verfüge er über 
ein konkretes Gutachten, in dem explizit ausgeführt sei, dass seine 

Anlage das Risiko einer Kollision von Vögeln im Vergleich mit sons-
tigen Gefahren im Naturraum nicht deutlich steigere. Das müsse doch 
jede Genehmigungsbehörde bei einer Entscheidung berücksichtigen. 
Nicht angehen könne hingegen, dass die Behörde einen irgendwie 
gearteten Spielraum habe oder eine nachfolgende gerichtliche Über-
prüfung beschränkt sei. Sonstige konkrete Gutachten liegen nicht vor.

Nachbar N hält von den Plänen des A rein gar nichts. Errichtung und 
Betrieb der Anlage führten bei ihm zu nicht zumutbaren Beeinträch-
tigungen, die er keinesfalls bereit sei hinzunehmen.
Zunächst füge sich die Anlage überhaupt nicht in die Umgebung ein. 
Die Ansammlung der beiden Anwesen sowie des Hotels sei doch als 
Ortsteil zu begreifen und zu schützen. Das könne er als Bewohner 
verlangen. Außerdem sei das Windrad viel zu laut. Immerhin dienten 
die Gebäude dem Wohnen. Eine prognostizierte „Beschallung“ von 
tagsüber 54 dB und nachts 39 dB müsse er nicht dulden. Weiterhin 
berücksichtige das Schallgutachten die Impulshaltigkeit der Anlage 
nicht. Ferner sei im Rahmen des Schallprognosegutachtens nicht 
erwähnt, dass die Anlage Infraschall verursache. Zudem litten seine 
Ehefrau und er erheblich unter der Nähe zum Windrad, da es auf bei-
de „total erdrückend“ wirke. Schließlich mindere die Nachbarschaft 
zur Anlage den Wert seines Grundstücks erheblich, weil durch deren 
Bau die Sicht auf den altehrwürdigen „Großen Leuchtturm Borkum“ 
verbaut werde.
Im Übrigen könne über den Genehmigungsantrag noch nicht ent-
schieden werden. Schließlich sei vor dem Amtsgericht ein Zivilver-
fahren zwischen N und A anhängig, in dem über die Wirksamkeit 
eines zu Gunsten des N im Grundbuch eingetragenen Wegerechts 
in Form einer Grunddienstbarkeit auf dem Grundstück des A ver-
handelt wird. Im Falle des Bestehens werde das Wegerecht durch 
den geplanten Standort der Anlage nachhaltig beeinträchtigt. Eine 
Antragsbescheidung dürfe dem Gerichtsverfahren nicht vorgreifen.
Die Frage des Wegerechts spiele darüber hinaus eine Rolle bei der 
Erschließung der Baustelle. Etwaige Wartungs- und Reparaturar-
beiten während des Betriebs der Anlage störten die Rechtsposition 
des N, selbst wenn die Errichtung unproblematisch verlaufen sollte.

A kann die Bedenken des N nicht nachvollziehen. Nachdem sich 
weitere Verhandlungen als ergebnislos erweisen, stellt A gegenüber 
dem Landkreis Leer/Ostfriesland einen Antrag auf Genehmigung 
seiner Anlage in Form der Erteilung einer Baugenehmigung. Ein-
gang des Schreibens ist der 13. Juni 2014. Eine Reaktion seitens der 
Behörde erfolgt zunächst nicht. Am 9. September 2014 (Datum des 
Eingangs bei Gericht) erhebt A Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Oldenburg mit dem Antrag, „den Landrat zu verpflichten, die begehrte 
Genehmigung zu erteilen“.

Termin zur mündlichen Verhandlung ist für den 23. Dezember 2014 
bestimmt. Bis dato hat der Landkreis nicht reagiert.
A sucht Anfang Dezember 2014 seinen Rechtsanwalt R auf und bit-
tet um Rechtsberatung in seinem Fall. Konkret erbittet er im Vorfeld 
der gerichtlichen Auseinandersetzung ein Gutachten, das über die 
Erfolgsaussichten seiner Klage Auskunft gibt.

Ralf Ramin/Sebastian Willmann*

Bau- und Anlagengenehmigungsrecht – The Eagle’s Cry**

* 	 Ralf Ramin ist seit Dezember 2014 Leiter der Abteilung 2 – Gewerbe- und Ord-
nungsangelegenheiten im Stadtamt Bremen. Sebastian Willmann ist Geschäfts-
führer der Koordinierungsstelle Windenergierecht (k:wer) einer Forschungsein-
richtung der Technischen Universität Braunschweig. 

**	 Der Sachverhalt wurde im Sommersemester 2014 in leicht abgewandelter Form 
im Rahmen einer Seminararbeit ausgegeben.
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Bearbeitervermerk:

Prüfen Sie gutachterlich, ob die Klage des A Erfolg hat. Gehen Sie 
dabei auf alle im Sachverhalt aufgeworfenen Rechtsfragen gegebe-
nenfalls hilfsgutachterlich ein.

Regelungen des Schifffahrtsstraßen- oder Wasserwegerechts sind 
nicht zu prüfen.

Gutachterliche Vorüberlegungen

I. Die erfolgreiche Lösung der vorliegenden Hausarbeit setzt vorran-
gig eine umfassende Auswertung des Sachverhalts sowie die Rezep-
tion der einschlägigen Rechtsprechung voraus. Der etwas abseitige 
Aufhänger des Falls darf die Bearbeiter nicht verschrecken, handelt 
es sich doch letztlich beinahe ausschließlich um Fragen des (allge-
meinen) Baurechts, garniert mit Komponenten aus dem besonderen 
Artenschutzrecht. In dessen Rahmen ist jedoch lediglich die Vor-
schrift des § 44 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
einschlägig, sodass selbst ohne Vorkenntnisse eine Lösung anhand 
der entsprechenden Judikatur gelingen sollte.

II. Im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung sind nur wenige, teils wohl 
schon als „Klassiker“ zu bezeichnende Prüfungspunkte ausführlicher 
zu bearbeiten. Neben Ausführungen zu den Voraussetzungen der 
Untätigkeitsklage ist insbesondere das allgemeine Rechtsschutzbe-
dürfnis aufgrund der Parteivorträge erörterungsbedürftig.

III. Der Schwerpunkt der Bearbeitung liegt in der Begründetheit. 
Dabei müsste kurz auf eine zumindest denkbare Zuständigkeit des 
BSH eingegangen werden, die jedoch anhand der gesetzlichen Re-
gelungen der Seeanlagenverordnung (SeeAnlV) zu verneinen ist. Die 
originär baurechtlichen Fragestellungen dürften teilweise bekannt, 
im Übrigen anhand der einschlägigen Kommentarliteratur zu be-
wältigen sein. Allerdings sind die Hinweise zur optisch bedrängen-
den Wirkung sowie die immissionsschutzrechtlichen Aspekte in das 
Prüfungsschema zu integrieren.
Die Probleme im Bereich des besonderen Artenschutzes können kei-
nesfalls als bekannt vorausgesetzt werden. Hierzu bedarf es einer einge-
henden Befassung mit der konkreten Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zum sog. Tötungsverbot des § 44 I Nr. 1 BNatSchG. 
Erkannt werden musste dabei, dass es sich um die in § 35 III Nr. 5 Bau-
gesetzbuch (BauGB) genannten Belange des Naturschutzes handelt.

Gliederung

A. Zulässigkeit

	 I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs
	 II. Statthafte Klageart
	 III. Klagebefugnis
	 IV. Voraussetzungen des § 75 VwGO
	 V. Vorverfahren
	 VI. Klagefrist
	 VII. Sachliche und örtliche Zuständigkeit
	VIII. Klagegegner
	 IX. Beteiligten- und Prozessfähigkeit
	 X. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis
	 XI. Sonstige Zulässigkeitsvoraussetzungen

B. Begründetheit

	 I. Anspruchsgrundlage, § 70 I 1 NBauO
	 II. Formelle Rechtmäßigkeit
		  1. Zuständige Behörde, § 57 f. NBauO
		  2. Ordnungsgemäßer Bauantrag, § 67 NBauO
	 III. Materielle Rechtmäßigkeit
		  1. Genehmigungspflicht
		  2. Genehmigungsfähigkeit
			   a) Vereinbarkeit mit Bauordnungsrecht
			  b) Vereinbarkeit mit Bauplanungsrecht 
			   aa) �Beschränkungen des Bauplanungsrechts, § 29 I BauGB
			   bb) �Zulässigkeit des Vorhabens nach den §§ 30 ff. BauGB
			   cc) �Abgrenzung unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB) 

– Außenbereich (§ 35 BauGB)
			   dd) �Zulässigkeit als „privilegiertes Vorhaben“ nach § 35 I 

BauGB
				    (1) Gesicherte ausreichende Erschließung
				    (2) �Keine entgegenstehenden „öffentlichen Belange“ 

nach § 35 III 1 BauGB
		  (a) �Schädliche Umwelteinwirkungen, § 35 III 1 

Nr. 3 BauGB
		  (b) �Einwirkung auf den Naturschutz, § 35 III 1 

Nr. 5 BauGB
		  (c) �Verunstaltung des Landschaftsbildes, § 35 III 

1 Nr. 5 BauGB
		  (d) �Gebot der Rücksichtnahme

Lösung

R wird A raten, das gerichtliche Verfahren fortzuführen, soweit es 
Aussicht auf Erfolg hat. Die Klage des A hat Erfolg, wenn sie zulässig 
und begründet ist.

A. Zulässigkeit

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs

Der Verwaltungsrechtsweg müsste eröffnet sein. Eine aufdrängende 
Sonderzuweisung i.S.d. § 40 I Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
besteht nicht, sodass die Generalklausel greift, wonach der Verwal-
tungsrechtsweg dann eröffnet ist, wenn die streitentscheidende Norm 
eine solche des öffentlichen Rechts ist, keine verfassungsrechtliche 
Streitigkeit vorliegt und keine abdrängende Sonderzuweisung ein-
schlägig ist.

A verlangt vom Landkreis die Erteilung einer Baugenehmigung. Da-
bei handelt es sich einerseits um ein Über-/Unterordnungsverhält-
nis, innerhalb dessen Beurteilung als streitentscheidende Norm mit 
§ 70 I 1 Landesbauordnung Niedersachsen (NBauO) eine typisch 
öffentlich-rechtliche Sondernorm zur Anwendung gelangt. Das gälte 
im Übrigen selbst dann, wenn man als (potentielle) Genehmigungs-
vorschrift auf § 6 I Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
abstellen sollte.

Die Streitigkeit ist weder verfassungsrechtlicher Natur noch besteht 
eine abdrängende Sonderzuweisung, sodass der Verwaltungsrechts-
weg eröffnet ist.
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II. Statthafte Klageart

Die Frage der statthaften Klageart orientiert sich nach § 88 VwGO 
am Begehren des Klägers, wie es sich aus der verständigen Würdigung 
der Sach- und Rechtslage ergibt.

A möchte die Erteilung einer Baugenehmigung erreichen. Hierfür 
könnte eine Verpflichtungsklage gem. § 42 I 2. Alt. VwGO statthaft 
sein.
Bei der Baugenehmigung handelt es sich unzweifelhaft um einen 
Verwaltungsakt im Sinne von § 1 I Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) Nds. i.V.m. § 35 S. 1 VwVfG Bund. Die ersuchte Behörde 
ist bisher jedoch nicht tätig geworden. Die Vornahme eines solch 
„unterlassenen Verwaltungsakts“ kann im Wege einer sog. Untätig-
keitsklage nach § 42 I 2. Alt. VwGO als besonderer Ausprägung der 
allgemeinen Verpflichtungsklage gerichtlich eingefordert werden. 
Dabei handelt es sich trotz der (noch zu prüfenden) Voraussetzungen 
des § 75 VwGO nicht um eine eigenständige Klageart; die Vorschrift 
stellt vielmehr lediglich zusätzliche Prozessvoraussetzungen auf.1

III. Klagebefugnis

A müsste klagebefugt im Sinne des § 42 II VwGO sein. Seinem Vor-
trag nach erscheint es jedenfalls nicht ausgeschlossen, dass A durch 
die Nichtbescheidung seines Genehmigungsantrags in subjektiv öf-
fentlichen Rechten beeinträchtigt ist.2 In Betracht kommt dabei seine 
schon über Art. 14 I 1 Grundgesetz (GG) grundrechtlich geschützte 
Baufreiheit als Teil der Eigentumsfreiheit.3 Dem entspricht der un-
ter den Voraussetzungen des § 70 I NBauO bestehende gebundene 
Anspruch auf Erteilung der Baugenehmigung.4
Folglich ist A klagebefugt.

IV. Voraussetzungen des § 75 VwGO

Da es bisher an einer Entscheidung mangelt, A jedoch bereits Kla-
ge erhoben hat, müssten die zusätzlichen Voraussetzungen des § 75 
VwGO erfüllt sein.
Weder hat die Behörde bis dato reagiert, noch hat sie hierfür einen 
zureichenden Grund im Sinne des § 75 S. 1 VwGO benannt.
Weiterhin müsste grundsätzlich die nach Satz 2 bestehende Dreimo-
natsfrist abgelaufen sein. Rechtshängigkeit der Klage besteht nach 
§ 90 I VwGO bereits mit Eingang bei Gericht am 9. September 2014. 
Zu dem Zeitpunkt war die dreimonatige Frist noch nicht abgelaufen. 
Besondere Gründe, die eine frühere Klageerhebung rechtfertigten, 
sind seitens A nicht vorgetragen oder anderweitig ersichtlich. Bei 
der Frist handelt es sich um eine besondere Sachurteilsvoraussetzung, 
deren Fehlen zur Unzulässigkeit der Klage führt.5 Allerdings reicht 
es aus, wenn die Frist im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver-
handlung verstrichen ist.6 Bereits im ersten Verhandlungstermin am 
23. Dezember 2014 – ungeachtet des Datums der letzten mündlichen 

1	 BGH, Beschl. v. 23.1.1992 – III ZR 191/90, NVwZ 1993, 299.
2 	 Zur sog. Möglichkeitstheorie vgl. Kopp/Schenke, VwGO Kommentar, 20. Aufl. 

2014, § 42 Rn. 59, 65 f., 81.
3	 Vgl. dazu Papier, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz Kommentar, Stand: 69. Erg.-

Lfg. 2013, Art. 14 Rn. 57 f.
4	 Axer, in: Epping/Hillgruber, Grundgesetz Kommentar, 2. Aufl. 2013, Art. 14 

Rn. 45.
5	 Kopp/Schenke, aaO., § 75 Rn. 8.
6	 Dolde/Porsch, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO Kommentar, Stand: 26. Erg.-

Lfg. 2014, § 75 Rn. 6 mwN.

Verhandlung – ist die Voraussetzung erfüllt, ohne dass die Behörde 
zwischenzeitlich reagiert hätte.
Die Voraussetzungen des § 75 VwGO sind mithin gegeben.

V. Vorverfahren

Weiterhin könnte es nach § 68 II i.V.m. I VwGO der Durchführung 
eines Vorverfahrens bedürfen. Allerdings wäre die Überprüfung ei-
nes Verwaltungsakts nur dann sinnvoll, wenn ein solcher bereits im 
Raume stünde. Daran fehlt es vorliegend jedoch gerade. Aus dem 
Grund entfällt bereits aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 75 
S. 1 VwGO die Pflicht zur Durchführung eines Vorverfahrens.

VI. Klagefrist

Darüber hinaus müsste die grundsätzlich nach § 74 I i.V.m. II VwGO 
bestehende Klagefrist von einem Monat eingehalten sein. Dass die 
Einhaltung einer solchen Frist hier wiederum nicht erforderlich ist, 
ergibt sich erneut aus der Sonderregelung des § 75 VwGO und dem 
hierzu unter IV. und V. Gesagten.

VII. Sachliche und örtliche Zuständigkeit

Weiterhin müsste das angerufene Verwaltungsgericht Oldenburg 
sachlich und örtlich zuständig sein.
Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 45 VwGO. Verwal-
tungsrechtliche Streitigkeiten werden danach in der ersten Instanz 
durch die Verwaltungsgerichte entschieden.
Örtlich zuständig ist gem. § 52 VwGO i.V.m. § 2 II Nr. 5 Niedersäch-
sisches Ausführungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung (Nds. 
AG VwGO) das VG Oldenburg.

VIII. Klagegegner

Richtiger Klagegegner ist nach § 78 I Nr. 2 VwGO i.V.m. § 8 II Nds. 
AG VwGO der Landrat als diejenige Behörde, die den beantragten 
Verwaltungsakt unterlassen hat (Behördenprinzip).

IX. Beteiligtenfähigkeit und Prozessfähigkeit

A ist gem. §§ 61 Nr. 1, 62 I Nr. 1 VwGO beteiligten- und prozess-
fähig. Die Beteiligten- und Prozessfähigkeit des Landrats ergibt sich 
aus §§ 61 Nr. 3, 62 III VwGO jeweils i.V.m. § 8 I Nds. AG VwGO.

X. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

Auf Seiten des A müsste überdies das erforderliche allgemeine 
Rechtsschutzbedürfnis vorliegen. Als ungeschriebene jedoch allge-
mein anerkannte Zulässigkeitsvoraussetzung soll es sicherstellen, dass 
eine gerichtliche Inanspruchnahme nur durch denjenigen erfolgt, der 
der Hilfe zur Durchsetzung seiner Ansprüche bedarf.7 Soweit die 
Zulässigkeit einer Klage im Übrigen gegeben ist, ist eine Prüfung 
vielfach nur dann erforderlich, wenn Anhaltspunkte für ein Fehlen 
vorliegen.8

7 	 Greger, in: Zöller, ZPO Kommentar, 30. Aufl. 2014, vor § 253 Rn. 18 ff.; Kramer, 
NVwZ 2002, 1476.

8 	 Erbguth, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. Aufl. 2014, § 20 Rn. 29.



Ralf Ramin/Sebastian Willmann� Bau- und Anlagengenehmigungsrecht – The Eagle’s Cry

207DVP 5/15 · 66. Jahrgang

Vorliegend macht N ein zivilgerichtliches Verfahren vor dem Amts-
gericht geltend, das einer Sachentscheidung im hiesigen Verfahren 
im Wege stehe. Grundsätzlich können privatrechtliche Gründe einer 
Baugenehmigung entgegenstehen; die Folge der Unzulässigkeit einer 
entsprechenden Verpflichtungsklage wird jedoch nur dann ausgelöst, 
wenn die geltend gemachten Gründe offensichtlich sind. Innerhalb 
der verwaltungsgerichtlichen Befassung ist eine bloße Evidenzkont-
rolle ausreichend, im Übrigen hat eine zivilgerichtliche Klärung her-
beigeführt zu werden.9
Mangels weiteren konkreten Parteivortrags und des noch laufenden 
Zivilrechtsverfahrens ist eine solche Offensichtlichkeit gerade nicht 
gegeben.

XI. Sonstige Zulässigkeitsvoraussetzungen

Abschließend ließe sich über die Beiladung des Nachbarn N diskutie-
ren. Dieser könnte nach § 65 VwGO beizuladen sein. Allerdings han-
delt es sich im Falle der Nachbarbeiladung wie im vorliegenden Fall 
um eine einfache Beiladung nach Absatz 1.10 Sie stellt keine Zulässig-
keitsvoraussetzung dar, eine entsprechend ergangene Entscheidung 
vermag hierauf nicht beruhen, weshalb die Entscheidung weder un-
richtig ist noch hiergegen Rechtsmittel gegeben sind.11 Selbst wenn 
man eine notwendige Beiladung annehmen wollte, erfolgte diese in 
jedem Fall durch das Gericht.12 Allenfalls könnte man als Kläger 
darauf hinweisen; zu einer Zulässigkeitsvoraussetzung erstarkt der 
sodann gegebenenfalls zu erlassende Beiladungsbeschluss hingegen 
auch in einem solchen Fall nicht.

Das Fehlen sonstiger Sachentscheidungsvoraussetzungen ist nicht 
ersichtlich, die Klage ist mithin in zulässiger Weise erhoben.

B. Begründetheit

Die Verpflichtungsklage in Form der Untätigkeitsklage ist begründet, 
wenn A einen Anspruch auf Erlass des begehrten Verwaltungsakts 
hat und durch dessen Nichterlass respektive die Nichtbescheidung 
seines Genehmigungsantrags in eigenen Rechten verletzt ist (§ 113 
V VwGO).

I. Anspruchsgrundlage, § 70 I 1 NBauO

Mit einer Nabenhöhe von 20 m ist die von A geplante Windkraftan-
lage höher als 20 m und jedenfalls niedriger als 50 m. Damit bedarf die 
Anlage nach Ziffer 1.6 Vierte Bundesimmissionsschutzverordnung 
(4. BImSchV) keiner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
nach § 6 BImSchG.
Mögliche Anspruchsgrundlage auf Erteilung der Genehmigung zur 
Errichtung der von A gewünschten Windenergieanlage könnte dem-
zufolge die Baugenehmigung nach § 70 I 1 NBauO sein.

9	 VGH Mannheim, Urt. v. 18.11.1994 – 8 S 1470/94, NVwZ-RR 1995, 563 (564).
10 	So die wohl herrschende Auffassung, vgl. BVerwG, Beschl. v. 21.6.1973 –  

4 B 38/73, BeckRS 1973, 31280947; VGH Mannheim, Beschl. v. 29.12.2008 –  
8 S 2395/08, BeckRS 2009, 30460; anders, soweit die betroffenen Nachbarn für 
das Gericht offenkundig sind und daher eine notwendige Beiladung anzunehmen 
sein soll, Kopp/Schenke, aaO., § 65 Rn. 18, 18b.

11	 Kopp/Schenke, aaO., § 65 Rn. 42.
12	 Bier, in: Schoch/Schneider/Bier, aaO., § 65 Rn. 31.

II. Formelle Rechtmäßigkeit

Die Erteilung einer Baugenehmigung setzt zunächst einen ordnungs-
gemäßen Antrag des A bei der zuständigen Behörde voraus.

1. Zuständige Behörde, § 57 f. NBauO 

Der A möchte seine geplante Windkraftanlage auf Borkum errichten. 
Das BSH ist gemäß der §§ 6 I i.V.m. 2 II und 1 I SeeAnlV als Anhö-
rungs- und Planfeststellungsbehörde für das Genehmigungsverfah-
ren von Windkraftanlagen nur dann zuständig, wenn diese Anlagen 
in der ausschließlichen Wirtschaftszone (§ 1 I Nr. 1 SeeAnlV) oder 
auf hoher See (§ 1 I Nr. 2 SeeAnlV) aufgestellt werden sollen.
Borkum gehört zum Landkreis Leer/Ostfriesland und ist damit 
Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, womit die Seeanla-
genverordnung hier keine Anwendung findet.
Die sachliche Zuständigkeit für den Erlass einer Baugenehmigung 
ergibt sich aus den §§ 57 I 1, 58 II NBauO. Danach liegt die Zu-
ständigkeit bei der unteren Bauaufsichtsbehörde. Im Regelfall nehmen 
die Landkreise die Aufgabe als untere Bauaufsichtsbehörde im Land 
Niedersachsen wahr. Ein Ausnahmetatbestand liegt nicht vor. Deshalb 
ist der Landkreis Leer/Ostfriesland, zu dem die Stadt Borkum gehört, 
für die Entscheidung über die Erteilung der von A gewünschten Bau-
genehmigung zuständig. Nach § 7 II Nr. 4 i.V.m. § 85 I Nr. 3 Nieder-
sächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) ist der Landrat 
der gesetzliche Vertreter des Landkreises. Er nimmt die Aufgaben der 
Bauaufsichtsbehörde als Aufgabe im übertragenen Wirkungskreis wahr 
und handelt dementsprechend für seinen Landkreis nach außen hin und 
stellt die zuständige Behörde zur Erteilung von Baugenehmigungen dar.

2. Ordnungsgemäßer Bauantrag, § 67 NBauO

A stellt seinen Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung mit Ein-
gang des Schreibens am 13. Juni 2014 schriftlich gegenüber dem 
Landkreis Leer/Ostfriesland. § 67 I 1 NBauO bestimmt, dass der 
Bauantrag bei der Gemeinde einzureichen ist. Damit wurde der Bau-
antrag bei der falschen Behörde eingereicht.
Fraglich ist, welche Auswirkung dieser Fehler auf eine Genehmigung 
des Bauantrags des A hat.
Einerseits ist eine unzuständige Behörde grundsätzlich nicht ver-
pflichtet, einen bei ihr eingereichten Antrag, ohne entsprechende 
gesetzliche Verpflichtung – wie z.B. im § 16 II Sozialgesetzbuch I 
(SGB I) –, an die zuständige Stelle weiterzuleiten.13 Andererseits 
muss aus einem Antrag primär nur erkennbar sein, wer Antragsteller 
ist und welche Behörde über den Antrag entscheiden soll.14

Aus beiden Erwägungen kann aus dem formellen Mangel des Ein-
reichens des Bauantrags beim Landkreis nicht die formelle Rechts-
widrigkeit des Antrags angenommen werden.
Zum einen ist der Landkreis mit seinem Landrat als zuständige Be-
hörde zur eventuellen Erteilung der Baugenehmigung gemäß § 57 
I 1 NBauO tatsächlich die für die Entscheidung zuständige Stelle. 
Zum anderen wird der Umstand, von welcher Behörde A die Ent-
scheidung über seinen Antrag erwünscht durch seinen Antrag aus-
reichend erkennbar. Aus rechtsstaatlichen Erwägungen (Art. 20 III, 
28 I GG) wäre es die Pflicht der Mitarbeiter des Landkreises Leer/

13 	Kallerhoff, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG Kommentar, 8. Aufl. 2014, § 24 
Rn. 81.

14 	Heßhaus, in: BeckOK, VwVfG, 24. Edition 2014, § 22 Rn. 27.
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Ostfriesland gewesen, entweder die Stadt Borkum von dem Antrag 
des A und/oder den A von seinem formellen Fehler in Kenntnis zu 
setzen. Diese Informationspflicht kann zudem aus § 69 II 1 NBauO 
geschlossen werden, wonach die zuständige Bauaufsichtsbehörde den 
Bauherrn zur Behebung von Mängel seines Antrages innerhalb einer 
angemessenen Frist aufzufordern hat.

III. Materielle Rechtmäßigkeit

Die Baugenehmigung stellt als präventives Verbot mit Erlaubnisvor-
behalt nur eine Kontrollerlaubnis dar, die das genehmigungspflichtige 
Handeln ausschließlich einer Kontrolle unterwerfen aber grundsätz-
lich nicht beschränken soll.15 Sofern die Voraussetzungen des § 70 I 
1 NBauO erfüllt sind, hat der A einen Anspruch auf Erteilung der 
Baugenehmigung (gebundene Entscheidung). Voraussetzung für die 
Erteilung einer Baugenehmigung ist, dass das Vorhaben genehmi-
gungspflichtig und genehmigungsfähig ist.

1. Genehmigungspflichtigkeit

Das geplante Windrad müsste genehmigungspflichtig sein. Baumaß-
nahmen bedürfen gemäß § 59 I NBauO der Baugenehmigung. Eine 
Baumaßnahme ist nach § 2 XIII NBauO die Errichtung, die Ände-
rung, der Abbruch, die Beseitigung, die Nutzungsänderung oder die 
Instandhaltung einer baulichen Anlage oder eines Teils einer bauli-
chen Anlage. Bauliche Anlagen sind nach § 2 I 1 NBauO vor allem 
mit dem Erdboden verbundene oder auf ihm ruhende, aus Baupro-
dukten hergestellte Anlagen. Die von A geplante Windkraftanlage ist 
eine bauliche Anlage in dem Sinne. Davon ausgehend, dass es sich um 
eine bauliche Anlage mit einer Höhe von mehr als 30 m handelt, ist 
die Anlage als Sonderbau i.S.d. § 2 V Nr. 2 NBauO zu qualifizieren. 
Ist sie niedriger als 30 m so müsste die Windkraftanlage nach § 2 V 
Nr. 18 NBauO aufgrund der vergleichbaren, von ihr ausgehenden 
Gefahren und aufgrund der Höhe von immerhin über 20 m wohl 
dennoch als Sonderbau eingestuft werden.
Ein Freistellungstatbestand von der Genehmigungsbedürftigkeit 
nach den §§ 60–62 NBauO liegt nicht vor. Das Vorhaben des A ist 
somit genehmigungspflichtig.

2. Genehmigungsfähigkeit

Das Bauvorhaben des A ist genehmigungsfähig, wenn es den bau-
ordnungs- und bauplanungsrechtlichen sowie den sonstigen Anfor-
derungen des Öffentlichen Rechts genügt.

a) Vereinbarkeit mit Bauordnungsrecht
Ein Verstoß gegen bauordnungsrechtliche Vorschriften durch das von 
A geplante Windrad ist nicht ersichtlich.

b) Vereinbarkeit mit Bauplanungsrecht
Sofern es sich um ein Vorhaben i.S.d. § 29 I BauGB handelt, muss 
ein geplantes Vorhaben i.S.d. §§ 30–37 BauGB bauplanungsrechtlich 
zulässig sein.

aa) Beschränkungen des Bauplanungsrechts, § 29 I BauGB
Zu prüfen ist, ob das von A geplante Windrad eine bauliche Anlage 
i.S.d. § 29 I BauGB darstellt. Der Begriff der baulichen Anlage deckt 

15 	U.a. Battis, Öffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht, 5. Aufl. 2006, 7 III 1.

sich weitestgehend mit dem des Landesrechts in § 2 I 1 NBauO. 
Hinzukommen muss die städtebauliche Relevanz, die sich nach § 1 
V, VI BauGB bemisst.
Bei einer Windkraftanlage mit einer Höhe von 20 bis 40 m handelt 
es sich um keine Bagatellanlage; ein solch bauliches Objekt bedarf 
einer städtebaulichen Überprüfung und stellt folglich eine Anlage 
i.S.d. § 29 I BauGB dar.

bb) Zulässigkeit des Vorhabens nach den §§ 30 ff. BauGB
Das Grundstück des A liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplanes i.S.d. § 30 I BauGB. Fraglich ist, ob die Charakteristik 
der Umgebung des in Frage stehenden Gebiets (noch) als unbeplanter 
Innenbereich (§ 34 BauGB) oder als Außenbereich (§ 35 BauGB) 
zu qualifizieren ist.

cc) Abgrenzung unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB) – Außen-
bereich (§ 35 BauGB)
Was baurechtlich als Innen- oder Außenbereich zu bewerten ist, lässt 
sich nicht unter Anwendung fester Maßstäbe bestimmen. Es bedarf 
vielmehr einer Bewertung des jeweiligen Sachverhalts, durch die um-
fassend die gesamten örtlichen Gegebenheiten zu würdigen sind.16 Um 
i.S.d. § 34 I 1 BauGB einen unbeplanten, im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil annehmen zu können, muss ein Bebauungszusammenhang 
bestehen, der Ortsteilqualität besitzt.17 Eine bestimmte Anzahl an vor-
handenen Bauten besitzt für sich genommen allenfalls indizähnliche 
Aussagekraft.18 Entscheidend ist, dass die Bebauung trotz möglicher-
weise vorhandener Baulücken den Eindruck von Geschlossenheit und 
Zusammengehörigkeit erweckt und Ausdruck einer organischen Sied-
lungsstruktur ist;19 also dementsprechend das Gegenteil der nach § 35 
III 1 Nr. 7 BauGB unerwünschten Splittersiedlung.20

Das Grundstück des A ist 1 km vom Ortskern der Stadt Borkum ent-
fernt. Neben dem Haus des A befindet sich ein weiteres Anwesen in 
etwa 150 m Entfernung. Zudem gibt es einen Beherbergungsbetrieb 
mit 30 Betten in der Nähe.
Regelmäßig können – wie vorliegend – lediglich drei Bebauungs-
schwerpunkte, von denen keinem alleine eine eigene Ortsteilqualität 
zukommt und die zueinander in keinem Bebauungszusammenhang 
stehen, wohl keinen Ortsteil bilden.21 Zudem ist auch die Entfernung 
der beiden Gebäude mit 150 m als erheblich in dem Zusammenhang 
anzusehen.
Die Ortsteilqualität ist der Umgebung, in dem sich das Grundstück 
des A befindet, nicht zuzusprechen. Folglich findet das von ihm ge-
plante Bauvorhaben im Außenbereich statt.

dd) Zulässigkeit als „privilegiertes Vorhaben“ nach § 35 I BauGB
Die Zulässigkeit eines Bauvorhabens im Außenbereich setzt im Re-
gelfall – Ausnahme sonstiges Vorhaben i.S.d. § 35 II BauGB – voraus, 
dass es sich dabei um ein privilegiertes Projekt i.S.d. § 35 I BauGB 
handelt und eine ausreichende Erschließung gesichert ist.

16 	BVerwG, Urt. v. 12.12.1990 – 4 C 40/87, NVwZ 1991, 879 (881).
17 	U.a. VGH München, Urt. v. 11.12.1998 – 2 B 92.3565, BeckRS 1998, 24599; 

Dziallas, NZBau 2006, 308 (309).
18 	Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB Kommentar, 12. Aufl. 

2014, § 34 Rn. 16.
19 	Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB Kommentar, 12. Aufl. 

2014, § 34 Rn. 9, 14.
20 	Gänslmayer/Hauth, in: Rixner/Biedermann/Steger, BauGB/BauNVO Kommen-

tar, 2010, § 34 BauGB Rn. 32.
21 	So auch VG München, Urt. v. 3.6.2008 – M 1 K 07.5433, BeckRS 2008, 45544, 

bei sogar nur 70 m auseinander liegender Bebauungen. 
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Bei dem Windrad könnte es sich um ein privilegiertes Vorhaben 
nach § 35 I Nr. 3 BauGB handeln. Dann müsste das von A geplante 
Windrad eine Anlage, die der öffentlichen Versorgung mit Elektri-
zität dient, sein. Mit der öffentlichen Versorgung privilegiert § 35 
I Nr. 3 BauGB nur gewerbliche Vorhaben.22 Die Eigenversorgung 
eines Wohngrundstücks im Außenbereich mit Energie wird von dem 
Tatbestand nicht erfasst.
Mit dem geplanten Windrad könnte aber auch ein privilegiertes Vor-
haben nach § 35 I Nr. 5 BauGB bestehen. Dann müsste die Anlage 
u.a. zur Nutzung von Windenergie errichtet werden, was genau die 
Absicht des Anlagenbetreibers A ist. Vom Wortlaut her unerheblich 
ist, dass die Nutzung durch den A ausschließlich zu seinem eigenen 
Nutzen beabsichtigt ist.23

(1) Gesicherte ausreichende Erschließung

Als Voraussetzung des § 35 I BauGB müsste eine ausreichende Er-
schließung des Baus gesichert sein. Die Erschließung ist regelmäßig 
gesichert, wenn anzunehmen ist, dass sie bis zur Herstellung des Bau-
werks angelegt sein wird und auf Dauer zur Verfügung steht.24 Dass 
es daran vorliegend fehlte, ist aus dem Sachverhalt nicht ersichtlich.
Hinzu kommt, dass es ausreicht, wenn die Erschließung bis an die 
Grundstücksgrenze gesichert ist.25 Inwieweit das auf dem Grund-
stück ggf. bestehende Wegerecht verläuft, ist für die Frage der Er-
schließung irrelevant.
Daher ist im Ergebnis von einer gesicherten ausreichenden Erschlie-
ßung auszugehen.

(2) Keine entgegenstehenden „öffentlichen Belange“ nach § 35 
III 1 BauGB

Voraussetzung für die Genehmigung des Windrads ist gemäß § 35 
I BauGB, dass dem Projekt keine „öffentlichen Belange“ entgegen-
stehen.
Bei den in § 35 I BauGB angesprochenen öffentlichen Belangen 
handelt es sich im Wesentlichen um diejenigen des Katalogs in § 35 
III 1 BauGB.

(a) Schädliche Umwelteinwirkungen, § 35 III 1 Nr. 3 BauGB
Mit der Benennung der schädlichen Umwelteinwirkung als öffentli-
chem Belang nimmt § 35 III 1 Nr. 3 BauGB direkten Bezug auf § 3 I 
BImSchG. Nach § 3 I BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkun-
gen Immissionen, die nach Art oder Dauer geeignet sind, Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder Belästigungen für die Allgemeinheit oder 
die Nachbarschaft herbeizuführen. Über den Schutz der Nachbar-
schaft in § 3 I BImSchG vor den dort beschriebenen Immissionen 
wird der objektivrechtliche Gehalt des § 35 III 1 Nr. 3 BauGB um das 
Gebot der Rücksichtnahme erweitert, womit die Nachbarschaft auch 
aus baurechtlichen Erwägungen vor unzumutbaren Einwirkungen, 
die von einem Vorhaben ausgehen, geschützt wird.26

22 	Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB Kommentar, 12. Aufl. 
2014, § 35 Rn. 30.

23 	So auch dem Wortlaut des § 35 I Nr. 5 BauGB folgend Beckmann, KommJur 
2012, 170 (172); Frage offen gelassen VG Ansbach, Urt. v. 11.12.2013 – AN 9 K 
13.01281, BeckRS 2014, 49049.

24 	Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB Kommentar, 12. Aufl. 
2014, § 35 Rn. 7.

25 	Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB Kommentar, 12. Aufl. 2014, 
§ 30 Rn. 24.

26 	BVerwG, Beschl. v. 11.12.2006 – 4 B 72/06, NVwZ 2007, 336.

Als mögliche schädliche Umwelteinwirkungen i.S.d. § 35 III 1 Nr. 3 
BauGB kommen der durch die Anlage verursachte Lärm, die Impuls-
wirkung und der Infraschall in Betracht.
Die prognostizierte Lautstärke beträgt tagsüber 54 dB und nachts 
39 dB. Richtwerte und Beurteilungspegel für den Außenbereich exis-
tieren nicht. Die TA Lärm als in dem Zusammenhang zu beachtende, 
nach § 48 BImSchG erlassene normkonkretisierende Verwaltungs-
vorschrift sieht nur Werte von Geräuschimmissionen für den Innen-
bereich vor. Die Werte von 54 dB tagsüber und 39 dB nachts befinden 
sich dabei im Rahmen der Immissionen, die in allgemeinen Wohn-
gebieten und Kleinsiedlungen gemäß der Ziffer 6.1 lit. d TA Lärm 
für hinnehmbar angesehen werden. Von der Art der Bebauung wäre 
das in Frage stehende Gebiet bestenfalls als allgemeines Wohngebiet 
nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) bzw. als Kleinsiedlung 
zu charakterisieren, wenn es die Qualität eines Ortsteils aufwiese.27 
Denn der Beherbergungsbetrieb in der Nähe stellt bei drei Gebäuden 
keine Ausnahme dar. Daher sind tagsüber Lärmimmissionen von ma-
ximal 55 dB und nachts von höchstens 40 dB zulässig. Eine unzumut-
bare Lärmbelästigung geht von dem Windrad des A mithin nicht aus.
Die von N behauptete Infraschallimmission meint Geräusche im Be-
reich von ca. 20–90 Hz. Infraschall findet in der TA Lärm keine Be-
rücksichtigung. Es ist daher schon fraglich, ob Infraschall überhaupt 
eine schädliche Umwelteinwirkung i.S.d. § 3 I BImSchG sein kann. 
Denn nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand liegen entsprechen-
de Frequenzen jenseits der Schwelle menschlicher Wahrnehmungsfä-
higkeit und werden wissenschaftlich regelmäßig als harmlos bewertet. 
Sie gelten nicht als umweltschädlich und können folglich die Geneh-
migungsfähigkeit einer Anlage nicht beeinflussen.28

Bezüglich des Impulses könnte gemäß Ziff. 2.5.3 Anh. TA Lärm je 
nach Störwirkung ein Zuschlag von 3 oder 6 dB auf den gemessenen 
Schall addiert werden. Doch das Vorhandensein einer Impulshaltig-
keit wird hier von N lediglich behauptet. Es existiert kein allgemeiner 
Grundsatz, der allen oder auch nur bestimmten Anlagentypen eine 
Impulshaltigkeit nach- bzw. zuweist.29 Es sind gerade die örtlichen 
Gegebenheiten ausschlaggebend dafür, ob und ggf. in welchem Um-
fang eine Impulshaltigkeit überhaupt besteht.30 Mangels tatsächlich 
bestehender, nachgewiesener Auswirkungen in der Hinsicht, kann 
auch die Impulshaltigkeit nicht dazu führen, dass eine schädliche 
Geräuschimmission bei einer Genehmigung der von A geplanten 
Anlage entgegenstünde.

(b) Einwirkung auf den Naturschutz, § 35 III 1 Nr. 5 BauGB
Das in 900 m Entfernung zum geplanten Standort brütende Schrei-
adlerpaar könnte im Falle der Tötung desselbigen einen entsprechend 
entgegenstehenden öffentlichen Belang nach § 35 III 1 Nr. 5 BauGB 
darstellen. Denn nach § 44 I Nr. 1 BNatSchG ist es aus natur- und 
artenschutzrechtlichen Erwägungen verboten, wild lebenden Tieren 
besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten. Der Schreiadler (Aquila pomarina) zählt gemäß 
§ 7 II Nr. 12, 13 lit. b BNatSchG i.V.m. Art. 4 II und Anhang I 

27 	OVG Münster, Urt. v. 18.11.2002 – 7 A 2140/00, BeckRS 2002, 18169 nimmt 
für Windenergieanlagen im Außenbereich stets den Beurteilungspegel der TA 
Lärm für Mischgebiete zum Maßstab, womit tagsüber 60 dB und nachts 45 dB 
nicht überschritten werden dürften.

28 	OVG Saarlouis, Beschl. v. 23.1.2013 – 3 A 287/11, BeckRS 2013, 46203; VG 
Gera, Urt. v. 9.7.2013 – 5 K 237/12 Ge, BeckRS 2013, 55231.

29 	OVG Saarlouis, Beschl. v. 26.3.2013 – 3 A 222/12, BeckRS 2013, 48916.
30 	VG Gera, Urt. v. 9.7.2013 – 5 K 237/12 Ge, BeckRS 2013, 55231.
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RL 2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie)31 zu den besonders ge-
schützten Arten. Zugleich stellt sie nach überwiegend vertretener 
Ansicht eine windkraftanlagensensible Art dar.32

Die Auslegung des sog. Tötungsverbots i.S.d. § 44 I Nr. 1 BNatSchG 
ist schwierig und umstritten.33

Der Wortlaut des § 44 I Nr. 1 BNatSchG verbietet es, wild leben-
de Tiere der besonders geschützten Arten u.a. zu töten. Der Begriff 
der Tötung enthält regelmäßig eine transitive Komponente und im-
pliziert, dass das betreffende Handeln desjenigen, der eine Geneh-
migung begehrt, auch oder gerade darauf gerichtet sein muss, die 
betreffenden geschützten Tiere zu töten. Eine solche Intention kann 
bei der Errichtung von Windkraftanlagen regelmäßig nicht ange-
nommen werden, womit das Tötungsverbot des § 44 I Nr. 1 BNat-
SchG in den Fällen stets ins Leere liefe. Nach der Rechtsprechung 
des EuGH34 sowie des Bundesverwaltungsgerichts35 und der ihm im 
Wesentlichen folgenden (Ober-)Verwaltungsgerichte36 ist die beiläu-
fige Tötung bereits eines Exemplars ausreichend, um das verbotene 
Handeln annehmen zu können. Im Sinne einer konsistenten rechtli-
chen Bewertung natur- und artenschutzrechtlicher Belange, sieht das 
Bundesverwaltungsgericht eine Verwirklichung des Tötungsverbot 
des § 44 I Nr. 1 BNatSchG jedoch nur dann als erfüllt an, wenn 
ein Vorhaben das Tötungsrisiko für die geschützten Tiere signifikant 
erhöht.37 Ein signifikant38 erhöhtes Tötungsrisiko ist anzunehmen, 
wenn die Untersuchung der Aufenthaltswahrscheinlichkeiten nicht 
ergibt, dass die Windkraftanlage gemieden oder nur selten überflo-
gen wird und das Risiko kollisionsbedingter Verluste gegenüber dem 
allgemeinen Risiko im Naturraum deutlich gesteigert wird.39 In dem 
Zusammenhang besitzt die zuständige Genehmigungsbehörde mit 
Hilfe von Sachverständigengutachten eine sog. naturschutzfachliche 
Einschätzungsprärogative.40 Die gerichtliche Kontrolle der behörd-
lichen Entscheidung ist dabei auf die Einhaltung der Grenzen der 
Beurteilungsermächtigung beschränkt. Demzufolge hat sich das Ge-
richt bei seiner Würdigung darauf zu beschränken, ob die Behörde 
ihre Entscheidung auf einen ausreichend ermittelten Sachverhalt 
gestützt hat und die behördlichen Annahmen naturschutzfachlich 
vertretbar sind.41

A besitzt ein nicht angezweifeltes Gutachten, in dem explizit ausge-
führt ist, dass sein Windrad das Risiko einer Kollision von Vögeln im 
Vergleich mit sonstigen Gefahren im Naturraum nicht deutlich stei-
gert. Damit geht von der geplanten Anlage – wenn auch möglicher-
weise widerlegbar – keine signifikante Gefährdung für das Schreiad-
lerpaar und seine Brut aus. Daher spricht tendenziell einiges dafür, 
dem A die Baugenehmigung nicht aufgrund eines entgegenstehen-
den öffentlichen Belangs nach § 35 III 1 Nr. 5 BauGB zu versagen.
(Andere Lösung mit entsprechender Argumentation vertretbar.)

31 	Siehe ABl. EU 2009, L 20, 7 (12).
32 	Tierökologische Abstandskriterien für die Errichtung des Landes Brandenburg, 

Stand: 15.12.2012; sog. Dürr-Liste über Totfunde von Vögeln.
33 	Siehe hierzu jüngst Ratzbor/Willmann, ZNER 2014, 292 ff.
34 	EuGH, Urt. v. 9.12.2004 – Rs. C 79/03, NuR 2006, 95; ders., Urt. v. 18.5.2006 

– Rs. C 221/04, NuR 2007, 261 (264).
35 	BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14/07, NVwZ 2009, 320 (311).
36 	Vgl. z.B. VGH Kassel, Beschl. v. 17.12.2013 – 9 A 1540/12.Z, BeckRS 2014, 

44681.
37 	BVerwG, Urt. v. 12.3.2008 – 9 A 3/06, NVwZ 2008, 1238.
38 	Zum Problem der Einführung des Begriffs der Signifikanz siehe Brandt, ZNER 

2014, 114 f.
39 	BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14/07, NVwZ 2009, 320 (311).
40 	BVerwG, Urt. v. 27.6.2013 – 4 C 1/12, NVwZ 2013, 1411 (1413).
41 	BVerwG, Urt. v. 21.11.2013 – 7 C 40/11, NVwZ 2014, 524 (525 f.); VGH Mün-

chen, Urt. v. 18.6.2014 – 22 B 13.1358, Rn. 43 (juris).

(c) Verunstaltung des Landschaftsbildes, § 35 III 1 Nr. 5 BauGB
In der Verbauung des Blicks auf den Leuchtturm von Borkum könnte 
ferner eine Verunstaltung des Orts- und Landlandschaftsbildes nach 
§ 35 III 1 Nr. 5 BauGB gesehen werden.
Eine Verunstaltung des Orts- und Landschaftsbilds besteht, wenn 
eine bauliche Anlage nach Standort, Größe und Bauweise den städ-
tebaulichen und landschaftlichen Gesamteindruck in grob unange-
messener Weise beschwert. Bei der dafür notwendigen ästhetischen 
Beurteilung sind die von dem Projekt ausgelösten optischen Wir-
kungen auf das Umfeld zu betrachten.42 Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass bei privilegierten Vorhaben die negative Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes stets gravierend, schlichtweg nicht bzw. nicht 
mehr hinnehmbar sein muss.43 Einen Anhaltspunkt, dass das von A 
geplante Windrad aus ästhetischen Motiven die Umgebung objektiv 
betrachtet verunstaltet, besteht nicht.

(d) Gebot der Rücksichtnahme
Als ungeschriebener öffentlicher Belang i.S.d. § 35 I BauGB kommt 
zudem das Gebot der Rücksichtnahme, das auch über immissions-
schutzrechtliche Tatbestände im Bereich des § 35 III 1 BauGB hinaus 
Wirkung entfaltet, in Betracht.44

Mögliche Verstöße gegen das Gebot liegen in dem von A beabsich-
tigten Bau hinsichtlich einer optischen Bedrängung durch die Anlage 
auf das bewohnte Grundstück des N und in einem möglichen Wert-
verlust des Grundstücks des N.
Bei der optischen Bedrängung handelt es sich um zu psychischen 
Belastungen führende Wahrnehmungen einer optischen Domi-
nanz des Windrads durch die Wirkung des Baukörpers im Zu-
sammenspiel mit der Rotorbewegung.45 Hier ist die nicht einmal 
40 m hohe Anlage ca. 150 m von der Wohnbebauung des N ent-
fernt. Mit rund vierfachem Abstand zur Wohnbebauung des N im 
Verhältnis zur Höhe des Windrads kann in der von A geplanten 
Anlage keine Rücksichtslosigkeit erkannt werden.46 Ohne wei-
teren Anhalt kann durch das von A geplante Windrad auf das 
Wohngrundstück des N damit keine optische Bedrängungswir-
kung angenommen werden.
Weiterhin könnte der mögliche baubedingte Wertverlust des Grund-
stücks des N gegen das Rücksichtnahmegebot verstoßen. Dabei muss 
allerdings Berücksichtigung finden, dass es sich bei dem von A ge-
planten Windrad gemäß § 35 I Nr. 5 BauGB um ein im Außenbe-
reich grundsätzlich privilegiertes Vorhaben handelt. Unter Abwä-
gung der mit dem Privileg geförderten Ziele und dem Interesse des 
N auf freie Sicht zum Leuchtturm, den er von anderer Stelle aus 
weiterhin erlangen kann, und den lediglich behaupteten monetären 
Erwägungen, wird das Vorhaben des A nicht als rücksichtslos angese-
hen werden können. Zudem ist es in Zeiten der Energiewende nicht 
schlichtweg unerwartbar, dass jemand, der rechtmäßig ein Grund-
stück im Außenbereich bewohnt, das Privileg aus § 35 I Nr. 5 BauGB 
nutzt, um seinen dortigen Energiebedarf aus Windkraft zu stillen.  
 

42 	BVerwG, Urt. v. 22.6.1990 – 4 C 6/87, NVwZ 1991, 64 (65); Jarass/Kment, 
BauGB-Kommentar, 2013, § 35 Rn. 61.

43 	U.a. Jarass/Kment, a.a.O.
44 	BVerwG, Urt. v. 18.11.2004 – 4 C 1/04, NVwZ 2005, 328 (329).
45 	Willmann, in: Brandt, Jahrbuch Windenergierecht 2013, 2014, S. 79 (104).
46 	Die dreifache Entfernung von der Wohnbebauung zur Anlage im Vergleich zu 

der Höhe des Windrades führt regelmäßig zum Ergebnis, das eine optische Be-
drängung durch die Anlage ausgeschlossen werden kann, so u.a. OVG Münster, 
Beschl. v. 12.2.2013 – 8 A 96/12, BeckRS 2013, 51580; VG München, Urt. v. 
16.7.2013 – M 1 K 13.2056, BeckRS 2013, 56295. 
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Dementsprechend liegt auch in dem verwehrten freien Blick zum 
Leuchtturm durch das Windrad kein Ausschlussgrund nach § 35 III 
1 BauGB. Ggf. eintretende monetäre Einschränkungen des N sind 
aufgrund der Rechtmäßigkeit des Vorhabens des A in einem gewissen 
Rahmen hinzunehmen. Für eine Überschreitung des Rahmens ist 
vorliegend nichts erkennbar. (Andere Ansicht mit entsprechender 
Argumentation vertretbar.)

Sonstige entgegenstehende öffentlich-rechtliche Gesichtspunkte 
sind nicht ersichtlich. 

Ergebnis

Die Klage des A hat Aussicht auf Erfolg, da sie zulässig und begründet ist.
(Andere Lösung mit entsprechender Argumentation vertretbar.)

(Köln) – Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt) unterstützt erneut als Partner den 3. Zukunfts-
kongress Staat & Verwaltung, der mit dem Leitthema „Staat und 
Gesellschaft in der digitalen Revolution“ am 23. und 24. Juni 
2015 unter Schirmherrschaft des BMI im Berliner bcc stattfindet. 
Entscheidungsträger verschiedener Verwaltungsebenen aus 
Deutschland, Österreich und der Schweiz sowie Experten aus 
Wissenschaft, Industrie und Beratung diskutieren und erarbeiten 
dort zusammen mit Anwendern aus der Praxis neue Ideen, Lö-
sungsansätze und Handlungsempfehlungen für den innovativen 
Staat von morgen. Bis zu 1.500 Teilnehmer werden erwartet.

Ein besonderes Programmhighlight des ersten Kongresstages ist 
das Forum Digitale Gesellschaft des IT-Gipfels @ Zukunftskon-
gress mit dem Titel: „Die Zukunft der Verwaltung in der digita-
len Welt“. Das Dialogforum des Bundesministeriums des Innern 
wird durch die Neuausrichtung des IT-Gipfels zum Bestandteil des 
diesjährigen Zukunftskongresses. Bundesinnenminister Dr. Tho-
mas de Maizière übernimmt die Moderation der Diskussionsrun-
de und spricht mit Vertretern aus der Wirtschaft, Zivilgesellschaft 
und Wissenschaft.

Am zweiten Tag spricht der Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie, Sigmar Gabriel, zu den Kongressteilnehmern und wird 
Fragen des Auditoriums beantworten.

Folgende vier Themenfelder bilden den inhaltlichen Rahmen für 
insgesamt 12 Zukunftsforen. 

Themenfeld 1: 	�� Staat und Verwaltung in der digitalen  
Gesellschaft

Themenfeld 2:	� Strukturen, Prozesse & Dienstleistungen: 
E-Government

Themenfeld 3:	� Öffentliche Finanzen, Effizienz und  
Transparenz

Themenfeld 4:	 Führung, Personal & Kompetenzen

Darin diskutieren hochrangige Entscheider aus Bund, Ländern 
und Kommunen gemeinsam mit Vertretern aus innovativen 
Unternehmen über aktuelle Prozesse der Verwaltungsmoder-
nisierung sowie die Zukunftsfähigkeit des Staates und seiner 
Strukturen.

Ergänzt werden die Zukunftsforen durch Best-Practice-Dialo-
ge von Kongresspartnern sowie Zukunftswerkstätten, einer 
interaktiven Möglichkeit ausgewählte Herausforderungen zu 
diskutieren und gemeinsam mit den Teilnehmern Lösungen zu 
entwickeln.

Zahlreiche, international tätige, Unternehmen haben ihre Teil-
nahme am diesjährigen Zukunftskongress bereits zugesagt. Ne-
ben den Hauptpartnern BMI, KGSt, Accenture und Vitako konn-
ten unter anderem auch das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, das Bundesministerium für Finanzen und der Deutsche 
Landkreistag als institutionelle Partner gewonnen werden.

Der Kongress wird begleitet durch eine integrierte Fachausstel-
lung, die Best-Practice-Beispiele für den Verwaltungsalltag prä-
sentiert. Die KGSt gestaltet Foren und Workshops inhaltlich mit 
und ist auch auf der Fachausstellung präsent.

Weitere Informationen: 
http://zukunftskongress.info

Quelle und Kontaktadresse:
Kommunale Gemeinschaftsstelle für  
Verwaltungsmanagement (KGSt)
Pressestelle
Gereonstr. 18-32, 50670 Köln

Telefon: (0221) 376890, Fax: (0221) 3768959
E-Mail: kgst@kgst.de
Internet: http://www.kgst.de

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt)

Zukunftskongress 2015: Staat und Verwaltung in der Digitalen Revolution
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Rechtsprechung

Zum landesrechtlichen Kopftuch-Verbot für 
muslimische Lehrerinnen

(BVerfG, Beschl. v. 27. 1. 2015 – 1 BvR 471/10 – 1 BvR 1181/10)

1. 	 Der Schutz des Grundrechts auf Glaubens- und Bekenntnisfrei-
heit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) gewährleistet auch den Pädagoginnen und 
Pädagogen in der öffentlichen bekenntnisoffenen Gemeinschaftsschule 
die Freiheit, den Regeln ihres Glaubens gemäß einem religiösen Bede-
ckungsgebot zu genügen, wie dies etwa durch das Tragen eines islami-
schen Kopftuchs der Fall sein kann, wenn dies hinreichend plausibel 
begründet wird. 

2. 	Ein landesweites Verbot religiöser Bekundungen (hier: § 57 Abs. 4 
SchulG NRW) durch das äußere Erscheinungsbild, namentlich das 
Tragen religiös konnotierter Kleidung, schon wegen der bloß abs-
trakten Eignung zu einer Gefährdung des Schulfriedens oder der 
staatlichen Neutralität in einer bekenntnisoffenen Gemeinschafts-
schule ist unverhältnismäßig im engeren Sinne, wenn dieses Verhal-
ten nachvollziehbar auf ein als verpflichtend verstandenes religiöses 
Gebot zurückzuführen ist.

3. Ein angemessener, der Glaubensfreiheit der sich auf ein religiöses 
Bedeckungsgebot berufenden Pädagoginnen hinreichend Rechnung tra-
gender Ausgleich mit gegenläuf igen verfassungsrechtlich verankerten 
Positionen erfordert für die vorliegende Fallgestaltung eine einschrän-
kende Auslegung der schulfriedens- und neutralitätswahrenden Ver-
botsnorm dergestalt, dass zumindest eine hinreichend konkrete Gefahr 
für die Schutzgüter vorliegen muss. 

4. 	 Wird in bestimmten Schulen oder Schulbezirken aufgrund substanti-
eller Konfliktlagen über das richtige religiöse Verhalten bereichsspezif isch 
die Schwelle zu einer hinreichend konkreten Gefährdung oder Störung 
des Schulfriedens oder der staatlichen Neutralität in einer beachtlichen 
Zahl von Fällen erreicht, kann ein verfassungsrechtlich anzuerkennen-
des Bedürfnis bestehen, äußere religiöse Bekundungen nicht erst im kon-
kreten Einzelfall, sondern etwa für bestimmte Schulen oder Schulbezirke 
über eine gewisse Zeit auch allgemeiner zu unterbinden. 

5. 	 Werden äußere religiöse Bekundungen durch Pädagoginnen und 
Pädagogen in der öffentlichen bekenntnisoffenen Gemeinschaftsschule 
zum Zweck der Wahrung des Schulfriedens und der staatlichen Neut-
ralität gesetzlich untersagt, so muss dies für alle Glaubens- und Welt
anschauungsrichtungen grundsätzlich unterschiedslos geschehen. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Die Verfassungsbeschwerden betreffen gerichtliche Entscheidungen 
über arbeitsrechtliche Sanktionen (Abmahnung und Kündigung), 
die der Arbeitgeber der Beschwerdeführerinnen (Bf ), das Land 
Nordrhein-Westfalen, gegen sie ausgesprochen hat, weil sie sich als 
Angestellte an öffentlichen Schulen weigerten, im Dienst das sog. 
islamische Kopftuch bzw. eine als Ersatz hierfür getragene Wollmütze 
abzulegen. Beide Bf sind Musliminnen. Die Bf zu 1 ist als angestellte 
Sozialpädagogin, die Bf zu 2 war als angestellte Lehrerin beschäftigt.

Im Zentrum der Entscheidung steht die Frage, ob die von der Schul-
behörde als Ermächtigungsgrundlage herangezogene Norm des § 57 
Abs. 4 SchulG NRW verfassungsgemäß ist. Die Vorschrift hat fol-
genden Wortlaut:

„1Lehrerinnen und Lehrer dürfen in der Schule keine politischen, religiösen, 
weltanschaulichen oder ähnliche äußere Bekundungen abgeben, die geeig-
net sind, die Neutralität des Landes gegenüber Schülerinnen und Schülern 
sowie Eltern oder den politischen, religiösen oder weltanschaulichen Schul-
frieden zu gefährden oder zu stören. 2Insbesondere ist ein äußeres Verhalten 
unzulässig, welches bei Schülerinnen und Schülern oder den Eltern den 
Eindruck hervorrufen kann, dass eine Lehrerin oder ein Lehrer gegen die 
Menschenwürde, die Gleichberechtigung nach Artikel 3 des Grundgesetzes, 
die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
auftritt. 3Die Wahrnehmung des Erziehungsauftrags nach Artikel 7 und 
12 Abs. 6 (richtig: Abs. 3) der Verfassung des Landes Nordrhein-West-
falen und die entsprechende Darstellung christlicher und abendländischer 
Bildungs- und Kulturwerte oder Traditionen widerspricht nicht dem Ver-
haltensgebot nach Satz 1. 4Das Neutralitätsgebot des Satzes 1 gilt nicht im 
Religionsunterricht und in den Bekenntnis- und Weltanschauungsschulen.“ 

Die Anwendbarkeit dieser Bestimmungen wird durch § 58 Satz 2 
SchulG NW auf das sonstige an Schulen tätige pädagogische und 
sozialpädagogische Personal erstreckt. § 58 SchulG NRW lautet:

„1Sonstige im Landesdienst stehende pädagogische und sozialpädagogische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirken bei der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit mit. 2§ 57 Abs. 4 und 6 gilt entsprechend.“ 

In § 57 Abs. 4 Satz 3 SchulG NRW wird auf folgende Artikel der 
Landesverfassung von Nordrhein-Westfalen (VerfNRW) Bezug ge-
nommen:

„Art. 7 

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Be-
reitschaft zum sozialen Handeln zu wecken, ist vornehmstes Ziel der Er-
ziehung. 

(2) Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der Menschlichkeit, der De-
mokratie und der Freiheit, zur Duldsamkeit und zur Achtung vor der 
Überzeugung des anderen, zur Verantwortung für Tiere und die Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen, in Liebe zu Volk und Heimat, zur 
Völkergemeinschaft und Friedensgesinnung.“; 

„Art. 12 

(…) 

(3) 1In Gemeinschaftsschulen werden Kinder auf der Grundlage christ-
licher Bildungs- und Kulturwerte in Offenheit für die christlichen Be-
kenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugun-
gen gemeinsam unterrichtet und erzogen. 2In Bekenntnisschulen werden 
Kinder des katholischen oder des evangelischen Glaubens oder einer an-
deren Religionsgemeinschaft nach den Grundsätzen des betreffenden 
Bekenntnisses unterrichtet und erzogen. 3In Weltanschauungsschulen, 
zu denen auch die bekenntnisfreien Schulen gehören, werden die Kinder 
nach den Grundsätzen der betreffenden Weltanschauung unterrichtet 
und erzogen. 
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� Rechtsprechung

Der Senat hat die Regelung des § 57 Abs. 4 Satz 3 SchulG NRW für 
nichtig erklärt. § 57 Abs. 4 Sätze 1 u. 2 sowie § 58 Satz 2 des Gesetzes 
seien, soweit sie religiöse Bekundungen durch das äußere Erschei-
nungsbild betreffen, mit Einschränkungen mit dem GG vereinbar. 

II. Zur Rechtslage

Gegenstand der verfassungsrechtlichen Prüfung sind die angegrif-
fenen Entscheidungen der Arbeitsgerichte und die ihnen zugrunde 
liegende Verbotsbestimmung des § 57 Abs. 4 Satz 1 SchulG NW, so-
weit diese religiöse Bekundungen durch das äußere Erscheinungsbild 
des pädagogischen Personals betrifft. Der Senat hat die Prüfung auch 
auf Satz 2 u. Satz 3 des § 57 Abs. 4 SchulG NW zu erstreckt, obwohl 
sich die Arbeitsgerichte ausdrücklich nur auf das Bekundungsverbot 
des Satzes 1 gestützt haben. Der Regelung liege – so das BVerfG – ein 
einheitliches Konzept zugrunde. Dies komme auch in der sprachli-
chen Anknüpfung des Satzes 2 an Satz 1 („Insbesondere …“) zum 
Ausdruck. Der von den Bf beanstandete Satz 3 knüpfe gleichfalls an 
Satz 1 an und sei in die Prüfung einzubeziehen, weil seine Privilegie-
rung christlicher und jüdischer Religionen den Bf bei der Anwen-
dung des Satzes 1 gleichheitswidrig nicht zugute komme. Die den 
Anwendungsbereich der Norm auf sonstige, bei der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit mitwirkende pädagogische und sozialpädagogische 
Mitarbeiter erweiternde Vorschrift des § 58 Satz 2 SchulG NW sei 
Gegenstand der Prüfung, weil sie im Fall der Bf zu 1 einschlägig sei.

1. Der Senat legt zunächst dar, dass der Schutzbereich der Glaubens- 
und Bekenntnisfreiheit (Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) berührt sei.

a) Die Bf könnten sich auch als Angestellte im öffentlichen Dienst 
auf ihr Grundrecht aus Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG berufen (ebenso für 
Beamte BVerfGE 108, S. 282 <297 f.>). Die Grundrechtsberechti-
gung der Bf werde durch ihre Eingliederung in den staatlichen Auf-
gabenbereich der Schule nicht von vornherein oder grundsätzlich in 
Frage gestellt. Der Staat bleibe zudem auch dann an die Grundrechte 
gebunden, wenn er sich zur Aufgabenerfüllung zivilrechtlicher Inst-
rumente bediene, wie das hier durch den Abschluss privatrechtlicher 
Arbeitsverträge mit den zur Erfüllung seines Erziehungsauftrags von 
ihm angestellten Pädagoginnen der Fall sei (Art. 1 Abs. 3 GG; vgl. 
BVerfGE 128, S. 226 <245>). 

b) Art. 4 GG garantiere in Absatz 1 die Freiheit des Glaubens, des 
Gewissens und des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses, 
in Absatz 2 das Recht der ungestörten Religionsausübung. Hierzu 
gehöre auch die äußere Freiheit, den Glauben zu bekunden und zu 
verbreiten, für seinen Glauben zu werben und andere von ihrem 
Glauben abzuwerben. Erfasst sei auch das Recht der Einzelnen, ihr 
gesamtes Verhalten an den Lehren ihres Glaubens auszurichten und 
dieser Überzeugung gemäß zu handeln, also glaubensgeleitet zu le-
ben; dies betrifft nicht nur imperative Glaubenssätze.

Musliminnen, die ein in der für ihren Glauben typischen Weise ge-
bundenes Kopftuch tragen, können sich dafür auch bei der Ausübung 
ihres Berufs in der öffentlichen bekenntnisoffenen Gemeinschafts-
schule, aber auch für das Tragen einer sonstigen Bekleidung, durch 
die Haare und Hals nachvollziehbar aus religiösen Gründen bedeckt 
werden, auf den Schutz der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit aus 
Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG berufen. Die beiden Bf machen mit ihren 

Verfassungsbeschwerden eine solche Motivation für das Tragen ih-
rer Kopfbedeckungen geltend. Sie bezeichnen deren Tragen als un-
bedingte religiöse Pflicht und als elementaren Bestandteil einer am 
Islam orientierten Lebensweise. Diese religiöse Fundierung der Be-
kleidungswahl ist für den Senat auch mit Rücksicht auf die im Islam 
vertretenen unterschiedlichen Auffassungen zum sog. Bedeckungs-
gebot nach geistigem Gehalt und äußerer Erscheinung hinreichend 
plausibel. Dabei komme es nicht darauf an, dass der genaue Inhalt 
der Bekleidungsvorschriften für Frauen unter islamischen Gelehrten 
durchaus umstritten sei. Es genüge, dass diese Betrachtung unter den 
verschiedenen Richtungen des Islam verbreitet sei (unter Hinweis auf 
zwei Stellen im Koran: Sure 24, Vers 31; Sure 33, Vers 59).

Die Untersagung des Tragens der in Rede stehenden Kopfbedeckun-
gen stellt folglich einen Eingriff in den grundrechtlich geschützten 
Bereich dar, der einer normativen Ermächtigung bedarf. 

2. Einschränkungen dieses Grundrechts müssen sich aus der Ver-
fassung selbst ergeben, weil Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG keinen Geset-
zesvorbehalt enthält. Zu solchen verfassungsimmanenten Schran-
ken zählen die Grundrechte Dritter sowie Gemeinschaftswerte von 
Verfassungsrang (vgl. BVerfGE 28, S. 243 <260 f.>; 41, S. 29 <50 
f.>; 41, S. 88 <107>; 44, S. 37 <49 f., 53>; 52, S. 223 <247>; 93, S. 1 
<21>; S. 108, 282 <297>). Als mit der Glaubensfreiheit in Widerstreit 
tretende Verfassungsgüter kommen hier neben dem staatlichen Er-
ziehungsauftrag (Art. 7 Abs. 1 GG), der unter Wahrung der Pflicht 
zu weltanschaulich-religiöser Neutralität zu erfüllen ist, das elterliche 
Erziehungsrecht (Art. 6 Abs. 2 GG) und die negative Glaubens-
freiheit der Schüler (Art. 4 Abs. 1 GG) in Betracht. Das norma-
tive Spannungsverhältnis zwischen diesen Verfassungsgütern unter 
Berücksichtigung des Toleranzgebots zu lösen, obliegt dem demo-
kratischen Gesetzgeber, der im öffentlichen Willensbildungsprozess 
einen für alle zumutbaren Kompromiss zu suchen hat. Die genannten 
Grundgesetz-Normen sind zusammen zu sehen, ihre Interpretation 
und ihr Wirkungsbereich sind aufeinander abzustimmen.

a) Der nordrhein-westfälische Landesschulgesetzgeber verfolgt – wie 
der Senat darlegt – mit dem Verbot äußerer religiöser Bekundungen i. 
S. des § 57 Abs. 4 Satz 1 SchulG NW legitime Ziele. Sein Anliegen 
sei es, den Schulfrieden und die staatliche Neutralität zu wahren, so 
den staatlichen Erziehungsauftrag abzusichern, gegenläufige Grund-
rechte von Schülern und Eltern zu schützen und damit Konflikten 
in dem von ihm in Vorsorge genommenen Bereich der öffentlichen 
Schule von vornherein vorzubeugen. Das Einbringen religiöser oder 
weltanschaulicher Bezüge in Schule und Unterricht durch pädago-
gisches Personal könne den in Neutralität zu erfüllenden staatlichen 
Erziehungsauftrag, das elterliche Erziehungsrecht und die negative 
Glaubensfreiheit der Schüler beeinträchtigen. Es eröffne zumindest 
die Möglichkeit einer Beeinflussung der Schulkinder sowie von Kon-
flikten mit Eltern, was zu einer Störung des Schulfriedens führen und 
die Erfüllung des Erziehungsauftrags der Schule gefährden könne. 
Auch die religiös motivierte und als Kundgabe einer Glaubensüber-
zeugung interpretierbare Bekleidung von Lehrkräften könne diese 
Wirkungen haben. Allerdings komme keiner der gegenläufigen ver-
fassungsrechtlich verankerten Positionen ein solches Gewicht zu, als 
dass bereits die abstrakte Gefahr ihrer Beeinträchtigung ein Verbot 
zu rechtfertigen vermöchte, wenn auf der anderen Seite das Tragen 
religiös konnotierter Bekleidung oder Symbole nachvollziehbar auf 
ein als imperativ verstandenes religiöses Gebot zurückzuführen sei. 
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aa) Die negative Glaubensfreiheit der Schülerinnen und Schüler 
(Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) gewährleiste die Freiheit, kultischen Hand-
lungen eines nicht geteilten Glaubens fernzubleiben; das beziehe 
sich auch auf Riten und Symbole, in denen ein Glaube oder eine 
Religion sich darstellen. Es gebe allerdings kein Recht darauf, von 
der Konfrontation mit ihnen fremden Glaubensbekundungen, kul-
tischen Handlungen und religiösen Symbolen verschont zu bleiben. 
Davon zu unterscheiden sei aber eine vom Staat geschaffene Lage, 
in welcher der Einzelne ohne Ausweichmöglichkeiten dem Ein-
fluss eines bestimmten Glaubens, den Handlungen, in denen sich 
dieser manifestiert, und den Symbolen, in denen er sich darstellt, 
ausgesetzt ist sei. In einer unausweichlichen Situation befänden sich 
Schülerinnen und Schüler zwar auch dann, wenn sie sich infolge der 
allgemeinen Schulpflicht während des Unterrichts ohne Ausweich-
möglichkeit einer vom Staat angestellten Lehrerin gegenüber sehen, 
die ein islamisches Kopftuch trage. Im Blick auf die Wirkung religi-
öser Ausdrucksmittel sei allerdings danach zu unterscheiden, ob das 
in Frage stehende Zeichen auf Veranlassung der Schulbehörde oder 
aufgrund einer eigenen Entscheidung von einzelnen Pädagoginnen 
und Pädagogen verwendet werde, die hierfür das individuelle Frei-
heitsrecht des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG in Anspruch nehmen können. 
Der Staat, der eine mit dem Tragen eines Kopftuchs verbundene 
religiöse Aussage einer einzelnen Lehrerin oder einer pädagogischen 
Mitarbeiterin hinnehme, mache diese Aussage nicht schon dadurch 
zu seiner eigenen und müsse sie sich auch nicht als von ihm beab-
sichtigt zurechnen lassen.

Zwar treffe die für das Tragen eines islamischen Kopftuchs in der 
Schule in Anspruch genommene Glaubensfreiheit der Lehrerin auf 
die negative Glaubensfreiheit der Schülerinnen und Schüler. Doch 
sei das Tragen eines islamischen Kopftuchs, einer vergleichbaren 
Kopf- und Halsbedeckung oder sonst religiös konnotierten Beklei-
dung nicht von vornherein dazu angetan, die negative Glaubens- und 
Bekenntnisfreiheit der Schülerinnen und Schüler zu beeinträchtigen. 
Solange die Lehrkräfte, die nur ein solches äußeres Erscheinungsbild 
an den Tag legen, nicht verbal für ihre Position oder für ihren Glauben 
werben und die Schülerinnen und Schüler über ihr Auftreten hinaus-
gehend zu beeinflussen versuchen, werde deren negative Glaubens-
freiheit grundsätzlich nicht beeinträchtigt. 

bb) Aus dem Elterngrundrecht ergebe sich nichts anderes. Art. 6 
Abs. 2 Satz 1 GG garantiere den Eltern die Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder als natürliches Recht und umfasse zusammen mit Art. 4 
Abs. 1 u. 2 GG auch das Recht zur Kindererziehung in religiöser 
und weltanschaulicher Hinsicht; daher sei es zuvörderst Sache der 
Eltern, ihren Kindern diejenigen Überzeugungen in Glaubens- und 
Weltanschauungsfragen zu vermitteln, die sie für richtig halten. Dem 
entspreche das Recht, die Kinder von Glaubensüberzeugungen fern-
zuhalten, die den Eltern als falsch oder schädlich erscheinen. Jedoch 
enthalte Art. 6 Abs. 2 GG keinen ausschließlichen Erziehungsan-
spruch der Eltern. Eigenständig und in seinem Bereich gleichgeord-
net neben den Eltern übe der Staat, dem nach Art. 7 Abs. 1 GG die 
Aufsicht über das gesamte Schulwesen übertragen ist, in der Schule 
einen eigenen Erziehungsauftrag aus. Ein etwaiger Anspruch, die 
Schulkinder vom Einfluss solcher Lehrkräfte fernzuhalten, die einer 
verbreiteten religiösen Bedeckungsregel folgen, lasse sich aus dem 
Elterngrundrecht danach nicht herleiten, soweit dadurch die negati-
ve Glaubens- und Bekenntnisfreiheit der Schülerinnen und Schüler 
nicht beeinträchtigt sei. 

cc) Darüber hinaus stehe auch der staatliche Erziehungsauftrag 
(Art. 7 Abs. 1 GG), der unter Wahrung der Pflicht zu weltanschau-
lich-religiöser Neutralität zu erfüllen sei, der Betätigung der positiven 
Glaubensfreiheit durch das Tragen eines islamischen Kopftuchs nicht 
generell entgegen. Er könne ein Verbot solchen äußeren Verhaltens, 
das auf ein nachvollziehbar als imperativ verstandenes Glaubensgebot 
zurückgeht, erst dann rechtfertigen, wenn eine hinreichend konkrete 
Gefahr für den zur Erfüllung des Erziehungsauftrags notwendigen 
Schulfrieden oder die staatliche Neutralität feststellbar sei. 

Das Grundgesetz begründe für den Staat als Heimstatt aller Staats-
bürger in Art. 4 Abs. 1, Art. 3 Abs. 3 Satz 1, Art. 33 Abs. 3 GG sowie 
durch Art. 136 Abs. 1 u. 4 und Art. 137 Abs. 1 WRV i. V. mit Art. 140 
GG die Pflicht zu weltanschaulich-religiöser Neutralität. Es verweh-
re die Einführung staatskirchlicher Rechtsformen und untersage die 
Privilegierung bestimmter Bekenntnisse ebenso wie die Ausgrenzung 
Andersgläubiger. Der freiheitliche Staat des GG sei gekennzeich-
net von Offenheit gegenüber der Vielfalt weltanschaulich-religiöser 
Überzeugungen und gründe dies auf ein Menschenbild, das von der 
Würde des Menschen und der freien Entfaltung der Persönlichkeit 
in Selbstbestimmung und Eigenverantwortung geprägt sei.

b) Für das BVerfG ergeben sich auf der einfachgesetzlichen Ebene 
hieraus andere Schlussfolgerungen als für die Arbeitsgerichte in den 
angefochtenen Entscheidungen:

aa) Ein an eine bloß abstrakte Gefährdung der in § 57 Abs. 4 Satz 1 
SchulG NW genannten Schutzgüter anknüpfende striktes und lan-
desweites Verbot einer äußeren religiösen Bekundung sei – jedenfalls 
für die hier gegebenen Fallkonstellationen – den betroffenen Grund-
rechtsträgerinnen nicht zumutbar und verdränge in unangemessener 
Weise deren Grundrecht auf Glaubensfreiheit. Denn mit dem Tragen 
eines Kopftuchs durch einzelne Pädagoginnen sei - anders als dies 
beim staatlich verantworteten Kreuz oder Kruzifix im Schulzimmer 
der Fall ist (vgl. BVerfGE 93, S. 1 <15 ff.>) – keine Identifizierung des 
Staates mit einem bestimmten Glauben verbunden. Hinzu komme, 
dass die Bf einem nachvollziehbar als verpflichtend empfundenen 
Glaubensgebot Folge leisten. Dadurch erhalte ihre Glaubensfreiheit 
in der Abwägung mit den Grundrechten der Schülerinnen und Schü-
ler sowie der Eltern, die der weltanschaulich-religiös neutrale Staat 
auch im schulischen Bereich schützen muss, ein erheblich größeres 
Gewicht als dies bei einer disponiblen Glaubensregel der Fall wäre. 

Anders verhalte es sich dann, wenn das äußere Erscheinungsbild von 
Lehrkräften zu einer hinreichend konkreten Gefährdung oder Stö-
rung des Schulfriedens oder der staatlichen Neutralität führe oder we-
sentlich dazu beitrage. Dies wäre etwa in einer Situation denkbar, in 
der – insbesondere von älteren Schülern oder Eltern – über die Frage des 
richtigen religiösen Verhaltens sehr kontroverse Positionen mit Nach-
druck vertreten und in einer Weise in die Schule hineingetragen wür-
den, welche die schulischen Abläufe und die Erfüllung des staatlichen 
Erziehungsauftrags ernsthaft beeinträchtige, sofern die Sichtbarkeit 
religiöser Überzeugungen und Bekleidungspraktiken diesen Konflikt 
erzeuge oder schüre. Bei einer solchermaßen begründeten hinreichend 
konkreten Gefahr sei es den grundrechtsberechtigten Pädagoginnen 
und Pädagogen zumutbar, von der Befolgung eines nachvollziehbar 
als verpflichtend empfundenen religiösen Bedeckungsgebots Abstand 
zu nehmen, um eine geordnete – insbesondere die Grundrechte der 
Schüler und Eltern sowie das staatliche Neutralitätsgebot wahrende 
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– Erfüllung des staatlichen Erziehungsauftrags sicherzustellen. Aber 
auch dann werde die Dienstbehörde im Interesse des Grundrechts-
schutzes der Betroffenen zunächst eine anderweitige pädagogische 
Verwendungsmöglichkeit mit in Betracht zu ziehen haben. 

Werde in bestimmten Schulen oder Schulbezirken aufgrund substan-
tieller Konfliktlagen über das richtige religiöse Verhalten bereichsspe-
zifisch die Schwelle zu einer hinreichend konkreten Gefährdung oder 
Störung des Schulfriedens oder der staatlichen Neutralität in einer 
beachtlichen Zahl von Fällen erreicht, könne ein verfassungsrechtlich 
anzuerkennendes Bedürfnis bestehen, äußere religiöse Bekundun-
gen nicht erst im konkreten Einzelfall, sondern etwa für bestimmte 
Schulen oder Schulbezirke über eine gewisse Zeit auch allgemeiner 
zu unterbinden. Einer solchen Situation könne der Gesetzgeber in-
soweit auch vorbeugend (vgl. BVerfGE 108, S. 282 <306 f.>) durch 
bereichsorientierte Lösungen Rechnung tragen. Dabei habe er, gera-
de in großen Ländern, die Möglichkeit, differenzierte, beispielsweise 
örtlich und zeitlich begrenzte Lösungen vorzusehen, ggf. etwa unter 
Zuhilfenahme einer hinreichend konkretisierten Verordnungser-
mächtigung. Auch im Fall einer solchen Regelung werde im Inte-
resse der Grundrechte der Betroffenen zunächst eine anderweitige 
pädagogische Verwendungsmöglichkeit in Betracht zu ziehen sein. 

Solange der Gesetzgeber dazu aber keine differenziertere Regelung 
treffe, setze der Eingriff in die Glaubensfreiheit von Lehrkräften vo-
raus, dass wenigstens eine hinreichend konkrete Gefahr für die staat-
liche Neutralität oder den Schulfrieden belegbar sei. Das Vorliegen 
einer solchen Gefahr sei entsprechend zu begründen. 

Das Tragen eines islamischen Kopftuchs begründe – wie der Senat 
ausführt – eine hinreichend konkrete Gefahr im Regelfall nicht. 
Vom Tragen dieser Kopfbedeckung gehe für sich genommen noch 
kein werbender oder gar missionierender Effekt aus. Ein islamisches 
Kopftuch sei in Deutschland nicht unüblich, auch wenn es von der 
Mehrheit muslimischer Frauen nicht getragen werde. Es spiegele sich 
im gesellschaftlichen Alltag und der Schülerschaft vielfach wider. Die 
bloß visuelle Wahrnehmbarkeit sei in der Schule als Folge indivi-
dueller Grundrechtsausübung ebenso hinzunehmen, wie auch sonst 
grundsätzlich kein verfassungsrechtlicher Anspruch darauf bestehe, 
von der Wahrnehmung anderer religiöser oder weltanschaulicher Be-
kenntnisse verschont zu bleiben. 

bb) Die beanstandeten Regelungen sind nach Ansicht des Senats 
teilweise durch verfassungskonforme Auslegung zu „retten“ (1). Das 
BAG habe diese Vorgaben allerdings verkannt (2). Die Vorschrift 
des § 57 Abs. 4 Satz 3 SchulG NRW sei einer solchen Auslegung 
indessen nicht zugänglich (3).

(1) Eine einschränkende Auslegung des § 57 Abs. 4 Satz 1 SchulG 
NW ist nach Ansicht des BVerfG möglich und von Verfassungs 
wegen geboten. Sie diene der Vermeidung einer Normverwerfung 
und sei damit dem Gesichtspunkt der größtmöglichen Schonung 
der Gesetzgebung geschuldet. Sie nehme Rücksicht darauf, dass die 
Norm auch andere Anwendungsbereiche habe, die sich von der hier 
vorliegenden Fallgestaltung unterscheiden. Dabei könne es sich etwa 
um verbale Äußerungen und ein offen werbendes Verhalten handeln. 
Hier könne die Untersagungsvorschrift auch in einer Interpretation, 
die schon die abstrakte Gefahr erfasst, ihre Bedeutung haben. Der 
einschränkenden Auslegung stehe nicht entgegen, dass dem Ge-

setzgeber entstehungsgeschichtlich ein Kopftuchverbot als typischer 
Anwendungsfall der Vorschrift vorgeschwebt habe. Der Norm werde 
lediglich ein weniger weit reichender Anwendungsbereich zuerkannt. 

Diese Auslegungsmaßgaben gelten entsprechend für § 57 Abs. 4 Satz 2 
SchulG NRW. Die darin geforderte Eignung des äußeren Verhaltens, 
bei Schülerinnen und Schülern sowie Eltern den Eindruck hervorzuru-
fen, dass eine Pädagogin oder ein Pädagoge gegen die Menschenwürde, 
die Gleichberechtigung nach Art. 3 GG, die Freiheitsgrundrechte oder 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftrete, könne allein im 
Blick auf das äußere Erscheinungsbild nur bei Vorliegen hinreichend 
konkreter Anhaltspunkte aus der Sicht eines objektiven Betrachters 
bejaht werden. Allerdings sei mit Rücksicht auf die grundrechtlichen 
Gewährleistungen des Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG die Annahme verfehlt, 
das Tragen eines islamischen Kopftuchs oder einer anderen, auf eine 
Glaubenszugehörigkeit hindeutenden Kopfbedeckung sei schon für 
sich genommen ein solches Verhalten.

Das Erfordernis einer einschränkenden Auslegung der Sätze 1 und 2 
des § 57 Abs. 4 SchulG NW bestehe auch, soweit diese gem. § 58 Satz 
2 SchulG NRW auf sonstiges pädagogisches und sozialpädagogisches 
Personal entsprechend anzuwenden seien.

(2) Die angegriffenen Entscheidungen der Fachgerichte, namentlich 
die des BAG, werden nach Ansicht des Senats den Erfordernissen 
der gebotenen verfassungskonformen einschränkenden Auslegung 
nicht gerecht. Die rechtliche Würdigung des BAG gehe davon aus, 
dass das Bekundungsverbot des § 57 Abs. 4 Satz 1 SchulG NRW 
bereits bei einer abstrakten Gefahr greife. Die Annahme, dass schon 
die „berechtigte Sorge“ der Eltern vor einer ungewollten religiösen 
Beeinflussung ihrer Kinder den Schulfrieden gefährde, trage der 
Glaubens- und Bekenntnisfreiheit der Pädagoginnen in der be-
kenntnisoffenen Gemeinschaftsschule nicht in angemessener Weise 
Rechnung. Sie vernachlässige das Gewicht der positiven Glaubens-
freiheit des pädagogischen Personals im Zusammenhang mit einem 
plausibel dargestellten imperativen religiösen Bedeckungsgebot. Die 
bislang getroffenen Feststellungen gäben im Übrigen keinerlei An-
halt für eine hinreichend konkrete Gefahr für den Schulfrieden oder 
die staatliche Neutralität durch das Auftreten der Bf in ihren Schulen. 

In beiden Ausgangsverfahren seien die Fachgerichte nicht von einem 
zutreffenden, auf das Grundrecht der Glaubensfreiheit der Bf hinrei-
chend Bedacht nehmenden Verständnis der gesetzlichen Regelung 
ausgegangen. Weder die Feststellungen der Arbeitsgerichte in den Tat-
sacheninstanzen noch die rechtliche Würdigung auch durch das BAG 
ließen Umstände erkennen, die eine hinreichend konkrete Gefahr für 
die Schutzgüter der Norm verdeutlichen könnten. Im Gegenteil: Die Bf 
zu 2 habe sich bereits um ihre Einstellung mit einem Lichtbild bewor-
ben, das sie mit Kopftuch zeigte. Ihr zunächst befristetes Arbeitsverhält-
nis sei später in ein unbefristetes umgewandelt worden. Sie habe ihren 
Dienst – so ihr unwidersprochen gebliebener Vortrag – stets mit einem 
das Haar bedeckenden Kopftuch verrichtet, ohne dass es deswegen zu 
Beanstandungen gekommen sei. Unter diesen Umständen seien die von 
den Arbeitsgerichten gebilligte Abmahnung sowie die Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses der Bf zu 2 mit der gegebenen Begründung und 
dem zugrunde liegenden Verständnis des § 57 Abs. 4 SchulG NW 
verfassungsrechtlich nicht haltbar. Auch im Ausgangsverfahren der 
Bf zu 1 ist nicht ansatzweise erkennbar, inwieweit sich aus dem Tra-
gen einer Wollmütze und eines Rollkragenpullovers eine hinreichend 
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konkrete Gefahr für den Schulfrieden oder die staatliche Neutralität 
ergeben könnte. 

Damit verletzen die angegriffenen Entscheidungen die Bf in ihrem 
Grundrecht aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. 

(3) Die weitere von den Bf erhobene verfassungsrechtliche Bean-
standung von Satz 3 des § 57 Abs. 4 SchulG NW sei ebenfalls 
begründet. Die vom Gesetzgeber als Privilegierungsbestimmung 
zugunsten der Darstellung christlicher und abendländischer Bil-
dungs- und Kulturwerte oder Traditionen gewollte Teilregelung in 
Satz 3 der Vorschrift stellt nach Ansicht des BVerfG eine gleich-
heitswidrige Benachteiligung aus Gründen des Glaubens und der 
religiösen Anschauungen dar (Art. 3 Abs. 3 Satz 1, Art. 33 Abs. 3 
GG). Dieser Verfassungsverstoß habe sich in den angegriffenen 
Entscheidungen niedergeschlagen. Zwar seien diese nicht auf Satz 
3 des § 57 Abs. 4 SchulG NW gestützt, weil Satz 3 auf die beiden 
muslimischen Bf keine Anwendung finde. Gerade der Ausschluss 
von der in Satz 3 vorgesehenen Privilegierung führe aber dazu, dass 
auch die beiden konkret zu beurteilenden Entscheidungen die Bf 
in verfassungswidriger Weise benachteiligen. Kämen die Bf in den 
Genuss der Privilegierung, wären sie den arbeitsrechtlichen Sank-
tionen aufgrund des § 57 Abs. 4 Satz 1 u. 2 SchulG NRW nicht 
ausgesetzt gewesen. 

Die Ungleichbehandlung sei verfassungsrechtlich nicht zu recht-
fertigen. Für eine Bevorzugung christlich und jüdisch verankerter 
religiöser Bekundungen gebe es keine tragfähigen Rechtfertigungs-
möglichkeiten. Die Wahrnehmung des Erziehungsauftrags, wie er in 
Art. 7 Abs. 1 u. Art. 12 Abs. 3 VerfNRW umschrieben sei, rechtfertige 
es nicht, Amtsträger einer bestimmten Religionszugehörigkeit bei der 
Statuierung von Dienstpflichten zu bevorzugen. Soweit diesen lan-
desverfassungsrechtlichen Bestimmungen ein christlicher Bezug des 
staatlichen Schulwesens entnommen werden könne, solle sich dies 
auf säkularisierte Werte des Christentums beziehen. Zudem werde 
das landesverfassungsrechtliche Erziehungsziel in Art. 7 Abs. 1 Verf 
NRW („Ehrfurcht vor Gott“) nach wohl überwiegender Auffassung 
nicht nur auf den christlichen Glauben bezogen; es solle offen sein 
für ein persönliches Gottesverständnis, also nicht nur das christliche, 
sondern auch das islamische Gottesverständnis ebenso umfassen wie 
polytheistische oder unpersönliche Gottesvorstellungen. Schließlich 
bezögen sich die landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen, die 
in § 57 Abs. 4 Satz 3 SchulG NW in Bezug genommen werden, 
vornehmlich auf die Gestaltung des Unterrichts und seiner Rahmen-
bedingungen, seien aber keine tragfähige Grundlage für eine diffe-
renzierte Statuierung von Dienstpflichten für Pädagogen. Deshalb 
komme es auch nicht mehr darauf an, dass auch Art. 31 GG einer 
Einschränkung der durch das Grundgesetz verbürgten religiösen 
Gleichheitsrechte durch Landesverfassungsrecht Grenzen setze.

Eine verfassungskonforme einschränkende Auslegung des Satzes 3 
von § 57 Abs. 4 SchulG NRW, wie sie das BAG zur Vermeidung einer 
verfassungswidrigen Benachteiligung aus religiösen Gründen seinen 
Entscheidungen zugrunde gelegt habe, sei nicht möglich. Sie würde 
die Grenzen verfassungskonformer Norminterpretation überschrei-
ten und wäre mit der richterlichen Gesetzesbindung nicht vereinbar 
(Art. 20 Abs. 3 GG). Die verfassungskonforme Auslegung finde ihre 
Grenze dort, wo sie zum Wortlaut und dem klar erkennbaren Willen 
des Gesetzgebers in Widerspruch treten würde.

III. Ergänzender Hinweis

Die Entscheidung ist mit 6:2 Stimmen ergangen. Zwei Angehörige des 
Senats haben ihre „abweichende Meinung“ in einem Sondervotum nie-
dergelegt. Der Senat hat sich nach Meinung der „Abweichler“ insbesondere 
von den Maßgaben und Hinweisen der sog. Kopftuch-Entscheidung des 
Zweiten Senats vom 24. 9. 2003 (BVerfGE 108, 282, s. auch DVP 2004, 
S. 122) entfernt. Danach obliege es dem Landesschulgesetzgeber gerade 
für den Bereich der öffentlichen Schule, gesetzlich zu regeln, inwieweit er 
religiöse Bezüge in der Schule zulasse oder wegen eines strikteren Neutra-
litätsverständnisses aus der Schule heraushalte. Die vom nordrhein-west-
fälischen Landesschulgesetzgeber gewollte Untersagung schon abstrakt zur 
Gefährdung des Schulfriedens und der staatlichen Neutralität geeigneter 
Bekundungen durch das äußere Erscheinungsbild von Pädagogen sei ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Die bekenntnisoffene öffentliche Gemeinschaftsschule sei durch das Aufei-
nandertreffen unterschiedlicher Glaubensüberzeugungen von Pädagogen, 
Schülern und Eltern gekennzeichnet, deren Freiheitsgewährleistung im 
Alltag auch das Tragen religiös konnotierter Bekleidung umfasse. Der Er-
ziehungsauftrag des Staates, den er in fördernder und wohlwollender Neu-
tralität gegenüber den unterschiedlichen religiösen und weltanschaulichen 
Richtungen wahrzunehmen habe, erfordere im Blick auf Pädagogen, die in 
der Schule von ihrer individuellen Glaubensfreiheit Gebrauch machen, in 
der Ausgestaltung einen angemessenen und schonenden Ausgleich zwischen 
den betroffenen verfassungsrechtlichen Positionen. Diesen Ausgleich habe 
in den wesentlichen Fragen der Gesetzgeber vorzugeben. Nach der bishe-
rigen Rechtsprechung des BVerfG sei davon auszugehen gewesen, dass das 
GG den Ländern im Schulwesen umfassende Gestaltungsfreiheit belasse. 
Auch in Bezug auf die weltanschaulich-religiöse Ausprägung der öffent-
lichen Schulen habe Art. 7 GG danach die weitgehende Selbstständigkeit 
der Länder und im Rahmen von deren Schulhoheit die grundsätzlich freie 
Ausgestaltung der Pflichtschule im Auge. Diese den Ländern bisher zuge-
standene weitgehende Gestaltungsfreiheit für das Schulwesen schließe nach 
dem Urteil v. 24. 9. 2003 bei der Ausgestaltung des Erziehungsauftrags 
die Möglichkeit ein, der staatlichen Neutralität im schulischen Bereich eine 
striktere und mehr als bisher distanzierende Bedeutung beizumessen und 
demgemäß auch durch das äußere Erscheinungsbild einer Lehrkraft ver-
mittelte religiöse Bezüge von den Schülern grundsätzlich fernzuhalten, um 
Konflikte mit Schülern, Eltern oder anderen Lehrkräften von vornherein 
zu vermeiden. Es sei demnach zunächst Sache des Landesgesetzgebers, 
darüber zu bef inden, wie er den schonenden Ausgleich bei der Gestal-
tung des Erziehungsauftrags im multipolaren Grundrechtsverhältnis der 
Schule f inde. Dabei könne er religiöse Bezüge in der bekenntnisoffenen 
Gemeinschaftsschule in weitgehendem Maße zulassen; er könne sie aber 
auch – abgesehen von der Garantie des Religionsunterrichts (Art. 7 Abs. 3 
GG) – weitgehend aus der Schule heraushalten. Entscheide sich der Lan-
desgesetzgeber – etwa in Ansehung wachsender kultureller und religiöser 
Vielfalt – für eine Beschränkung des zulässigen Ausmaßes religiöser Bezüge 
in der Gemeinschaftsschule, so stehe es ihm – gerade bezogen auf das Verhal-
ten seiner Pädagogen – offen, schon vorbeugend möglichen Beeinflussungen 
der Schülerinnen und Schüler entgegenzuwirken, um nicht fernliegende 
Konflikte zwischen Pädagogen und Schülern sowie deren Eltern, aber auch 
innerhalb der Schülerschaft von vornherein zu vermeiden.

Der Landesgesetzgeber könne gute und tragfähige Gründe für sich in 
Anspruch nehmen, die schon die abstrakte Gefahr für den Schulfrieden 
und die staatliche Neutralität für das in Rede stehende generelle Verbot 
religiöser Bekundungen auch durch das äußere Erscheinungsbild genügen 
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lassen. Auch eine solche Lösung für die Umsetzung des vom Gesetzgeber 
verfolgten legitimen Ziels sei als angemessen und zumutbar zu beurteilen. 
Den Pädagogen komme in der Schule im Umgang mit den Schülerinnen 
und Schülern zudem eine Vorbildfunktion zu. Die gewollte erzieherische 
Einwirkung löse in der Regel bei Schülern und mittelbar auch bei deren 
Eltern irgendeine Form der Reaktion aus. Von religiösen Bekundungen 
durch das Tragen religiös konnotierter Bekleidung gehe – abhängig auch 
von dem Alter der betroffenen Schülerinnen und Schüler – nicht zwingend, 
aber jedenfalls nicht ausschließbar eine gewisse appellative Wirkung aus. 
Das Schulgeschehen sei darauf angelegt, die Persönlichkeitsentwicklung 
der Schüler umfassend zu fördern, insbesondere auch das Sozialverhalten 
zu beeinflussen. Die Umsetzung dessen sei Aufgabe der Pädagogen (vgl. 
§ 57 Abs. 1 SchulG NRW). Deren Verhalten, aber auch die Befolgung 
bestimmter religiöser Bekleidungsregeln treffe auf Personen, die aufgrund 
ihrer Jugend in ihren Anschauungen noch nicht gefestigt seien, Kritik-
vermögen und Ausbildung eigener Standpunkte erst erlernen sollen und 
daher auch einer mentalen Beeinflussung besonders leicht zugänglich seien 
(so der Senat in BVerfGE 93, S. 1 <20> – Kruzifix). Eine wirklich offene 
Diskussion über die Befolgung religiöser Bekleidungsregeln und -praktiken 
werde, wenn Lehrpersonen persönlich betroffen seien, in dem spezifischen 
Abhängigkeitsverhältnis der Schule allenfalls begrenzt möglich sein. 

Das Tragen religiös konnotierter Kleidung durch Pädagogen könne 
schließlich zu Konflikten innerhalb der Schülerschaft und unter den El-
tern führen und sie befördern, zumal wenn die Betroffenen möglicher-
weise ähnlichen, aber hinsichtlich bestimmter religiöser Regeln – wie etwa 
dem Bedeckungsgebot – verschiedenen Glaubensrichtungen angehören, in 
denen unterschiedliche Anschauungen über das „richtige“ glaubensgeleite-
te Verhalten herrschen. Auch wenn solche religiösen Bekundungen nicht 
zwingend zu einer Beeinträchtigung der negativen Glaubensfreiheit und 
des Elterngrundrechts führen müssen, so bestehe doch in dieser Hinsicht 
ein erhebliches Risiko. 

Das Minderheitenvotum kommt zu folgenden Ergebnissen:

Die Verfassungsbeschwerde der Bf zu 1 wäre im Ergebnis ebenfalls für 
begründet zu erachten gewesen. Die von ihr getragene Bedeckung, eine 
Wollmütze und ein gleichfarbiger Rollkragenpullover, sei nicht aus sich 
heraus religiös konnotiert und werde auch im Umfeld der Schule nicht 
ohne Weiteres als religiöse Bekundung von starker Ausdruckskraft deutbar 
sein. Hierzu fehle in den angegriffenen Entscheidungen eine vertretbare, 
tragfähige Begründung. Die Verfassungsbeschwerde der Bf zu 2 erschei-
ne dagegen unbegründet. Vorstellbar wäre allenfalls gewesen, aufgrund 
ihres Eintritts in den Schuldienst lange vor der Verkündung der in Rede 
stehenden Regelung, der unter Offenlegung ihrer glaubensgeleiteten Be-
kleidungspraxis erfolgt sei, und wegen der langdauernden, im Blick auf die 
Schutzgüter unbeanstandet gebliebenen Lehrtätigkeit unter dem Gesichts-
punkt rechtsstaatlich gebotenen Vertrauensschutzes (Art. 20 Abs. 3 GG) 
eine differenziertere gesetzliche Lösung für solche Altfälle einzufordern. 

Das Sondervotum enthält eine Reihe sehr bedenkenswerter Argumente. Es 
dürfte nicht ganz einfach sein, die auseinander driftenden Positionen in 
die der Senatsmehrheit offenbar vorschwebende praktische (Grundrechts-)
Konkordanz zu bringen. Das BVerfG schiebt den „Schwarzen Peter“ auf 
die Ebene der Schule, in der Konflikte zu entstehen drohen. Ein Gegensteu-
ern dürfte in einer solchen Situation jedoch kaum noch möglich sein, ohne 
den Streit weiter anzufachen. Entsprechendes gilt für die Ausweisung von 
„Sondergebieten“, in denen eine abstrakte Gefahr genügen soll. 
� J.V.

Zustellung „vorab per Telefax“

(OVG Bautzen, Beschl. v. 14. 8. 2013 – 1 B 365/13, in: BauR 2014, S. 685 ff.)

1. Die Übermittlung einer vollständigen Entscheidung „vorab per Tele-
fax“ setzt die Begründungsfrist des § 146 Abs. 1 Satz 1 VwGO in Lauf, 
wenn dem Beschluss ein Empfangsbekenntnis beigefügt ist, das den Zusatz 
„Zustellung gem. § 56 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 174 Abs. 1 ZPO“ enthält. 
Die nachfolgende Übersendung einer Beschlussausfertigung unter Beifü-
gung eines weiteren Empfangsbekenntnisses auf dem normalen Postweg 
setzt die Begründungfrist nicht erneut in Lauf. Bei mehrfacher Zustellung 
einer Entscheidung an denselben Beteiligten ist für die Fristberechnung 
auf die erste wirksame Bekanntgabe abzustellen (wie BVerwG, Beschluss 
vom 19.4.1994 – 5 B 19.94 –, juris Rdnr. 2 m.w.N.).

2. Wird ein Beschluss einem Prozessbevollmächtigten an zwei verschie-
denen Tagen förmlich zugestellt, darf er auch dann nicht ohne Weite-
res darauf vertrauen, dass die bei der Einlegung einer Beschwerde zu 
beachtenden Fristen bezogen auf das später datierende Empfangs-
bekenntnis zu berechnen sind, wenn in der Eingangsmitteilung des 
Beschwerdegerichts nur die spätere Zustellung in Bezug genommen 
wird.

Zum Sachverhalt:

Der Beschluss des VG Dresden vom 30.5. 2013, der am 3.6.2013 voll-
ständig zur Geschäftsstelle des Gerichts gelangt war, wurde den Betei-
ligten noch am 3.6.2013 vorab per Telefax übermittelt. Dem Beschluss 
war eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt worden. 
Sodann erfolgte eine weitere Zustellung auf dem normalen Postweg. Es 
existieren, vom Prozessbevollmächtigten ausgestellt, zwei Empfangsbe-
kenntnisse. Das eine bezieht sich auf die Beschlussausfertigung per Te-
lefax (3.6.2013) und das andere auf den normalen Postweg (5.6.2013). 
Die Beschwerde des Antragstellers hatte keinen Erfolg.

Aus den Gründen:

Da die Beschwerde nicht innerhalb der gesetzlichen Frist begründet 
wurde, verwarf das Gericht diese Beschwerde als unzulässig.

Der angefochtene Beschluss des VG Dresden ist dem Prozessbevoll-
mächtigten, ausweislich eines Empfangsbekenntnisses am 3.6.2013 
wirksam zugestellt worden. Diese Zustellung hat die Begründungs-
frist nach § 146 Abs. 4 S. 1 VwGO in Lauf gesetzt. Unerheblich ist 
dabei die erneute Zustellung des Beschlusses am 5.6.2013 auf dem 
normalen Postweg.

Die vollständige Entscheidung des VG Dresden war mit einer ord-
nungsgemäßen Rechtsmittelbelehrung versehen worden. Zudem war 
dem „vorab per Telefax“ übermittelte Beschluss ein Empfangsbekennt-
nis beigefügt worden, das den eindeutigen Zusatz „Zustellung gem. 
§ 56 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 174 Abs. 1 ZPO“ enthielt. So war unzwei-
felhaft zu erkennen, dass die förmliche Bekanntgabe der Entscheidung 
erfolgen sollte. Dabei ist es für die Wirksamkeit der hier angeordneten 
Zustellung nach § 56 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 174 Abs. 2 S. 1 ZPO un-
erheblich, ob die Anforderungen der Soll-Vorschrift des § 174 Abs. 2 
S. 2 ZPO gewahrt sind. Zudem ergibt sich aus dem am 3.6.2013 mit 
dem Eingangsstempel des Prozessbevollmächtigten versehenen und 
unterschriebenen Empfangsbekenntnis, dass der Beschluss an diesem 
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Tag tatsächlich zugegangen ist, so das selbst ein Zustellungsmangel 
geheilt wäre (§§ 56 Abs. 2 VwGO i.V.m 189 ZPO). 
Die nachfolgende Übersendung einer Beschlussausfertigung mit 
einem weiteren Empfangsbekenntnis auf dem normalen Postweg 
setzt die Begründungsfrist nicht erneut in Gang. Bei der mehrfa-
chen Zustellung einer Entscheidung an denselben Beteiligten ist für 
die Fristberechnung auf die erste wirksame Bekanntgabe abzustellen.

Gründe für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 60 
VwGO sind nicht ersichtlich.
� H.W. 

Zum Auskunftsanspruch gegenüber 
der SCHUFA 

(BGH, Urt. v. 28. 1. 2014 – VI ZR 156/13, DB 2014, S. 588)

1.	 Ein durch eine Bonitätsauskunft Betroffener hat einen Anspruch 
darüber, welche personenbezogenen, insbesondere kreditrelevanten 
Daten in die den Kunden der SCHUFA mitgeteilten Wahrscheinlich-
keitswerte eingeflossen sind.

2.	 Die allgemeinen Rechengrößen – wie etwa die herangezogenen sta-
tistischen Werte, die Gewichtungsparameter und die Bildung etwaiger 
Vergleichsgruppen – sind als „Scoreformel“ demgegenüber als Geschäfts-
geheimnis geschützt; hierauf erstreckt sich der Auskunftsanspruch dem-
gemäß nicht.

Nichtamtl. Leitsätze

Anmerkung:

Zum Sachverhalt

Die Wirtschaftauskunftei SCHUFA verarbeitet Daten, die für die 
Beurteilung der Kreditwürdigkeit der betroffenen Personen bedeut-
sam sind. Des Weiteren erstellt sie sog. Scorewerte. Der „Score“ ist ein 
Wahrscheinlichkeitswert über das künftige wirtschaftliche Verhalten 
von Personen. Er wird aufgrund statistisch-mathematischer Analy-
severfahren ermittelt. Je besser der Scorewert, um so mehr geht die 
SCHUFA davon aus, dass die betroffene Person ihre Verbindlich-
keiten vertragsgemäß erfüllen wird. Die SCHUFA stellt diese Daten 
den Vertragspartnern zwecks Prüfung der Bonität von Kunden zur 
Verfügung. 

Die Klägerin (K), die aufgrund einer falschen Negativauskunft der 
beklagten SCHUFA keinen Kredit für den Kauf eines Autos erhalten 
hatte, macht gegen der Beklagten (B) einen datenschutzrechtlichen 
Auskunftsanspruch geltend. Sie verlangt von B insbesondere, ihr die 
einzelnen Elemente, die in die Berechnung ihre der Scores eingeflos-
sen sind, offenzulegen. B soll danach Angaben zu den Vergleichsgrup-
pen machen, in die sie K zur Berechnung der Scores eingeordnet hat. 

Zur Rechtslage

Grundlage für den geltend gemachten Anspruch kann § 34 Abs. 4 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sein. Danach ist dem Betroffe-
nen das Zustandekommen und die Bedeutung der Wahrscheinlich-
keitswerte einzelfallbezogen und nachvollziehbar in allgemein ver-

ständlicher Form darzulegen. In einer für einen Laien verständlichen 
Form soll erkennbar sein, warum der Betroffene einen bestimmten 
Bonitätswert (Score) erhalten hat. Der Betroffene soll ausreichende 
Informationen erhalten, um die Auskunft notfalls anfechten, insbe-
sondere falsche Daten korrigieren zu können. Damit hat der Betrof-
fene zunächst einen Anspruch auf Mitteilung der für die Berechnung 
seines Score konkret verwendeten Daten. Darüber hinaus muss ihm 
mitgeteilt werden, welches konkrete Datum die Scoreberechnung 
beeinflusst hat. Einen darüber hinausgehenden Anspruch lehnt der 
Senat indessen ab. Die sog. Scoreformel – also die abstrakte Methode 
der Berechnung – muss die SCHUFA nicht mitteilen, weil es sich 
nach Ansicht des Gerichts um ein geschütztes Geschäftsgeheimnis 
handelt. 

Der Senat folgt mit dieser Entscheidung der im Schrifttum vertrete-
nen Auffassung, wonach keine detaillierte Auskunftspflicht besteht. 
Der Betroffene muss lediglich erkennen können, welche Faktoren 
die für ihn einschlägige Bewertung beeinflusst haben. Zwar kann 
eine betroffene Person nicht „nachrechnen“, wie ihr Scorewert im 
Einzelnen zustande gekommen ist. Im Regelfall dürfte es aber ent-
scheidend darauf ankommen, ob die von der SCHUFA verwendeten 
personenbezogenen Daten richtig sind. 
� J.V.

Anfertigung von Bildaufnahmen von 
einem Arbeitnehmer wegen Verdachts einer 
nur vorgetäuschten Arbeitsunfähigkeit

(LAG Mainz, Urt. v. 11. 7. 2013 – 10 SaG 3/13, RDV 2014, S. 44)

Besteht der Verdacht, dass ein Arbeitnehmer seine Arbeitsunfähigkeit 
lediglich vorgetäuscht hat, um krankgeschrieben zu werden, so darf ein 
Vorgesetzter bzw. der Arbeitgeber den Arbeitnehmer (heimlich) fotogra-
f ieren, wenn der Arbeitnehmer in einer Waschanlage einen Pkw reinigt 
und einen körperlich gesunden Eindruck macht. 

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Der Beklagte (B), der Vorgesetzter des Klägers (K) war, traf den wegen 
Arbeitsunfähigkeit krankgeschriebenen K an einem Samstag vormit-
tags an einer Autowaschanlage. K reinigte gemeinsam mit seinem Vater 
einen Pkw. B fotografierte K mit seiner Handykamera, um den Vorgang 
zu dokumentieren, weil er den Verdacht hatte, K habe seine Arbeitsun-
fähigkeit nur vorgetäuscht. K hat deswegen eine einstweilige Verfügung 
beantragt, durch die B und dem Arbeitgeber des K untersagt wird, ihn 
ohne Einwilligung zu fotografieren, zu filmen und/oder ihm heimlich 
nachzustellen und/oder ihn heimlich zu kontrollieren. Außerdem ver-
langte K die Herausgabe sämtlicher Film- und Fotoaufnahmen, die B 
an der Autowaschanlage hergestellt hatte.

Der Antrag hatte in beiden Instanzen keinen Erfolg. K steht nach 
Ansicht des Gerichts der geltend gemachte Unterlassungsanspruch 
aus den §§ 823, 1004 BGB i. V. mit Art. 1 und 2 GG nicht zu. Zwar 
liege ein Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des K vor, 
weil dieser ohne Einwilligung fotografiert worden sei. Das Recht 
umfasse auch die Befugnis, selbst darüber zu entscheiden, ob Foto-
grafien oder Filmaufnahmen vom Betroffenen gemacht und verwen-
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Hönes, Handbuch Städtebaulicher Denkmalschutz, 2014, 2 Bände, ca. 993 Seiten, ca. 
€ 149,00, ISBN 978-3-8300-7988-0, Verlag Dr. Kovac, Hamburg

Die Entwicklung des städtebaulichen Denkmalschutzes als Teil des Bodenrechts 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG) ist Gegenstand des „Handbuches Städtebaulicher Denk-
malschutz“. Im Mittelpunkt stehen die Möglichkeiten der Erhaltung vorhandener Orts-
teile in ihrer Eigenart und ihrer städtebaulichen Gestalt, die Belange der Baukultur, 
des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege. Beleuchtet werden die Aufgaben der 
Dorferneuerung, der Flurbereinigung sowie die Sorge um die erhaltenswerten Ortsteile, 
Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung 
und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes. Somit geht es auch um den Schutz 
der Stätten und historischen Kulturlandschaften. Die Rechtsfragen werden auf Grund-
lage der einschlägigen Bundesgesetze geklärt.
Die Ausführungen haben immer die Praxis im Fokus. Eine Vielzahl von Beispielen ver-
anschaulicht den Sachverhalt. Anhand des bundesrechtlichen Bau-, Boden-, Planungs-, 
Natur- und Umweltrechts wird die Verknüpfung der einzelnen Fachdisziplinen kom-
mentiert. Dies erfolgt unter Einbeziehung der internationalen Vorgaben wie der UNES-
CO-Welterbekonvention von 1972 und der europäischen Vorgaben zum Denkmal-, Kul-
turgüter- und Welterbeschutz. Es wird aufgezeigt, dass der städtebauliche Denkmalschutz 
auch eine politische Angelegenheit ist: Schließlich ist er eine gesamtstaatliche Aufgabe, 
die im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung durch die Gemeinden umgesetzt 
wird. Dazu haben der Bund und das Deutsche Nationalkomitee für Denkmalschutz in 
Nachfolge des Europäischen Denkmalschutzjahrs 1975 für 2018 ein „Europäisches Jahr 
für Denkmalschutz“ angekündigt. Hierzu liefert das Handbuch wichtige Vorschläge zur 
besseren Berücksichtigung des Denkmalschutzes im Bundesrecht. Also müssen sich auch 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages dafür einsetzen.
Es gilt deshalb, die Mehrheit der Ratsmitglieder und der Bürger zu informieren, zu 
überzeugen und zu gewinnen. Für die Gemeinden sind die rechtlichen Vorgaben als 
Plattform zur Erhaltung ihrer gebauten Umwelt von großem Nutzen. Das Handbuch 
ist für Politiker, Bürgermeister, Fraktionsvorsitzende, Gemeinderäte, Investoren, Planer, 
Architekten, Statiker, Baupolizisten, Brandschutzingenieure, Denkmalpfleger, Denk-
malorganisationen, Archäologen, Restauratoren, Handwerker und die betroffenen Ei-
gentümer interessant. Letztendlich geht die Erhaltung des kulturellen Erbes alle an.

Staatshandbücher Ausgaben 2015 (Hrsg. Articus, Henneke, Wansleben): Meck-
lenburg-Vorpommern, 167 Seiten, geb., € 85,00, ISBN 978-3-452-28164-7; Rhein-
land-Pfalz, 305 Seiten, geb., € 96,00, ISBN 978-3-452-28163-0, Carl Heymanns 
Verlag 

Mit der – nach Bundesländern geordneten – Staatshandbuch-Reihe hat der Hey-
manns-Verlag ein Nachschlagewerk geschaffen, das in seiner Art einzig ist. Die aktuelle 
Edition bringt die angezeigten Handbücher auf den Stand Oktober 2014.
Die Darstellungen umfassen den Aufbau der Landesverwaltungen, die Gerichte des 
Landes – nach Zweigen differenziert –, das (Hoch-)Schulwesen, die kirchliche Or-
ganisation, im jeweiligen Land angesiedelte Bundesbehörden und -einrichtungen, 
diplomatische Missionen bzw. konsularische Vertretungen und Einrichtungen der 
Europäischen Union. 
Dabei beschränken sich die Bücher nicht auf die Nennung dieser Einrichtungen und 
ihrer inneren Organisation (Leiter, Aufgabenverteilung), sondern liefern zu etlichen 
Stichworten ergänzende Ausführungen. Die „Organe der Rechtspflege“ werden bei-
spielsweise im Handbuch Nordrhein-Westfalen auf knapp neun Seiten erläutert. 
Umfassende Stichwortverzeichnisse (Sachverzeichnisse, Namensverzeichnisse) ermög-
lichen einen schnellen Zugriff auf eine bestimmte Person oder Institution. Der Zugriff 
ist im Übrigen auch online möglich.

Fazit: Beide Handbücher sind ausgezeichnete Nachschlagewerke zum öffentlichen 
Leben in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Staatshandbuch Hessen (Hrsg: Articus/Henneke/Wansleben), 2014, 323 Seiten, geb., 
€ 93,00, ISBN 978-3-452-28069-5, Wolters Kluwer/Heymanns

Das gut eingeführte Staatshandbuch informiert zuverlässig über den Landtag, die Re-
gierung, die Behörden und über die Organe der Rechtspflege im Land Hessen. 
Der Herausgeber haben (erneut) ein gediegenes Informationswerk vorgelegt, das einen 
äußerst informativen Einblick in die Organisation eines großen Bundeslandes gewährt. 
Zwei umfangreiche Stichwort- und Namensverzeichnisse ermöglichen einen schnellen 
Zugriff auf den gesuchten Begriff bzw. Namen. 
Dabei beschränkt sich das Buch nicht auf die Bezeichnung der Staatsorgane und ihrer 
Leitungen, sondern liefert zu etlichen Stichworten ergänzende prägnante Erläuterungen. 

Fazit: Zwischen den Buchdeckeln haben Herausgeber und Schriftleitung mit viel Liebe 
zum Detail eine Fülle von Informationen zusammengetragen, so dass ein vorzügliches 
Nachschlagewerk zum öffentlichen Leben in Hessen entstanden ist.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, ergänzbarer Kommentar mit weiterfüh-
renden Vorschriften, Lieferung 3/2013, August 2013, Erich Schmidt Verlag, Berlin

Die Lieferung 3/13 enthält neben der Aktualisierung des Vorschriftenteils die Einar-
beitung einiger verwaltungsrechtlicher Entscheidungen in die Kommentierung sowie 
die Berücksichtigung der Änderung kommunalwahlrechtlicher Vorschriften. Außerdem 
wurde § 77 (Nachtragssatzung) völlig neu kommentiert.

Kommunalverfassungsrecht Thüringen, Kommentare, 27. Nachlieferung, Septem-
ber 2013, 178 Seiten, € 28,20, Gesamtwerk 2.602 Seiten, € 129,00, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Wiesbaden

Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung – 
ThürKO)
Mit dieser Lieferung wurde die Kommentierung zu § 25 (Fraktionen) ThürKO kom-
plett überarbeitet, die Erläuterungen zu einigen anderen Paragraphen wurden aktua-
lisiert und ergänzt.

Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG)
Die Erläuterungen zu § 45 (Schlichtung von Streitigkeiten) ThürKGG wurden über-
arbeitet.

Kommunalverfassungsrecht Hessen, Kommentare, Texte, 33. Nachlieferung, Septem-
ber 2013, 588 Seiten, € 49,90, Gesamtwerk 4.720 Seiten, € 199,00, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Wiesbaden

Hessische Landkreisordnung (HKO)
Die Kommentierungen zu zahlreichen Paragraphen des ersten Teils (Selbstverwaltung 
des Landkreises) sowie zu den §§ 55, 56 aus dem zweiten Teil (Landesverwaltung im 
Landreis) der HKO wurden überarbeitet.
Die Lieferung beinhaltet außerdem die Überarbeitung der Kommentierungen zu eini-
gen Vorschriften des hessischen Kommunalwahlgesetzes.

Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, Kommentare, Texte, 26. Nachlieferung, 
Januar 2015, 408 Seiten, € 59,10, Gesamtwerk 978 Seiten, € 99,00, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Wiesbaden

Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)
Mit dieser Lieferung wird neben dem Gesetzestext die Kommentierung des neuen 
Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) aufgenommen.
Die Kommentierung wird zügig fortgesetzt.

det werden dürfen. Dieses Recht am eigenen Bild sei jedoch nicht 
schrankenlos gewährleistet. Ob der Eingriff rechtswidrig sei, sei auf-
grund einer Interessenabwägung im Einzelfall zu entscheiden. Hier 
habe B den Verdacht gehabt, K habe seine Arbeitsunfähigkeit nur 
vorgetäuscht. Der Beweiswert einer ärztlichen Bescheinigung könne 
durch andere Tatsachen mehr oder weniger entwertet werden. Für 
den Unterlassungsanspruch fehle weiterhin die erforderliche Wie-
derholungsgefahr. Allein die Tatsache, dass die Fotos im laufenden 
Kündigungsschutzverfahren vorgelegt wurden, böte keinen Anlass 

für die Annahme, die Beklagten hielten sich für berechtigt, die Fotos 
beliebigen Dritten zugänglich zu machen oder gar im Internet zu 
veröffentlichen. K könne nach alledem auch nicht die Herausgabe 
der Fotos verlangen. 
� J.V.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
H.W.	 =	 Prof. Holger Weidemann
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Thomas Rottenwallner 
Vertrauensschutz im Verwaltungsrecht  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 135
Dem Gedanken des Vertrauensschutzes ist unter der Geltung des 
Grundgesetzes im öffentlichen Recht und speziell im Verwaltungsrecht 
eine außergewöhnliche Karriere gelungen, die es ihm ermöglicht, dieses 
Rechtsgebiet wie kaum ein anderer zu beeinflussen. Obwohl der Begriff 
des schutzwürdigen Vertrauens in Rechtsprechung und Lehre über die 
Jahrzehnte deutlich an Konturen gewonnen hat, liegt die Antwort auf 
viele Fragen noch immer im Dunkeln, was sich auf das Gesamtver-
ständnis sowie die Einfachheit und Sicherheit der Rechtsanwendung 
nachteilig auswirkt. 

In diesem Beitrag soll den Grundlagen des Vertrauensschutzgedankens 
und seinen einzelnen Erscheinungsformen im Verwaltungsrecht nach-
gegangen werden, wobei der Fokus auf die übergreifenden Zusammen-
hänge gerichtet ist.

Erläutert werden: 
–  Die Entwicklung des Vertrauensschutzgedankens im öffentlichen 

Recht und speziell im Verwaltungsrecht,
–  Begriff und rechtliches Wesen des Vertrauensschutzes (Etymologie 

und Semantik, Wissenschaftstheoretische Bedeutung, Vertrauen im 
Recht, Rechtliches Wesen im Verwaltungsrecht, Dogmatische Her-
leitung), 

– Beteiligte am Vertrauensschutz,
–  Strukturelemente des Vertrauensschutzes (Vertrauenstatbestand, 

Rechtsfolgen bei enttäuschtem Vertrauen, Zeitliche Grenzen),
–  Ausprägungen des Vertrauensschutzes (Vertrauensschutz und 

Handlungsform, Einzelne Anwendungsgebiete).

Da sich die Ausbildungsliteratur und die praxisbezogene Fachlitera-
tur dem Vertrauensschutz zumeist nur im Rahmen von Einzelfragen 
widmen, kann diese systematische Darstellung viel zum grundlegenden 
Verständnis dieser Problematik beitragen, indem sie diese Fälle in einen 
Zusammenhang einordnet.

Holger Weidemann/Beate Rheindorf 
Verbandsklage für anerkannte Tierschutzvereine 
in Rheinland-Pfalz .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 148
Verfassungsrechtlich ist der Tierschutz als Staatsziel sowohl im Grund-
gesetz (Art. 20a) wie auch in der Landesverfassung des Landes Rhein-
land-Pfalz (Art. 70) verankert worden. Damit ist der Gesetzgeber zu 
einem effektiven Schutz der Tiere verpflichtet. Um nun das prozessuale 
Ungleichgewicht zwischen den Rechten der Tierhalter und Tiernut-
zer und dem mit Verfassungsrang ausgestatteten Rechtsgut Tierschutz 
abzumildern, hat der Landesgesetzgeber in Rheinland-Pfalz die Ver-
bandsklage für anerkannte Tierschutzvereine eingeführt.

Ziel des Landesgesetzgebers war es, die Begrenzung der Überprüfbar-
keit von behördlichen Entscheidungen auf die Kreise der Tierhalter, 
Tiernutzer sowie der Fachaufsichtsbehörden aufzulösen und auf aner-
kannte Tierschutzvereine auszudehnen. So soll eine Überprüfungs-
möglichkeit geschaffen werden, die frei von persönlichen bzw. adminis-
trativen Interessen ist. 

Mit dem Landesgesetz über die Mitwirkung und das Verbandsklage-
recht für anerkannte Tierschutzvereine (TierSchLMVG) vom 3. April 

2014 ist in Rheinland-Pfalz die entsprechende rechtliche Grundlage für 
die Verbandsklage geschaffen worden.

Tonio Klein
Pegida ist überall – in Dresden? .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 152
Dieser Beitrag befasst sich mit den rechtlichen Voraussetzungen, unter 
denen eine für den 19.01.2015 angezeigte Versammlung von Pegida 
e.v. in Dresden verboten werden konnte. Eingegangen wird u.a. auf die 
Form des Verbots als Allgemeinverfügung, die Gefahrenprognose, die 
Verantwortlichkeit für die Gefahr, die formellen Anforderungen an 
einen schriftlichen VA sowie die Begründung einer Anordnung der 
sofortigen Vollziehung.

Fallbearbeitungen

Udo Kunze 
Sozialleistungsrechtlicher Darlehensvertrag  
über die Gewährung einer Mietkaution  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 154
Schwerpunkte dieser Fallbearbeitung sind die Zulässigkeit und Inhalte 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages über die Gewährung eines Dar-
lehens zur Zahlung einer Mietkaution nach § 35 II SGB XII. In diesem 
Rahmen wird u.a. auf die unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten 
durch Verwaltungsakt und öffentlich-rechtlichen Vertrag eingegangen.

Holger Weidemann
Das Szene-Café  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 168
Gegenstand dieser Klausur ist die Entscheidung über einen Antrag 
auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für das Aufstellen von 
Tischen und Sesseln auf dem Gehweg vor einem Café. Die Lösungs-
hinweise der Klausur folgen nicht im unmittelbaren Anschluss an die 
Aufgabenstellung, sondern sie können nur online unter der Adresse 
www.dvp-digital.de eingesehen werden.

Rechtsprechung

Presserechtlicher Auskunftsanspruch hinsichtlich der nebenamtli-
chen Mitarbeit von Behördenbediensteten an einem Buch („Neukölln 
ist überall“)
(OVG Berlin-Brandenburg., Beschluss vom 13.03.2013 –  
OVG 6 S 4.13) .......................................................................... 170

Die Schließung von Grundschulen – vom Hauptstandort zum Teil-
standort zur Schließung
(VG Gelsenkirchen, Urteil vom 02.07.2014 –  
4 K 6200/6201/12) ................................................................... 171

Verwaltungsakt ohne Rechtsgrundlage
(OLG Hamm, Beschluss vom 27.05.2014 – 5 Rbs 13/14) ........ 173
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Abhandlungen

Dem Gedanken des Vertrauensschutzes ist unter der Geltung des Grund-
gesetzes im öffentlichen Recht und speziell im Verwaltungsrecht eine au-
ßergewöhnliche Karriere gelungen, die es ihm ermöglicht, dieses Rechts-
gebiet wie kaum ein anderer zu beeinflussen. Obwohl der Begriff des 
schutzwürdigen Vertrauens in Rechtsprechung und Lehre über die Jahr-
zehnte deutlich an Konturen gewonnen hat, liegt die Antwort auf viele 
Fragen noch immer im Dunkeln, was sich auf das Gesamtverständnis 
sowie die Einfachheit und Sicherheit der Rechtsanwendung nachteilig 
auswirkt. An dieser Stelle soll den Grundlagen des Vertrauensschutzge-
dankens und seinen einzelnen Erscheinungsformen im Verwaltungsrecht 
nachgegangen werden, wobei der Fokus auf die übergreifenden Zusam-
menhänge gerichtet ist. 

A. Die Entwicklung des Vertrauensschutzgedankens im öffent-
lichen Recht und speziell im Verwaltungsrecht 

Das Grundgesetz kennt den Begriff des „Vertrauensschutzes“ nicht. 
Allenfalls kam der zugrunde liegende Gedanke in Art. 103 Abs. 2 
GG zum Tragen, der das Analogie- und Rückwirkungsverbot von 
Strafgesetzen regelt.1 Ansonsten hat dieser Begriff im Zeitpunkt 
der Verfassungsgebung im öffentlichen Recht und speziell im Ver-
waltungsrecht keine Rolle gespielt, und zwar auch keine solche, die 
einen Schluss auf eine traditionelle Bedeutung zuließe, wie dies bei 
anderen Begriffen des deutschen Verwaltungsrechts (z. B. Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung, Willkürverbot) durchaus vorkommt. 
Das Preußische Oberverwaltungsgericht hat den Gedanken ledig-
lich in vereinzelt gebliebenen Entscheidungen aufgegriffen.2 Erst in 
der Weimarer Zeit ist ein gewisses dogmatisches Interesse erwacht, 
wenn etwa Max Rümelin 1924 meinte: Das „Vertrauensinteresse 
kommt zum Zug, wenn man einen Staatsakt trotz des Fehlens der 
Voraussetzungen, unter denen er hätte ergehen dürfen, wegen des 
auf ihn gesetzten Vertrauens Wirksamkeit beilegt.“3 Dieser Gedanke 
hat jedoch kaum weitreichende Bedeutung erlangt, sondern ist von 
der herrschenden Meinung abgelehnt worden.4 Schüle meint 1931, 
dass „die Präponderanz der öffentlichen Interessen, die der ganzen 
Lehre vom Widerruf gebundener Verwaltungsakte immanent sei“, 
einem „vom Bürger erhobenen Vorwurf einer Verletzung von Treu 
und Glauben zunichte“ machen würde.5 Noch bis Anfang der 1950er 
Jahre herrschte die Vorstellung, dass rechtswidriges Verwaltungshan-
deln nicht nur jederzeit rückgängig gemacht werden darf, sondern 
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dass hierzu wegen der Gesetzesbindung der Verwaltung sogar eine 
Verpflichtung besteht.6 Erst im Zusammenhang mit einer Flut von 
Prozessen auf dem Gebiet der Kriegsopfer-, Witwen- und Waisen-
renten, der Versorgungsbezüge nach dem Gesetz zu § 131 GG und 
zum Lastenausgleich, in denen es um die Rücknahme von rechts-
widrigen begünstigenden Verwaltungsakten ging, hat das BVerwG7 
– bestätigt durch das BVerfG8 – den Vertrauensschutzgedanken 
aufgegriffen und fortentwickelt. Auf diese Entwicklung musste die 
Dogmatik reagieren.9 Schnell haben sich die Lager der Befürworter 
und der Gegner gebildet. Massive Kritik stammt vor allem von Ernst 
Forsthoff. Er sah in dieser Entwicklung „praktisch die Preisgabe 
des Rechtsgrundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung“. Der 
Rechtsstaat würde sich selbst aufgeben, wenn er nicht daran festhielte, 
dass die Gesetzmäßigkeit und Rechtmäßigkeit seines Handelns den 
Vorrang vor allen sonst denkbaren rechtlichen Erwägungen haben 
muss, wenn er insbesondere zugibt, dass es einen Vertrauensschutz 
contra legem geben könnte. Zumindest hat die Sorge bestanden, dass 
der Vertrauensschutz das Recht in einen „Dschungel der Einzelfall-
gerechtigkeit“ 10, in eine „Disziplinlosigkeit“11 hineintreibt. Diese 
Kritik hat sich nicht durchgesetzt. Seit Anfang der 1970er Jahre 
zählt der Vertrauensschutz zum Kernbestand des deutschen Verwal-
tungsrechts, der dogmatisch – auch mit rechtsvergleichenden und 
europarechtlichen Bezügen – zusehends weiter ausgebaut worden ist. 
In den letzten Jahrzehnten ist das Thema vor allem im Hinblick auf 
seine europarechtlichen Implikationen hervorgetreten.12 Ansonsten 
ist es eher still geworden. Die grundlegenden und weitreichenden 
Fragen werden außer in mehreren Monografien13 nur in den grö-
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